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1 Zielsetzung und Vorgehensweise 
 
Geothermieprojekte in öffentlicher Trägerschaft sind aus verschiedenen Gründen sehr kom-
plex. Dies liegt zum einen an der Vielzahl der zu beteiligenden Fachdisziplinen. Zum anderen 
können Vorgaben und Regelwerke für öffentliche Auftraggeber einen erschwerenden Einfluss 
auf ein solches Projekt ausüben. Die vorliegende Arbeit setzt sich, basierend auf den Grund-
lagen der Geothermie und ihren verschiedenen Nutzungsformen, mit einem solchen Projekt 
auseinander. Im Rahmen dieser Arbeit werden erstmals wegweisende Konzepte zur umfas-
senden Bewältigung einer derartig komplexen Aufgabenstellung in einem relativ neuen Ar-
beitsfeld aufgezeigt. Eine detaillierte Darstellung des Projektes „SuperC“, insbesondere der 
Bohrung „RWTH-1“, zeigt am praktischen Beispiel die Vielschichtigkeit eines tiefen Erd-
wärmeprojektes in öffentlicher Trägerschaft und die Bedeutung des Lagerstättenmanage-
ments. Die Erschließung tiefer Erdwärme in unmittelbarer Kundennähe unter direkter Einbin-
dung des Hochbaus ist in dieser Form bisher einmalig in Deutschland. Die fachlichen und 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen werden in dieser Arbeit aufgezeigt und kritisch be-
trachtet. Dies beinhaltet im Wesentlichen eine Würdigung der Projektplanung und des -
verlaufs mit allen planerischen und fachlichen Facetten sowie den Vor- und Nacharbeiten un-
ter technischen, geologischen, kaufmännischen und juristischen Gesichtspunkten. Die Frage 
der vollständigen Nutzung einer geothermischen Lagerstätte wird vor dem Hintergrund des 
Bundesberggesetzes ausführlich diskutiert. Die Notwendigkeit eines umfassenden geologi-
schen Qualitätsmanagements vor, während und nach einer derartigen Bohrung wird aufge-
zeigt. Zur Darstellung der vorstehend genannten Inhalte wurde diese Arbeit daher folgender-
maßen aufgebaut: 
 
• Kapitel 3 beschreibt kurz die Grundlagen der Erdwärme und ihre technische Nutzung. 
• Kapitel 4 stellt die bergrechtlichen Grundlagen der Erschließung von Erdwärme vor und 
diskutiert kritisch insbesondere die Versagensgründe vor dem Hintergrund der späteren 
Verwendung. 
• Kapitel 5 verdeutlicht das Projekt „SuperC“ und seine Struktur. 
• Kapitel 6 widmet sich sehr intensiv der Planung, Durchführung und Bewertung der Geo-
thermiebohrung „RWTH-1“ unter besonderer Berücksichtigung der beteiligten Fachdis-
ziplinen. 
• Kapitel 7 zeigt Erfordernis und Ausprägung eines geologischen Qualitätsmanagements. 
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2 Einleitung 
 
Die Erschließung und vermehrte Nutzung der so genannten erneuerbaren Energieträger hat in 
den letzten Jahren einen enormen Schub erhalten. Die Gründe hierfür liegen in steigenden 
Energiepreisen einerseits, aber auch in den weltweit geführten Diskussionen um den Klima-
schutz und um die Endlichkeit der klassischen fossilen Energieträger Kohle, Erdöl und Erdgas 
andererseits [PREUSSE 1999, PREUSSE & HERZOG 2002] 1. Hinzu kommt, dass derzeit 
das politische Umfeld in Deutschland für einen verstärkten Ausbau der erneuerbaren Energien 
spricht und diese Absichten auch durch eine Reihe von Maßnahmen unterstrichen werden. 
Aufgrund des gestiegenen öffentlichen Interesses und des „Erneuerbaren Energien Gesetzes“ 
vom April 2000 gewinnen Geothermie und andere geogene, erneuerbare Energien in Deutsch-
land mehr und mehr an Bedeutung. Diese gestiegene Bedeutung schlägt sich auch in der 
Schaffung von Anreiz- und Finanzierungsprogrammen für Projekte aus verschiedenen Berei-
chen der erneuerbaren Energien nieder. Auch zeichnet sich inzwischen eine deutlichere Inves-
titionsbereitschaft der Industrie ab [HUENGES et al. 2005]. 
 
Die Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule Aachen (RWTH Aachen) plant inmitten 
des Hochschulviertels den Neubau eines so genannten „Studienfunktionalen Zentrums“. In 
diesem Gebäude sollen unter anderem Studentensekretariat, Zentrales Prüfungsamt und Aka-
demisches Auslandsamt angesiedelt werden. Zu diesem Zweck wurde im Jahre 2000 ein bau-
licher Realisierungswettbewerb durchgeführt; der Gebäudeentwurf der Aachener Architektin-
nen Eva-Maria Pape und Susanne Fritzer erinnert im Profil an ein überdimensionales „C“, da-
her der Name „SuperC“ [FRITZER & PAPE 2000] (Abb. 1). Der Bau des „SuperC“ wird 
voraussichtlich ab Mitte 2006 durch den Bau- und Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen 
(BLB NRW), Niederlassung Aachen, realisiert. Neben der innovativen Architektur wird die 
RWTH Aachen auch mit dem Energiekonzept zukunftsweisende Wege gehen: Zur Sicherung 
der Wärme- und Kälteversorgung des „SuperC“ soll Erdwärme als Energiequelle genutzt 
werden. Die Versorgung des Gebäudes mit geothermischer Energie erfolgt über eine so ge-
nannte „Tiefe Erdwärmesonde“. Diese soll bei einer Zielteufe von 2.500 m rund 80% des 
Wärme- und Kältebedarfs des Gebäudes abdecken. 
 
                                                 
1
 Verweis auf das Quellenverzeichnis (Kap. 11) 
2   Einleitung  3 
 
 
Abb. 1: Siegerentwurf im Wettbewerb „SSC 2000“ [FRITZER + PAPE 2000] 
 
Das Projekt der geothermischen Wärmeversorgung und Wärmeverteilung für das „SuperC“ 
wird als Demonstrationsprojekt über das „lifeIII environment“-Programm der Europäischen 
Union, das REN-Programm des Landes Nordrhein-Westfalen und mehrere Projektpartner fi-
nanziert. Die RWTH Aachen ist Empfängerin der Fördermittel und bringt selber eine hohe 
Eigenbeteiligung in das Projekt ein. Die Projektkoordination obliegt der Projektgruppe „Su-
perC Geotherm“ am Institut für Markscheidewesen, Bergschadenkunde und Geophysik im 
Bergbau der RWTH Aachen (IFM). Dieses Institut widmet sich in Forschung und Lehre dem 
Lebenszyklus von Bodenschätzen. Das Lagerstättenmanagement, also die Betrachtung einer 
Lagerstätte von der Exploration über die Gewinnungsplanung und deren Realisierung bis in 
die Nachbergbauphase, ist eine wesentliche Kernkompetenz des Institutes. Galt dies in den 
vergangenen Jahren im Wesentlichen den klassischen Rohstoffen Kohle und Salz, so kamen 
in der jüngsten Vergangenheit die erneuerbaren Energieträger Grubengas und Geothermie 
hinzu. Dieser Umstand begründet die Ansiedlung des „SuperC“-Projektes in der Fachgruppe 
für Rohstoffe und Entsorgungstechnik in der Fakultät für Georessourcen und Materialtechnik 
der RWTH Aachen. Der Verfasser hat dieses Projekt von der Planungsphase bis über die Rea-
lisierung geleitet. Zu den erklärten Zielen des Geothermieprojektes „SuperC“ gehört der 
Nachweis über die Realisierbarkeit des Baus einer tiefen Erdwärmesonde im Rahmen der gel-
tenden gesetzlichen Bestimmungen und gültigen technischen Regeln unter Verwendung ein-
facher und ressourcensparender Methoden. Eine deutliche Kostensenkung, insbesondere bei 
der Bohrung, soll dazu beitragen, die Nutzung von Erdwärme nicht nur zu einer ökologischen, 
sondern auch zu einer wirtschaftlichen Alternative althergebrachter Heiz- und Kühltechnik zu 
machen. Ein erster wichtiger Schritt war das Niederbringen der 2.500 m tiefen Bohrung 
„RWTH-1“ am zukünftigen „SuperC“-Standort in Aachen von Juli bis Dezember 2004. 
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3 Geothermie 
3.1 Allgemeines 
 
Geothermie/Erdwärme ist eine heimische, regenerative Energiequelle, deren Nutzung heutzu-
tage bereits einen wesentlichen Beitrag zur nachhaltigen und klimaschonenden Energiever-
sorgung leistet. Die im Erdkörper vorhandene Wärmemenge übersteigt den Energiebedarf der 
Welt um ein Vielfaches. Diese Wärme stammt zum Teil noch aus der Zeit der Entstehung der 
Erde vor rund 4,6 Mrd. Jahren; sie bildet sich aber auch permanent neu durch den ständigen 
Zerfall natürlicher radioaktiver Elemente in Erdmantel und -kruste. Unmittelbar an der Erd-
oberfläche werden die Temperaturen fast ausschließlich durch die Sonneneinstrahlung be-
stimmt. Da Boden Wärme schlecht leitet, ist spätestens unterhalb 20 m Tiefe in der Regel 
kein Einfluss der Sonne mehr festzustellen. Im obersten Erdmantel herrschen nach heutigen 
Erkenntnissen Temperaturen von ca. 1.300 °C, im Erdkern erreichen sie wahrscheinlich bis zu 
6.000 °C (Abb. 2). 
 
 
 
Abb. 2: Temperaturniveaus in unterschiedlichen Tiefen der Erde 
 
Unterhalb der von der Außentemperatur beeinflussten Erdschichten nimmt die Temperatur 
mit der Tiefe im Normalfall stetig zu. Entsprechende Daten über zum Teil sehr unterschiedli-
che Temperaturen in den jeweiligen Tiefen stammen meistens aus Messungen in Explorati-
onsbohrungen der Kohlenwasserstoffindustrie, Geothermiebohrungen oder Forschungsboh-
rungen. Wie unterschiedlich diese Temperaturverteilung sein kann, zeigt der Vergleich der 
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gemessenen Temperaturen in 12,3 km Tiefe (Kola-Halbinsel) von ca. 230° C und 280° C in 
der Oberpfalz bei einer Tiefe von 9,1 km. Unter der Annahme einer mittleren Oberflächen-
temperatur zwischen 5 und 10° C liegen die Temperaturgradienten in Mitteleuropa bei 20° C 
bzw. 30° C/km. Höhere Gradienten sind z.B. aus der Forschungsbohrung in Soultz-sous-Forêt 
bekannt, wo die Temperatur bis 1,5 km Tiefe zunächst überproportional ansteigt, um sich ab 
dann auf einen Wert von  30° C/km einzupendeln. In der Toskana (Südeuropa) in wurde sogar 
ein noch höherer Temperaturgradient gemessen (s. Abb. 3); es sind aber auch deutlich höhere 
Werte bekannt (z. B.: Rift valley). Aus diesen Beispielen geht hervor, dass die Verteilung der 
Temperatur im Untergrund je nach Region und Tiefe sehr stark variieren kann. Dies geschieht 
in Abhängigkeit von zahlreichen geologischen, Parametern wie Geodynamik, Gesteinseigen-
schaften, Tektonik und anderen. Gleichwohl kann der Durchschnittswert von 30° C/km als 
grober Richtwert für Mitteleuropa angesetzt werden (Abb. 3). 
 
 
 
Abb. 3: Erdwärmenutzung und Temperatur-Tiefenverteilung [SAADAT et al. 2001] 
 
In den folgenden Kapiteln werden verschiedene Nutzungsformen der Geothermie beschrie-
ben; die Produktion von elektrischer Energie aus Erdwärme wird dargestellt. 
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3.2 Oberflächennahe Geothermie 
 
Die Grenze zwischen tiefer und flacher Geothermie ist relativ unscharf. In der Literatur 
[TENZER, BUSSMANN & SANNER 1999] wird eine mögliche Unterscheidung bei einer 
Tiefe von ca. 400 m angeboten, allerdings scheint dies eine eher willkürliche Festlegung zu 
sein. Mit der gleichen Berechtigung könnten auch höher oder tiefer liegende Grenzen definiert 
werden. Sicherlich spielen auch die Erschließungskosten eine Rolle bei dem Versuch, eine 
sinnvolle Differenzierung zwischen flacher und tiefer Geothermie zu finden. Auch könnte das 
im Allgemeinen deutlich aufwändigere Genehmigungsverfahren von Bohrungen, die mehr als 
100 m in den Untergrund eindringen (s. 3.1 und 5.3) ein hilfreiches Kriterium zur Unterschei-
dung sein. Unabhängig von ihrer genauen Festlegung hinsichtlich der Tiefe stehen zur Nut-
zung der oberflächennahen Geothermie im Baubestand jedoch grundsätzlich drei Anwen-
dungsformen zur Verfügung: Grundwasserwärmepumpen (Abb. 4), Erdwärmekollektoren 
(Abb. 5) und flache Erdwärmesonden (Abb. 6). 
 
 
 
Abb. 4: Grundwasserwärmepumpe [LIZE 2003] 
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An geeigneten Standorten kann Grundwasser direkt aus dem Untergrund entnommen und ei-
ner Wärmepumpe zugeführt werden. Da das Grundwasser so zu bewirtschaften ist, dass „eine 
nachteilige Veränderung seines mengenmäßigen und chemischen Zustands vermieden wird“ 
[§ 33 a Abs. 1 Satz 1 WHG], muss das Wasser nach der Nutzung wieder in den Untergrund 
eingebracht werden. Neben der Förderbohrung muss daher auch noch ein so genannter 
Schluckbrunnen errichtet und betrieben werden. Grundwasserwärmepumpen nutzen aufgrund 
ihrer Tiefe (bis 400 m) eine relativ hohe Wärmequelle und sind gerade bei großen Anlagen 
den anderen Nutzungsformen wirtschaftlich überlegen. 
 
 
 
Abb. 5: Erdwärmekollektoren [LIZE 2003] 
 
Erdwärmekollektoren werden üblicherweise als Wärmetauscherrohre aus Kunststoff horizon-
tal in einer Tiefe zwischen 0,80 und 1,60 m verlegt. Über eine zirkulierende Trägerflüssigkeit 
wird dem Erdreich die Wärme entzogen und im Gebäude mittels einer Wärmepumpe auf das 
für die Haustechnik erforderliche Niveau angehoben. Ihr Arbeitsbereich unterliegt sehr stark 
den an der Oberfläche vorherrschenden Witterungseinflüssen mit ihren deutlichen jahreszeit-
lichen Schwankungen. Das führt dazu, dass die Wärmepumpe in der Zeit des maximalen 
Wärmebedarfs im Winter mit den minimalen Eingangstemperaturen arbeiten muss, was wie-
derum den Wirkungsgrad der Anlage, bzw. deren Rentabilität nachteilig beeinflusst. Auch 
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scheint ein nachträglicher Einbau von Erdwärmekollektoren im Gebäudebestand unvorteil-
haft, sodass hier flache Sonden eher geeignet sind. 
 
Erdwärmesonden bilden in Mittel- und Nordeuropa die am meisten verbreiteten Anlagentypen 
[LIZE 2003]. Sie haben einen relativ geringen Flächenbedarf und nutzen ein konstantes Tem-
peraturniveau. Es sind im Allgemeinen senkrechte Bohrungen mit einer Tiefe zwischen 30 
und 100 m, in die Kunststoffrohre eingebaut werden. Auch hier wird über eine zirkulierende 
Trägerflüssigkeit dem Untergrund Wärme entzogen und einer Wärmepumpe zugeführt. Diese 
Wärmepumpe heizt oder kühlt dann Wohngebäude oder sogar größere Büro- oder Gewerbe-
bauten. 
 
 
 
Abb. 6: Flache Erdwärmesonde [LIZE 2003] 
 
Darüber hinaus besteht bei Neubauten die Möglichkeit, Gründungspfähle oder Schlitzwände 
mit Wärmetauschern auszurüsten und diese erdberührten Betonteile in Verbindung mit einer 
Wärmepumpe zur Heizung und Kühlung zu nutzen. Auch können Betonbauteile über ihre tra-
gende Funktion hinaus als Wärmespeicher genutzt werden. Der Mehraufwand hierfür ist rela-
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tiv gering, da zusätzliche Bohr- und Verlegearbeiten im Gegensatz zu Sonden und Kollekto-
ren nicht anfallen. 
 
Aufgrund der vorteilhaften politischen und finanziellen Rahmenbedingungen werden immer 
mehr Gebäude in NRW mit oberflächennaher Geothermie versorgt. Wie bereits dargelegt, ist 
die häufigste Nutzungsform im Einsatz von flachen Erdwärmesonden zu sehen. Deren Pla-
nung und sinnvolle Dimensionierung setzt gewisse Kenntnisse über den geologischen Unter-
grund voraus. Der Geologische Dienst NRW hat daher im Auftrag der Landesinitiative Zu-
kunftsenergien NRW die Potentialstudie „Geothermie in NRW“ erstellt. Diese Studie fasst 
landesweit die wichtigsten geologischen Parameter Mächtigkeit, Verbreitung und Wasserfüh-
rung der Gesteine im Untergrund zusammen. Aufbauend darauf wird unter Berücksichtigung 
des Wärmebedarfs von Ein- und Zweifamilienhäusern die geothermische Ergiebigkeit des 
Untergrundes für vier verschiedene Sondenlängen ermittelt und dargestellt. Die Ergebnisse 
dieser Studie wurden auf der CD-ROM „Geothermie – Daten zur Nutzung des oberflächenna-
hen Potentials“ veröffentlicht (Abb. 7). 
 
 
 
Abb. 7: Darstellungsprinzip der CD-ROM [GD NRW 2003] 
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Diese CD ist in zwei Versionen beim Geologischen Dienst NRW in Krefeld erhältlich. Die 
Basisversion stellt das geothermische Potential des Untergrundes in Form von Karten dar. Ein 
Bauherr kann somit relativ leicht erkennen, ob sein Grundstück grundsätzlich für eine flache 
geothermische Nutzung geeignet ist oder nicht. Darüber hinaus wird dargestellt, in welcher 
Tiefe der Untergrund die maximale Ergiebigkeit erwarten lässt (Abb. 8). 
 
 
 
Abb. 8: Geothermische Ergiebigkeit  für 40 m tiefe Erdwärmesonden [GD NRW 2003] 
 
Die zweite Version bietet zudem für eine zu betrachtende Fläche ein Schichtenverzeichnis mit 
allen verfügbaren geologischen und hydrogeologischen Informationen und liefert so die Pla-
nungsdaten für eine möglichst optimale Anlagenauslegung. Daher wurde diese Version auch 
primär für Architekten und Fachplaner auf der einen und Genehmigungsbehörden auf der an-
deren Seite ausgelegt. Zusätzlich finden sich in beiden Versionen weitere Planungshilfen wie 
z. B. die Darstellung von Grundwasserschutzgebieten, in denen eine Nutzung möglicherweise 
verboten oder eingeschränkt ist. Eine Übersicht der üblichen Genehmigungsverfahren und 
allgemein zu beachtenden technischen Vorschriften rundet dieses wertvolle Angebot ab. 
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3.3 Tiefe Geothermie 
 
Die Erschließungs- und Nutzungsformen der tiefen Geothermie unterscheiden sich von denen 
der flachen nicht nur im Hinblick auf die Tiefe sondern auch hinsichtlich der Betriebstempe-
raturen. Im Folgenden werden hydrothermale Geothermie, Hot-Dry-Rock-Verfahren und 
schließlich Tiefe Erdwärmesonden beschrieben. 
 
3.3.1 Hydrothermale Geothermie 
 
Bei der hydrothermalen Geothermie macht man sich die natürlichen Thermalwasservorkom-
men zu Nutze; die wasserführenden Schichten (Aquifere) werden direkt angebohrt. Das zwi-
schen 40° C und mehr als 100° C warme Wasser wird mittels einer Fördersonde an die Ober-
fläche transportiert (Abb. 9). 
 
 
 
Abb. 9: Hydrothermale Geothermie [Projektgruppe 2004] 
 
In einem Wärmetauscher wird dem heißen Thermalwasser die Wärme entzogen, das abge-
kühlte Wasser wird durch ein zweites Rohr (Injektionsbohrung) zurück in die Tiefe geleitet 
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und so dem Aquifer wieder zugeführt. Dieses System, bei dem das Wasser als Speicher- und 
als Transportmedium dient, bezeichnet man als geothermische Dublette. Die in einer Tiefe 
von 800 bis über 3.000 Metern gewonnene Wärme wird ins Fernwärmenetz übertragen 
und/oder zur Stromproduktion genutzt. 
 
 
3.3.2 Hot-Dry-Rock Verfahren 
 
Das Hot-Dry-Rock-Verfahren (HDR) ist konzeptionell ebenfalls ein Dublettensystem (Abb. 
10). Während bei der hydrothermalen Geothermie durch Aquifere im Untergrund ein Wasser-
kreislauf hergestellt wird, müssen beim HDR-Verfahren Fließwege künstlich erschaffen wer-
den. Beim Bau der Anlage wird das Gestein sowohl im Umfeld der Injektionsbohrung als 
auch im Bereich der Produktionsbohrung unter sehr hohem Wasserdruck aufgerissen 
(„gefract“). 
 
 
 
Abb. 10: Hot-Dry-Rock-Verfahren [PROJEKTGRUPPE 2004] 
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Die aufgebrochenen Fließwege und ausgeweiteten Klüfte stellen Verbindungen zwischen den 
Bohrungen her, durch die das eingeleitete Wasser in einem künstlichen Kreislauf geführt 
wird. Der Untergrund arbeitet dabei als riesiger Wärmetauscher: Das durch die Injektionsboh-
rung eingepresste kalte Wasser erwärmt sich am Gestein in der Tiefe und wird als heißes 
Wasser über die Produktionsbohrung wieder entnommen. Dabei betragen die erzielten Was-
sertemperaturen meist weit über 100° C. Das HDR-Verfahren eignet sich wegen der hohen 
Temperaturen und der großen thermischen Leistung von oft mehr als 10 MW zur geothermi-
schen Stromerzeugung. Eine Versuchsanlage befindet sich in Soultz-sous-Forêt (Frankreich), 
weitere Anlagen entstehen in Bad Urach und in der Schweiz bei Basel. 
 
 
3.3.3 Tiefe Erdwärmesonden 
 
Tiefe Erdwärmesonden (Abb. 11) sind überdimensionale Wärmetauscher, die prinzipiell un-
abhängig von geologischen und hydrogeologischen Rahmenbedingungen eingesetzt werden 
können. 
 
 
 
Abb. 11: Tiefe Erdwärmesonde [PROJEKTGRUPPE 2004] 
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Im Gegensatz zum Verfahren der hydrothermalen Geothermie, das auf unterirdische Ther-
malwasservorkommen angewiesen ist, können tiefe Erdwärmesonden nahezu überall instal-
liert werden. Der Wärmetauscher ist ein Koaxialsystem: Durch das äußere Rohr wird kaltes 
Wasser in die Tiefe geleitet, es erwärmt sich am Gestein und wird über ein inneres, isoliertes 
Rohr wieder an die Oberfläche gefördert. Das erwärmte Wasser kann direkt zur Klimatisie-
rung von Gebäuden genutzt werden. Erdwärmesonden zeichnen sich durch einen äußerst ge-
ringen Wartungsaufwand und niedrige Betriebskosten aus. Zwar ist die Leistung von Dublet-
ten- und HDR-Systemen größer, doch gehen mit diesen Systemen auch höhere Investitions-
kosten und größere technische Risiken einher [HUENGES et al. 2005]. Bisher gibt es nur we-
nige Anlagen dieses Typs, so z.B. in Prenzlau und Weggis (CH). Mit der Bohrung „RWTH-
1“ wird erstmals eine Erdwärmesonde systematisch geplant und ihr Betriebsverhalten wissen-
schaftlich untersucht. Dies unterstreicht die Bedeutung von Demonstrationsvorhaben, die es 
ermöglichen, neue und unausgereifte Techniken in der Anwendung zu erproben, um die Qua-
lität und den Wirkungsgrad geothermischer Anlagen zu steigern. 
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3.4 Technische Nutzung der Erdwärme 
 
Bei der technischen Verwendung der Erdwärme stellt sich grundsätzlich die Frage, ob die 
Wärmeenergie unmittelbar oder in umgewandelter Form, z. B. als elektrische Energie, oder 
beide Formen parallel im Energiemix genutzt werden soll. Zum einen hängt dies von der Re-
servoirtemperatur ab, da die Stromproduktion üblicherweise erst bei Temperaturen von deut-
lich über 100° C aufgenommen wird. Die Verwendung der Wärme wiederum ist stark abhän-
gig von der vorhandenen Infrastruktur. Der Aufbau eines größeren Wärmetransportnetzes 
lässt sich mit wirtschaftlichen Überlegungen nur selten zur Deckung bringen [CLAUSER (c) 
2005]. Bei der gemeinsamen Nutzung für Wärme und Strom gibt es grundsätzlich zwei Arten. 
Entweder wird der komplette Thermalwasservolumenstrom zur Stromerzeugung genutzt; 
dann steht ein Rücklauf mit ca. 70° C zur Wärmenutzung zur Verfügung. Je nach Wärmenut-
zungsart müsste hier nachgeheizt werden, was vergleichsweise unwirtschaftlich ist. Wenn der 
Wärmekreislauf mit dem vollen Volumenstrom betrieben wird, steht für die Stromerzeugung 
nur noch der Teil zu Verfügung, der nicht zur Versorgung des Heizsystems genutzt wurde; 
auch dies kann deutlichen Einfluss auf die Rentabilität haben. Eine Entscheidung wird dem-
nach im Wesentlichen wirtschaftlichen Überlegungen folgen müssen. Darüber hinaus wird 
Strom im Gegensatz zur Wärmenutzung ganzjährig und vergleichsweise konstant nachge-
fragt. Hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit lässt sich festhalten, dass die Stromproduktion über 
die Einspeisevergütung aus dem EEG zunehmend das Interesse der Investoren weckt. Je nach 
Größe der Anlage wird die elektrische Energie mit Sätzen zwischen 7,16 bis 15 ct/kWh ver-
gütet. Somit entsteht bei prognostizierbaren Kosten ein kalkulierbar „Return On Invest“. Dies 
wiederum macht die Stromproduktion aus Geothermie auch für private Investoren oder Kapi-
talgesellschaften attraktiv. In diesem Kapitel werden die beiden Prozesse „Organic Rankine-
Cycle“ und der „Kalina-Cycle“ kurz vorgestellt. 
 
MINDER führt aus, dass die kommerzielle Erzeugung von Strom heutzutage fast ausschließ-
lich auf thermodynamischen Umwandlungsprozessen basiert [MINDER 2005]. Optimierte 
Anlagen schöpfen das vorgegebene thermodynamische Potential weitgehend aus und werden, 
so MINDER, im Bereich von mehreren 10 MW elektrischer Leistung in den kommenden Jah-
ren marktbeherrschend bleiben. Bei diesen Anlagen mit großer Leistung und hohen Tempera-
turen werden im Allgemeinen Wasserdampf-Turbinen eingesetzt. Für geothermische Kraft-
werke sind kleinere Leistungen und niedrige bis mittlere Temperaturen charakteristisch. Hier 
stehen neben Wasserdampf-Turbinen besonders zwei Zyklen zur Verfügung. Im Temperatur-
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bereich zwischen 100° C bis zu 250° C und einer Leistung von 100 KWel. bis zu 20 MWel. 
werden so genannte „Organic-Rankine-Cycle“-Anlagen (ORC) eingesetzt (Abb. 12). Größere 
Leistungen werden meistens durch den parallelen Betrieb mehrerer kleiner Module realisiert. 
ORC-Systeme basieren auf einem geschlossenen Kreislauf mit einem organischen Arbeitsmit-
tel. Das Arbeitsmedium wird vorerwärmt, verdampft und dann in der Turbine entspannt; an-
schließend kondensiert es, und die Speisepumpe erhöht wieder den Druck. ORC-Anlagen 
können auch zur Abwärmenutzung eingesetzt werden, um z. B. den Wirkungsgrad von 
Kraftwerken weiter zu erhöhen. Grundsätzlich ist die ORC-Technik bewährt, wenngleich es 
noch nicht allzu viele Lieferanten auf dem Markt gibt. Der Marktführer ist die israelisch-
amerikanische Firma ORMAT, die Anlagen technisch ausrüstet, aber auch selber Geother-
miekraftwerke betreibt. Abbildung 12 zeigt das Prinzipschema eines einfachen ORC-
Kreislaufes. 
 
 
 
Abb. 12: Prinzip des vereinfachten ORC-Kreislaufes [ORMAT] 
 
In Altheim (Österreich) wird eine ORC-Anlage des italienischen Herstellers Torboden betrie-
ben, die aus 106° C warmem Wasser 500 KWel. in das Netz einspeist. Das Jahresarbeitsver-
mögen beträgt bei 7500 Betriebsstunden 3.825.000 kWh bei einer gleichzeitigen CO2-
Reduktion von ca. 4500 t/a [www.altheim.at]. In Neustadt-Glewe wird eine ORC-Anlage ein-
gesetzt, die direkt hinter die Förderbohrung geschaltet wurde. Diese Anlage produziert bei ei-
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ner Thermalwassertemperatur von 98° C im Jahr 1,2 Mio. kWh und kann damit bis zu 500 
Haushalte versorgen. Im Anschluss an die Stromgewinnung wird das Wasser mit 70 – 84° C 
einem Wärmetauscher zugeführt, der in das Fernwärmenetz einspeist. Nach dieser zusätzli-
chen Wärmeauskopplung wird das Thermalwasser mit einer Temperatur von ca. 50° C wieder 
in den Untergrund injiziert [www.g-o.de]. 
 
Ein anderer thermodynamischer Prozess zur Stromgewinnung aus Erdwärme ist der „Kalina-
Cycle“. Beim Kalina-Kreislauf wird genauso wie bei den ORC-Prozessen das warme Fluid 
nicht direkt genutzt. Es gibt die Wärme in einem Übertrager an ein Arbeitsmedium ab; dieses 
ist ein Zweistoffgemisch, z. B. Ammoniak-Wasser. Der Kalina-Prozess ist nach seinem Er-
finder benannt und patentrechtlich für die kalifornische Firma Exergy Inc. geschützt. In 
Deutschland ist die Firma Siemens Lizenznehmerin und wird diese Technologie erstmals in 
dem Geothermieprojekt in Unterhaching einsetzen. Die dortige Anlage ist ausgelegt auf ma-
ximal 3,7 MWel. bei einer CO2-Reduktion von ca. 12000 t/a [www.unterhaching.de]. Abbil-
dung 13 zeigt einen vereinfachten Kalina-Zyklus mit Wasser und Ammoniak als Arbeitsstoff-
paar. Die Erdwärme wird im Verdampfer auf die vorgewärmte Grundlösung übertragen; im 
Austreiber werden ammoniakreicher Dampf und ammoniakarme Lösung getrennt. Der Dampf 
entspannt in der Turbine und treibt den Generator an. 
 
 
 
Abb. 13: Kalina-Kreislauf KCS34 [KÖHLER 2002] 
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Mit den technischen Prozessen „ORC-Cycle“ und „Kalina-Cycle“ liegen am Markt Lösungen 
vor, mit denen auch bei relativ niedrigen Temperaturen elektrische Energie produziert werden 
kann. Da Strom ganzjährig mehr oder minder konstant abgenommen wird, stellt die Gewin-
nung von Strom aus Geothermie ein größeres marktwirtschaftliches Potential dar. Bei der 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung eines solchen Projektes spielen die gesetzlich festgelegten 
Einspeisevergütungen für geothermischen Strom eine entscheidende Rolle. Wärme wiederum 
kann im Allgemeinen zur Versorgung eines Stadtteils, von Wohnkomplexen oder nahe gele-
genen Industrieansiedlungen genutzt werden. Sicherlich stellt auch dies ein wirtschaftliches 
Potential dar, aber die wesentliche Frage ist die der Infrastruktur. Existiert bereits ein Fern- 
oder Nahwärmenetz und kann sich der Betreiber der geothermischen Anlage mit dem lokalen 
Energieversorger einigen, so kann auch Wärme betriebswirtschaftlich erfolgreich produziert 
und an den Verbraucher abgegeben werden. Grundsätzlich ist auch eine möglichst hohe 
Spreizung der Temperatur, also eine große Differenz zwischen dem Vorlauf einer Nutzung 
und dem Rücklauf nach der Nutzung technisch erwünscht, um einen möglichst hohen Wir-
kungsgrad zu erzeugen. Dennoch bleibt abschließend festzuhalten, dass die Produktion von 
Wärme mit gewissen Nachteilen gegenüber der Stromproduktion behaftet ist, solange nicht 
auch hier garantierte Vergütungen gewährt werden. Es ist sicherlich im Einzelfall zu prüfen, 
welche Nutzungsform der Geothermie den wirtschaftlich besten Fall darstellt. In der momen-
tanen Situation scheinen die wirtschaftlichen Vorteile aber ganz eindeutig in der Strompro-
duktion und -einspeisung zu liegen. 
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4 Bergrechtliche Fragestellungen 
4.1 Bergrechtliche Grundlagen 
 
Die planerische und operative Umsetzung von Erlaubnis, Bewilligung und Betriebsplanver-
fahren im Geothermieprojekt „SuperC“-Projektes wird im Kapitel 5.3 ausführlich beschrie-
ben. In diesem Kapitel sollen die Gewinnung und vor allem die Nutzung von Erdwärme unter 
bergrechtlichen Gesichtspunkten betrachtet werden. Es wird die genehmigungsrechtliche Fra-
ge nach Versagungsgründen für Aufsuchungs- oder Gewinnungsanträge sowie Zulassung von 
Betriebsplänen, insbesondere vor dem Hintergrund der weiteren Nutzung, diskutiert. 
 
 
4.1.1 Geltungsbereich des Bundesberggesetzes (BBergG) 
 
Das Bundesberggesetz (BBergG) ist am 01.01.1982 in Kraft getreten; wesentlicher Zweck ist 
die Sicherung der Rohstoffversorgung. Vor diesem Hintergrund regelt das Gesetz die Aufsu-
chung und Gewinnung volkswirtschaftlich wichtiger Bodenschätze „unter Berücksichtigung 
ihrer Standortgebundenheit und des Lagerstättenschutzes“ [§ 1 Abs. 1 BBergG]. Gemäß Arti-
kel 23 des Grundgesetzes (GG) erfolgte mit Wirkung vom 03.10.1990 der Beitritt der ehema-
ligen Deutschen Demokratischen Republik zur Bundesrepublik Deutschland. „Die rechtliche 
Grundlage bildete der Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik über die Herstellung der Einheit Deutschlands - Einigungsvertrag - 
vom 31. August 1990, der durch das Gesetz vom 23. September 1990 (BGBl. II S. 885) ratifi-
ziert worden ist.“ [BOLDT/WELLER (b), Anhang (I Überleitung des Bergrechts) Rdn. 1]. 
Der Einigungsvertrag (Artikel 8) beinhaltet grundlegende Überleitungsvorschriften von Bun-
desrecht, wozu auch das BBergG gehört. [BOLDT/WELLER (b), Anhang (I Überleitung des 
Bergrechts) Rdn. 2]. Diese Überleitungsvorschriften des Einigungsvertragsgesetzes vom 
23.09.1990 wurden mit der Rechtsangleichung bei Bodenschätzen vom 15.04.1996 aufgeho-
ben und somit in den neuen Bundesländern gleiche Rechtsverhältnisse wie in den alten Bun-
desländern geschaffen. Das hatte zur Folge, dass z. B. einige der bisher bergfreien Boden-
schätze zu grundeigenen Bodenschätzen wurden und auch die Anträge auf Erlaubnis und Be-
willigung diesbezüglich involviert wurden. 
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4.1.2 Ziele des Bundesberggesetzes (BBergG) 
 
Nach § 2 (1) BBergG gilt das Gesetz für das „Aufsuchen, Gewinnen und Aufbereiten von 
bergfreien und grundeigenen Bodenschätzen einschließlich des Verladens, Beförderns, Abla-
dens, Lagerns und Ablagerns von Bodenschätzen“. Weiterer wesentlicher Inhalt ist „das Wie-
dernutzbarmachen der Oberfläche während und nach der Aufsuchung, Gewinnung und Auf-
bereitung von bergfreien und grundeigenen Bodenschätzen [§ 2 Abs. 2 BBergG]. Schließlich 
gilt es gemäß § 2 (3) für die „Betriebsanlagen und Betriebseinrichtungen (Einrichtungen), die 
überwiegend einer der in den Nummern 1 und 2 bezeichneten Tätigkeiten dienen oder zu die-
nen bestimmt sind.“ Die Weiterverarbeitung und Nebengewinnung von Bodenschätzen „un-
terliegen grundsätzlich nicht dem Bergrecht“. „Dabei wird die Weiterverarbeitung als eine 
„sonstige Bearbeitung oder Verarbeitung von Bodenschätzen“, die Nebengewinnung als 
„Herstellung anderer Erzeugnisse“ umschrieben“ [BOLDT/WELLER (a), § 4 Rdn. 17]. Die 
„Nutzung der Erdwärme ist einer Weiterverarbeitung gleichzustellen.“ [§ 4 Abs. 3 Satz 2 
BBergG]. „Bodenschätze sind mit Ausnahme von Wasser alle mineralischen Rohstoffe in fes-
tem oder flüssigem Zustand und Gase, die in natürlichen Ablagerungen und Ansammlungen 
(Lagerstätten) in oder auf der Erde, auf dem Meeresgrund, im Meeresuntergrund oder im 
Meerwasser vorkommen“ [§ 3 (1) BBergG]. Diese Bodenschätze werden per Gesetz in berg-
freie und grundeigene Bodenschätze unterteilt. 
 
Auf bergfreie Bodenschätze erstreckt sich kein Grundstückseigentum im Gegensatz zu den 
grundeigenen Bodenschätzen, die im Eigentum des Grundeigentümers stehen [§ 3 (2) 
BBergG]. Zu den bergfreien Bodenschätzen gehören volkswirtschaftlich bedeutsame Rohstof-
fe, wie z. B. die fossilen Energieträger Stein-, Braunkohle, Erdöl und Erdgas sowie Minera-
lerze, -salze und Sole [BOLDT/WELLER (a), Einleitung, Rdn. 58-61]. „Erdwärme und die 
im Zusammenhang mit ihrer Gewinnung auftretenden anderen Energien“ [§ 3 (3) Nr. 2b] wird 
den bergfreien Bodenschätzen zugeordnet und den anderen bergfreien Bodenschätzen somit 
bergrechtlich gleichgestellt (BOLDT/WELLER (a), § 3 Rdn. 34). Mögliche Gründe für die 
Berücksichtigung der Gewinnung geothermischer Energie im BBergG werden in den ständig 
steigenden Energiepreisen und der fortschreitenden Verknappung der Rohstoffe (s. a. 
BOLDT/WELLER (a), § 3 Rdn. 33) gesehen. Die „im Zusammenhang mit ihrer Gewinnung 
auftretenden anderen Energien“ bezeichnet die „kinetische Energie, die bei der Erschließung 
von Wärmeträgern, die unter hohem Druck stehen, freigesetzt wird“ [BOLDT/WELLER (a), 
§ 3 Rdn. 34]. In § 4 finden sich Begriffsbestimmungen wie Aufsuchen und Gewinnen, aber 
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auch konkrete Vorstellungen von der Art und Weise eines Feldes. So ist gemäß § 4 Abs. 7 ein 
Erlaubnisfeld ein „Ausschnitt aus dem Erdkörper, der von geraden Linien an der Oberfläche 
und von lotrechten Ebenen nach der Tiefe begrenzt wird, soweit nicht die Grenzen des Gel-
tungsbereiches dieses Gesetzes einen anderen Verlauf erfordern [§ 4 Abs. 7, BBergG]. Diese 
Einschränkung bezüglich der Gradlinigkeit der Begrenzung bezieht sich auf den Verlauf der 
Staatsgrenze sowie im Sinne der Auslegung auch auf die Landesgrenzen [BOLDT/WELLER 
(a), § 4 Rdn. 23]. Weiter wird hierzu kommentiert, dass dadurch evtl. an Landesgrenzen berg-
bauberechtigungsfreie Gebiete entstehen können [BOLDT/WELLER (a), § 4 Rdn. 23]. 
 
 
4.1.3 Bergbauberechtigungen 
 
Nach § 6 des BBergG bedarf es einer Erlaubnis zur Aufsuchung von bergfreien Bodenschät-
zen und zur Gewinnung bergfreier Bodenschätze einer Bewilligung oder des Bergwerkseigen-
tums. „Diese Berechtigungen können nur natürlichen und juristischen Personen und Perso-
nenhandelsgesellschaften erteilt oder verliehen werden“ [§ 6 BBergG]. Bestandteile der Berg-
bauberechtigung sind die Erlaubnis, bzw. die Bewilligung oder das Bergwerkseigentum für 
ein bestimmtes Feld sowie der Betriebsplan. Die Bergbauberechtigung bezieht sich grundsätz-
lich nur auf die in der Erlaubnis oder Bewilligung angegebenen Bodenschätze innerhalb eines 
bestimmten Feldes (§§ 7-9 BBergG.). Aufsuchungs-, Gewinnungs- und Aufbereitungsbetrie-
be dürfen nur auf Grundlage von Betriebsplänen errichtet, geführt und eingestellt werden (§ 
51 ff. BBergG). Aufsuchung bezeichnet die „unmittelbar auf die Entdeckung oder Feststel-
lung der Ausdehnung von Bodenschätzen gerichtete Tätigkeit“ [§ 4 (1) BBergG). Eine Ge-
winnung des bergfreien Bodenschatzes liegt nach § 4 Abs. 2 BBergG vor, wenn er gelöst und 
freigesetzt wird, einschließlich der damit zusammenhängenden vorbereitenden, begleitenden 
und nachfolgenden Tätigkeiten. Eine Erdwärmegewinnung setzt demnach voraus, dass Ener-
gie gewonnen und anschließend verwendet wird, d.h. ein Energiegefälle genutzt wird. „Die 
Bewilligung gewährt das ausschließliche Recht, nach den Vorschriften dieses Gesetzes in ei-
nem bestimmten Feld (Bewilligungsfeld) die in der Bewilligung bezeichneten Bodenschätze 
aufzusuchen, zu gewinnen und andere Bodenschätze mitzugewinnen sowie das Eigentum an 
ihnen zu erwerben“ [§ 8 (1) Nr. 1 BBergG]. Das Bergwerkseigentum kommt inhaltlich der 
Bewilligung gleich. Darüber hinaus gelten hierfür noch die Vorschriften für Grundstücke aus 
dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB). Damit räumt das Gesetz dem Bergwerkseigentümer ei-
ne rechtlich gefestigte Position gegenüber dem Inhaber einer Bewilligung ein 
4   Bergrechtliche Fragestellungen  22 
[BOLDT/WELLER (a), § 9 Rdn. 2]. Allerdings werden bergrechtlich Einschränkungen bei 
der Ausdehnung des Feldes beim Bergwerkseigentum gemacht. Hier darf lt. § 13 Nr. 3 
BBergG die maximale Ausdehnung 25 km2 betragen. Für das Erlaubnis- oder das Bewilli-
gungsfeld sind im Gegensatz dazu im Gesetz keine Ausdehnungsbeschränkungen zu finden. 
Für die Aufbereitung bedarf es keiner speziellen Erlaubnis oder Bewilligung, da sie im engen 
Zusammenhang mit der Gewinnung gesehen wird. „Das Trennen und Anreichern von Boden-
schätzen nach stofflichen Bestandteilen oder geometrischen Abmessungen auf physikalischer 
oder physikalisch-chemischer Grundlage einschließlich der damit zusammenhängenden vor-
bereitenden, begleitenden und nachfolgenden Tätigkeiten“ wird als Aufbereitung bezeichnet 
[BBergG § 4 (3) Nr. 1]. Wenn die Erschließung von Erdwärme an ein Trägermedium gebun-
den ist, das selbst ein bergfreier Bodenschatz (z. B. die Sole) ist, so ist für dessen Gewinnung 
sowie „für das Zutagefördern der Erdwärme eine Bergbauberechtigung erforderlich, sofern es 
sich nicht um eine Mitgewinnung handelt“. Dabei ist es zulässig, „die Aufsuchung und Ge-
winnung von Erdwärme zusammen mit dem als Wärmeträger vorgesehenen bergfreien Bo-
denschatz in einer einzigen Erlaubnis oder Bewilligung zu erfassen.“ [BOLDT/WELLER (a), 
§ 3 Rdn. 36]. Handelt es sich um eine Mitgewinnung von Bodenschätzen bei der Gewinnung 
bergfreier Bodenschätze gemäß § 42 BBergG, bedarf es keiner gesonderten Erlaubnis oder 
Bewilligung für den mit zu gewinnenden Bodenschatz (§ 7 und 8 BBergG). Welche Boden-
schätze allerdings mitgewonnen werden dürfen, kann nur anhand der jeweiligen Verhältnisse 
im Einzelfall beurteilt werden. „Maßgebendes Kriterium ist nach § 42 Abs. 1 Satz 1, dass die 
Bodenschätze bei planmäßiger Durchführung der Gewinnung aus bergtechnischen oder si-
cherheitstechnischen Gründen nur gemeinschaftlich gewonnen werden können.“ 
[BOLDT/WELLER (a), § 42 Rdn. 2]. Betrachtet man die Befugnis zur Mitgewinnung bei ei-
nem anderen erneuerbaren Energieträger, dem Methangas, so ergibt sich diese dort aus den 
„allgemeinen Regelungen über die Mitgewinnung (§ 42 BBergG)“ [KÜHNE 1994]. 
 
 
4.1.4 Vorschriften des Wasserhaushaltsgesetzes 
 
Ist das Trägermedium der Wärme Wasser, „sind die Vorschriften des Wasserhaushaltsgeset-
zes (WHG) und der Wassergesetze der Länder zu beachten, die nach § 127 (2) vom BBergG 
unberührt bleiben“ [BOLDT/WELLER (a), § 3 Rdn. 35] (§ 127). Liegt nach § 3 des WHG ei-
ne Gewässerbenutzung zur Aufsuchung bzw. Gewinnung von Erdwärme vor, dann ist neben 
einer Bergbauberechtigung und Betriebsplanzulassung auch eine Erlaubnis oder Bewilligung 
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nach § 2 WHG erforderlich, „soweit sich nicht aus den Bestimmungen dieses Gesetzes oder 
aus den im Rahmen dieses Gesetzes erlassenen landesrechtlichen Bestimmungen etwas ande-
res ergibt“ [§ 2 WHG]. Die zuständige Bergbehörde entscheidet über die Erteilung der Er-
laubnis zur Gewässerbenutzung im Einvernehmen mit der zuständigen Wasserbehörde (§ 14 
(2) und (3) WHG). Wasserrechtlich liegt eine für eine Erdwärmeerschließung relevante Ge-
wässerbenutzung vor, wenn Stoffe in das Grundwasser eingeleitet werden oder Grundwasser 
entnommen, zutage gefördert, zutage geleitet oder abgeleitet wird, in diesem Fall „die Ent-
nahme von Grundwasser im Zusammenhang mit dem Betrieb von Wärmepumpen“ bzw. „das 
Wiedereinleiten von abgekühltem Wasser in das Grundwasser“ [BOLDT/WELLER (a), § 3 
Rdn. 35] (§ 3 (1) Nr. 5 und 6 WHG). Außerdem gelten als Gewässerbenutzung das „Aufstau-
en, Absenken und Umleiten von Grundwasser durch Anlagen, die hierzu bestimmt oder hier-
für geeignet sind“ sowie „Maßnahmen, die geeignet sind, dauernd oder in einem nicht nur un-
erheblichen Ausmaß schädliche Veränderungen der physikalischen, chemischen oder biologi-
schen Beschaffenheit des Wassers herbeizuführen“ [§ 3 (2) Nr. 1 und 2 WHG]. Eine Benut-
zung nach dem § 3 (2) WHG liegt „bei dem Entzug durch einen in Grundwasserleiter einge-
brachten Wärmetauscher“ vor, sowie „wenn Erdwärmesonden in das Grundwasser einge-
bracht werden“ [BOLDT/WELLER (a), § 3 Rdn. 35]. Eine Benutzung von oberirdischen Ge-
wässern gemäß § 3 (1) Nr. 1-4 WHG würde bezüglich der Erdwärmeerschließung bei einem 
Hot-Dry-Rock-Verfahren zutreffen, wobei Oberflächenwasser zur Erwärmung in den Unter-
grund verbracht werden würde. 
 
Vom Bergrecht nicht erfasst werden die Weiterverarbeitung und Nebengewinnung von Bo-
denschätzen (BOLDT/WELLER (a), § 4 Rdn. 17). Als die Erdwärme ins Gesetz Eingang 
fand, wurde der Abschnitt Aufbereitung dahingehend ergänzt, dass „die Nutzung von Erd-
wärme einer Weiterverarbeitung gleichzustellen ist“ [§ 4, Abs. 3 Nr. 2 BBergG]. Sie fällt so-
mit nicht unter den Aufbereitungsbegriff [BOLDT/WELLER (a), § 3 Rdn. 37] und wird damit 
auch nicht vom BBergG erfasst. Durch die Gleichstellung der Nutzung von Erdwärme mit der 
Weiterverarbeitung wird verhindert, „dass beispielsweise Bade- oder Heilbetriebe auf der 
Grundlage heißer Quellen in das Bergrecht einbezogen werden“ [BOLDT/WELLER (a), § 4 
Rdn. 17]. Eine eindeutige Aussage darüber, wo  bei einer Geothermischen Heizzentrale die 
Schnittstelle zwischen Bergbaubetrieb und Nutzungsbetrieb zu finden ist, ist noch nicht ge-
troffen worden. Im „SuperC“ wird dies im Hausanschlussraum an einer mit dem Bergamt Dü-
ren festzulegenden Schnittstelle geschehen. Dies könnte z. B. der Wärmetauscher sein, da hier 
die Wärme aus der Erde an einen Heizkreislauf zur Nutzung durch Dritte übergeben wird. 
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4.1.5 Nutzung der Erdwärme 
 
Die sich der Gewinnung anschließende Nutzung der Erdwärme ist im Sinne des BBergG einer 
Weiterverarbeitung gleichzustellen und daher vom Geltungsbereich des BBergG generell 
ausgenommen. Der im Gesetz verwendete Begriff „Teufe“, wird im Bergmännischen mit der 
Tiefe gleichgesetzt. Dies deckt sich aber nicht mit dem § 127 (1) des BBergG und der ent-
sprechenden Kommentierung [BOLDT/WELLER (a), § 127 Rdn. 2], womit „die geplante 
Länge der Bohrung“ und nicht deren geplante Tiefe gemeint ist. Für „Bohrungen, die mehr als 
100 m in den Boden eindringen sollen“ [§ 127 (1) BBergG] gelten prinzipiell die Vorschriften 
des BBergG. Dabei ist „die geplante Länge der Bohrung“ und nicht deren Tiefe bestimmend 
[BOLDT/WELLER (a), § 127 Rdn. 2]. Auf eine grundstücksbezogene Erdwärmeerschließung 
ist das Bergrecht nicht anwendbar [BOLDT/WELLER (a), § 4 Rdn. 7], soweit es sich nicht 
um Bohrungen handelt, „die mehr als 100 m in den Boden eindringen sollen“ [§127 BBergG]. 
Erfolgt nämlich „das Lösen oder Freisetzen der Erdwärme in einem Grundstück aus Anlass 
oder im Zusammenhang mit dessen baulicher oder sonstiger städtebaulicher Nutzung“, be-
steht nach § 4 Abs. 2 Nr.1 BBergG eine Ausnahme von dem Erfordernis einer Bergbaube-
rechtigung für die Gewinnung von Erdwärme. Diese Tätigkeiten haben zwar das Lösen und 
Freisetzen von Bodenschätzen zur Folge, sind aber trotzdem keine bergbaulichen Tätigkeiten, 
„weil ihr Zweck gerade nicht auf die Gewinnung von Bodenschätzen gerichtet“, sondern eine 
„unabdingbare Voraussetzung für die Erreichung eines anderen Zweckes an gleicher Stelle 
ist“ [BOLDT/WELLER (a), § 4 Rdn. 7]. Es kommt also darauf an, dass die Verbindung von 
baulicher Nutzung, Erdwärmegewinnung und Grundstück gewahrt ist. Das Freisetzen von 
Erdwärme muss also tatsächlich in demselben Grundstück erfolgen, was den Regelfall dar-
stellt. Die Ausnahmevorschrift des § 4 Abs. 2 Nr. 1 BBergG greift allerdings nicht mehr, 
wenn die Verbindung von Erdwärmegewinnung und Grundstück nicht mehr gewahrt ist; z.B. 
bei Weiterleitung von gefördertem Thermalwasser auf ein anderes Grundstück unter Über-
schreitung des unmittelbaren betrieblichen und räumlichen Zusammenhangs oder bei Über-
schreitung der Grundstücksgrenzen durch Bohrungen, insbesondere Schrägbohrungen. In-
wieweit der Zusammenhang Erdwärmerückgewinnung/Grundstück gegeben ist, kann nur 
nach den Umständen des Einzelfalls entschieden werden. 
 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass Erdwärme ein bergfreier Bodenschatz im 
Sinne des Bundesberggesetzes ist. Dieses Gesetz regelt die Aufsuchung, Gewinnung und 
Aufbereitung von Bodenschätzen und damit auch von Erdwärme. Das BBergG erfasst aller-
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dings nicht die Weiterverarbeitung der Erdwärme, bzw. hydrothermaler Tiefenwässer. Gerade 
bei unterschiedlichen Nutzungsplänen für die Wärme über Tage könnte hieraus ein genehmi-
gungsrechtliches Problem entstehen. Betrachtet man den „Goldrausch“ auf besonders höffige 
Erdwärmegebiete, so kommt der Beurteilung von Anträgen bei konkurrierender Nutzung ins-
besondere bei den hydrothermalen Ressourcen in der Zukunft eine immer bedeutendere Rolle 
zu. Im folgenden Kapitel wird die bergrechtliche Genehmigungspraxis dargestellt, um die 
Frage beantworten zu können, ob die Gewinnung und Weiterverarbeitung der Wärme ein Kri-
terium zur Beurteilung des Arbeitsprogramms im Sinne des BBergG darstellen kann und darf. 
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4.2 Bergrechtliche Genehmigungspraxis 
4.2.1 Erschließung der Erdwärme 
 
Aufbauend auf den vorstehend dargelegten bergrechtlichen Grundlagen (Kap. 3.1) soll in die-
sem Kapitel der Lagerstättenschutz bei einer geothermischen Lagerstätte erörtert werden. Ins-
besondere stellt sich die Frage, ob es zulässig ist, einen Erlaubnis- oder Bewilligungsantrag 
aus dem Grunde zu versagen, dass er ausschließlich auf die Stromproduktion ausgerichtet ist. 
Dieser Fall scheint sich im Zuge einer konkurrierenden Antragsstellung in Süddeutschland 
abzuzeichnen und wird daher hier näher untersucht. In Anbetracht des Geothermiebooms und 
dem daraus resultierenden „Run“ auf entsprechende Felder könnte diese Situation zukünftig 
häufiger entstehen. Hierzu soll nochmals das BBergG betrachtet werden, das in den §§ 11 – 
13 die Versagung von Erlaubnis, Bewilligung und Bergwerkseigentum behandelt. Abbildung 
14 verdeutlicht schematisch die verschiedenen Möglichkeiten, Erdwärme unter dem Regel-
werk des Bundesberggesetzes zu erschließen. 
 
Erschließung von Erdwärme gem. BBergG
Erlaubnis
(§7 BBergG)
Bewilligung
(§8 BBergG)
Bergwerkseigentum
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Abb. 14: Schematische Darstellung der Erschließung von Erdwärme 
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4.2.2 Versagung der Erlaubnis 
 
Grundsätzlich hat ein Antragsteller einen Rechtsanspruch auf Erteilung einer Erlaubnis oder 
Bewilligung, wenn er die an ihn selber und seinen Antrag gestellten gesetzlichen Vorausset-
zungen erfüllt; die Behörde hat an dieser Stelle keinen Ermessensspielraum [vgl. 
BOLDT/WELLER (a) § 11 Rdn. 1]. In § 11 BBergG „Versagung der Erlaubnis“ werden ins-
gesamt 10 Gründe aufgeführt, aus denen ein Erlaubnisantrag zu versagen ist. Greift nur einer 
der Versagensgründe, so darf die Erlaubnis nicht erteilt werden, es sei denn, dass durch Ne-
benbestimmungen gemäß § 36 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) sichergestellt werden 
kann, dass die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt werden. Diese Gründe können in drei Ka-
tegorien eingeteilt werden, in „die antragsbezogenen (a)), die subjektiv-
antragstellerbezogenen (b)) und die objektiven gemeinwohlbezogenen (c)) Versagensgründe.“ 
[KÜHNE 1994]. Antragsbezogene Versagensgründe sind die Bezeichnung der Bodenschätze 
(1.), die Begrenzung des Feldes (2.), das Arbeitsprogramm (3.), die Verpflichtung zur Ergeb-
nisbekanntgabe (4.) und die Beteiligung Dritter (5.). Auf den Antragsteller bezogene 
Versagensgründe sind das Fehlen der erforderlichen Zuverlässigkeit (6.) und das Fehlen der 
erforderlichen Mittel (7.). Die in § 11 Nr. 8-10 dargestellten Versagensgründe sind auf das 
Gemeinwohl ausgerichtet. 
 
Betrachtet man nun die vorstehend genannten Versagensgründe vor dem Hintergrund eines 
Erlaubnisantrages zur gewerblichen Aufsuchung von Erdwärme gemäß § 7 BBergG, so soll-
ten einige Punkte entfallen können. Es sollte davon ausgegangen werden können, dass ein 
Unternehmen, das in einem ersten Schritt seines operativen Geschäftes Erdwärme aufsuchen 
möchte, eine gewisse Sorgfalt walten lässt. Somit sollten zumindest die Bezeichnung der Bo-
denschätze und die Begrenzung des Feldes keinen Grund zur Beanstandung bieten. Ähnliches 
gilt für die Verpflichtung, die Ergebnisse der Behörde bekannt zu geben; hier kann nicht er-
kannt werden, warum ein Unternehmer dies nicht zugestehen sollte. Sicherlich ist eine ent-
sprechende Würdigung im Gesetzestext erforderlich und sinnvoll, aber vor dem Hintergrund 
der hier zu diskutierenden Problematik werden formale Fragen nicht weiter verfolgt. Im übri-
gen findet § 11 Nr. 5 keine Anwendung auf eine Erlaubnis zur Aufsuchung eines Bodenschat-
zes zu gewerblichen Zwecken und scheidet damit ebenfalls aus [BOLDT/WELLER (a), § 11, 
Rdn. 8]. Somit bleibt von den antragsbezogenen Versagensgründen lediglich Nummer 3, das 
Arbeitsprogramm übrig, dem allerdings eine besondere Bedeutung beikommt. Die Verpflich-
tung zur Vorlage des Arbeitsprogramms versetzt die Behörde erst in die Lage, zu beurteilen, 
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ob die Aufsuchung sinnvoll durchgeführt wird. Hintergrund ist das volkswirtschaftliche Inte-
resse an einer sachgerechten und zeitnahen Untersuchung von Rohstoffen. Eine Erlaubnis 
muss versagt werden, wenn erkennbar ist, dass die „nach dem Stand der Untersuchungstech-
nik und den geologischen Erkenntnissen mögliche und für eine sachgerechte Untersuchung 
notwendigen Arbeiten nicht in dem notwendigen Umfang und mit den entsprechenden Explo-
rationsverfahren in einer angemessenen Zeit vorgenommen werden.“ [BOLDT/WELLER (a), 
§ 11 Rdn. 6]. Der Antragsteller muss in seinem Arbeitsprogramm darlegen, dass die geplanten 
Arbeiten ausreichend sind. Gelingt ihm dies nicht oder bestehen berechtigte Zweifel am Ar-
beitsprogramm, ist der Antrag zu versagen. 
 
Die zweite Gruppe der Versagensgründe, die auf den Antragsteller bezogen sind, werden in 
den Nummern 6 (Mangelnde Zuverlässigkeit) und 7 (Erforderliche Mittel) des § 11 behandelt. 
„Der Versagensgrund nach Nummer 6 ist nur gegeben, wenn aufgrund konkreter Tatsachen 
die Annahme mangelnder Zuverlässigkeit des Antragstellers gerechtfertigt ist.“ 
[BOLDT/WELLER (a), § 11, Rdn. 9]. Hierbei ist die für die Erteilung der Erlaubnis zustän-
dige Behörde nicht verpflichtet, eigene Untersuchungen über die Zuverlässigkeit des An-
tragstellers vorzunehmen. BOLDT/WELLER führen weiter aus, dass es zur Versagung nicht 
ausreicht, wenn „bestimmte Tatsachen lediglich Zweifel an der Zuverlässigkeit des An-
tragstellers aufkommen lassen; die betreffenden Tatsachen müssen vielmehr die positive An-
nahme rechtfertigen, dass beim Antragsteller die erforderliche Zuverlässigkeit nicht vorhan-
den ist.“ [BOLDT/WELLER (a), § 11 Rdn 9]. So soll verhindert werden, dass eine Bergbau-
berechtigung von jemandem ausgeübt wird, bei dem bekannte Tatsachen zu der Überzeugung 
führen, dass er aufgrund seiner Persönlichkeit den Verpflichtungen des Gesetzes nicht nach-
kommen kann und wird. Durch die Betrachtung der erforderlichen Mittel wiederum soll ver-
hindert werden, dass eine Erlaubnis zu gewerblichen Zwecken an jemanden erteilt wird, der 
nicht über die erforderlichen Mittel für eine ordnungsgemäße Aufsuchung verfügt. Dies wür-
de bedeuten, dass eine volkswirtschaftlich erwünschte Aufsuchung nicht erfolgt, weil dem Er-
laubnisinhaber die Geldmittel fehlen und andere durch die Ausschließlichkeit der Erlaubnis 
keine Aufsuchung vornehmen können. „Nach Nummer 7 genügt es nicht, dass der Antragstel-
ler bei den Angaben über die Art und Weise der Finanzierung lediglich Vorstellungen oder 
Pläne entwickelt, sondern er muss glaubhaft machen, dass die ordnungsgemäße Durchführung 
des Vorhabens auch tatsächlich finanziert werden kann.“ [BOLDT/WELLER (a), § 11, Rdn. 
10]. Über die reine Aufsuchung hinaus müssen auch die Finanzierung aller anderen Tätigkei-
ten gemäß § 2 Abs. 1 BBergG und die Wiedernutzbarmachung der Oberfläche gesichert sein. 
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Betrachtet man nun die Gruppe der Versagensgründe, die in § 11 Nr. 8-11 beschrieben wer-
den, so führen hier objektive, das Gemeinwohl betreffende Tatsachen zur möglichen Versa-
gung des Antrages. Mit Nummer 8 soll  verhindert werden, dass durch eine Erlaubnis die 
sinnvolle und planmäßige Aufsuchung und Gewinnung bergfreier oder grundeigener Boden-
schätze gefährdet wird. Hier wird nicht nur der in der Erlaubnis beantragte Bodenschatz be-
trachtet, sondern auch der Einfluss auf andere bergfreie oder grundeigene Bodenschätze. 
Vermutlich hat dieser Versagensgrund eine eher untergeordnete Bedeutung, da „bereits die 
anderen Versagensgründe eine ordnungsgemäße Durchführung der Aufsuchung durch den Er-
laubnisinhaber sicherstellen und daher eine Gefährdung anderer Aufsuchungs- und Gewin-
nungsberechtigungen in der Regel nicht zu befürchten ist.“ [BOLDT/WELLER (a), § 11, 
Rdn. 11]. „Nummer 9 bezweckt den Schutz von Lagerstätten, deren Bodenschätze für die 
Volkswirtschaft von besonderer Bedeutung sind und an deren Schutz daher ein öffentliches 
Interesse besteht.“ [BOLDT/WELLER (a), § 11 Rdn. 12]. Somit soll die Rohstoff- aber auch 
die Energieversorgung nachhaltig sichergestellt werden. Es gilt zu verhindern, dass die Auf-
suchung eines Bodenschatzes die Gewinnbarkeit eines anderen unmöglich macht. Gleichzei-
tig ist dafür Sorge zu tragen, dass ein schonender Umgang mit Grund und Boden (§ 1 Abs. 1 
BBergG) sichergestellt und die Lagerstätte möglichst optimal genutzt wird. Die überwiegend 
öffentlichen Interessen, die gemäß § 11 Nr. 10 im gesamten Erlaubnisfeld der Aufsuchung 
entgegenstehen können, sind relativ schwer zu fassen. Der Ansatz ist die Herbeiführung einer 
Abwägung zwischen volkswirtschaftlich-bergbaulichen Belangen und anderen öffentlichen 
Interessen schon in der Phase der Erlaubniserteilung. Die Erlaubnis regelt lediglich die Auf-
suchung eines Bodenschatzes, sodass mögliche Versagensgründe einer Bewilligung nicht be-
rücksichtigt werden dürfen. „Die Ablehnung eines Erlaubnisantrages kann auf § 11 Nr. 10 nur 
gestützt werden, wenn ein Vergleich der widerstreitenden Interessen ergibt, dass dem öffentli-
chen Interessen ein größeres Gewicht beizumessen ist als der vorgesehenen Aufsuchung berg-
freier Bodenschätze.“ [BOLDT/WELLER (a), § 11, Rdn. 14]. 
 
Betrachtet man die vorstehend dargelegten Versagensgründe für eine beantragte Erlaubnis zur 
gewerblichen Aufsuchung von Erdwärme, so können letztlich nur die Nummern 3, 6, 7 und 8 
herangezogen werden, wenn man die formalen Gründe nicht weiter betrachtet. Die fehlende 
erforderliche Zuverlässigkeit des Antragstellers oder der vertretungsberechtigten Personen 
gemäß Nummer 6 ist auch eher ein organisatorisches Problem als ein technisches. Es sollte 
davon ausgegangen werden dürfen, dass sich ein Antragsteller, so er die Qualifikationen nicht 
selber besitzt, entsprechend personell verstärkt. Vor dem Hintergrund der zur Diskussion ste-
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henden Versagung einer Erlaubnis infolge der beabsichtigten Nutzung scheidet dieser Punkt 
aus. Auch die Beeinträchtigung von Bodenschätzen, deren Schutz gemäß Nummer 9 im öf-
fentlichen Interesse liegt, bietet keine Lösungsmöglichkeiten bei der eingangs formulierten 
Frage. Die Beurteilung der zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel durch die Genehmi-
gungsbehörde gestaltet sich jedoch möglicherweise nicht ganz einfach. Es ist allerdings allei-
nige Aufgabe des Antragstellers, glaubhaft zu machen, dass er die geplanten Maßnahmen 
auch finanzieren kann. Ebenso ist es seine Aufgabe, gemäß Nummer 3 ein Arbeitsprogramm 
vorzulegen, welches zeigt, dass „die vorgesehenen Aufsuchungsarbeiten hinsichtlich Art, 
Umfang und Zweck ausreichend sind und in einem angemessenen Zeitraum erfolgen.“ 
 
Die beiden zuletzt betrachteten Versagensgründe gemäß Nummer 3 (Arbeitsprogramm) und 
Nummer 7 (Finanzielle Mittel) scheinen am ehesten geeignet, die momentane „Claim“-
Absteckung zu unterbinden. Dies ist sicherlich im Sinne des nachhaltigen und sinnvollen 
Umgangs mit Rohstoffen im Allgemeinen und der Geothermie im Speziellen. Es kann nicht 
die Zustimmung des Gesetzgebers und der Behörden finden, wenn in besonders höffigen Re-
gionen Erlaubnisfelder beantragt werden, die dann aus welchen Gründen auch immer nicht 
tatsächlich genutzt werden. Hier muss entsprechend reagiert werden; das BBergG stellt die 
erforderlichen Instrumente zur Verfügung. Gleichwohl muss auch festgehalten werden, dass 
zumindest die Versagung einer Erlaubnis nicht in Zusammenhang gebracht werden kann mit 
der zukünftig angedachten Nutzung einer geothermischen Lagerstätte. Darüber hinaus schrei-
ben BOLDT/WELLER unter der Randnummer 14 zum § 11 BBergG, dass „die Erlaubnis nur 
das Recht der Aufsuchung von Bodenschätzen gewährt“ und somit „Gesichtspunkte, die mög-
licherweise einer späteren Gewinnung entgegenstehen, im Erlaubnisverfahren keine Rolle 
spielen“ können. Dies würde bedeuten, dass einige der vorstehend aufgeführten Versagens-
gründe, insbesondere die Nummer 3, 6, 7 und 8 nicht weiter zu berücksichtigen wären, soweit 
die Frage der Nutzung von Strom und/oder Wärme anbetrifft, da dies erst eine Problematik in 
der Gewinnungsphase ist. Andererseits gelten gemäß § 12 BBergG für die Versagung einer 
Bewilligung zur Gewinnung eines Bodenschatzes § 11 Nr. 1 und 6 bis 10 entsprechend. Spä-
testens hier erfolgt dann auch eine technische Prüfung der geplanten weiteren Verwendung 
der Erdwärme im Sinne der vollständigen Ausnutzung der Lagerstätte. In der genehmigungs-
rechtlichen Praxis wird man sicherlich immer bestrebt sein, zu einem möglichst frühen Zeit-
punkt möglichst viele Informationen zusammenzutragen, um die Situation umfassend beurtei-
len zu können; ein Versagensgrund kann sich aber im frühen Stadium nicht ableiten lassen. 
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4.2.3 Versagung der Bewilligung 
 
Eine Bewilligung ist nach § 12 BBergG zu versagen, wenn neben den Versagensgründen aus 
§ 11 Nr. 1 sowie 6 -10 die Anforderungen gemäß § 12 Nummer 1 bis 4 nicht erfüllt werden. 
Greift nur einer der Versagensgründe, so darf die Bewilligung nicht erteilt werden, es sei 
denn, dass durch Nebenbestimmungen gemäß § 36 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 
sichergestellt werden kann, dass die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt werden. Die Entde-
ckung des Bodenschatzes und die Darstellung der Fundstelle(n) nach Lage und Tiefe in einem 
Lageriss (§ 12 Nr. 1) sollten in einem ordnungsgemäßen Antrag vorausgesetzt werden dürfen. 
Gleiches gilt für die Darstellung des Feldes nach Nummer 2 in Verbindung mit § 4 Abs. 7 und 
§ 67. Sicherlich sind diese Forderungen berechtigt und wesentliche Bestandteile zur Beurtei-
lung des Antrages; sie führen aber zu keiner Klärung im Sinne der möglicherweise zu for-
dernden Nutzung der Erdwärme. Die Frage nach der technischen Gewinnbarkeit des Boden-
schatzes in Nummer 3 könnte ein erstes Kriterium zur Beurteilung sein. Es wird gefordert, 
dass der Antragsteller nachweist, dass „die entdeckten Bodenschätze nach ihrer Lage und Be-
schaffenheit gewinnbar sind“ (§ 12, Nr. 3 BBergG). Dies bezieht sich auf die technische Ge-
winnbarkeit, während bei der Verleihung von Bergwerkseigentum auf die wirtschaftliche 
Gewinnbarkeit abgehoben wird (§ 13, Nr. 2 BBergG). Bei der Gewinnung von Erdwärme wä-
re demnach wie bei anderen Lagerstätten auch zu beachten, dass „Lage und Beschaffenheit 
des Vorkommens der Gewinnbarkeit nicht entgegenstehen“ [BOLDT/WELLER (a), § 12 
Rdn. 5] dürfen. Dies bedeutet z. B., dass eine Lagerstätte sich nicht in einer derartig großen 
Tiefe befinden darf, dass eine Förderung des Bodenschatzes technisch unmöglich ist. 
 
Auch die Forderung nach dem Nachweis der Zusammensetzung des Bodenschatzes, dass z.B. 
von einem Erz verwertbare Mengen im bergbaulichen Maßstab und nicht nur Spuren davon 
vorhanden sein müssen, lässt sich auf die Erdwärme übertragen. So ist vorstellbar, bei einer 
hydrothermalen Nutzung Temperatur und Menge der Tiefenwässer in diesem Zusammenhang 
mit zu bewerten. Allerdings stellt sich die Frage, inwieweit dies die technische Gewinnbarkeit 
betrifft. Sicherlich wird eine geothermische Lagerstätte umso effektiver genutzt je mehr und 
je heißeres Wasser aus ihr gefördert wird. Dieses Kriterium ist aber auf eine wirtschaftliche 
Betrachtung ausgelegt und sollte daher auch eher im Falle der Beantragung der Verleihung 
von Bergwerkseigentum geprüft werden. Der Nachweis einer technischen Gewinnbarkeit von 
Erdwärme ist im Gegensatz zu anderen Bodenschätzen relativ leicht zu führen. Üblicherweise 
werden zur Gewinnung Bohrungen niedergebracht, über die die Lagerstätte erschlossen wird. 
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Da Kosten- bzw. Wirtschaftlichkeitsfragen zu diesem Zeitpunkt keine bergrechtliche Rele-
vanz haben, ist auch dieser Versagensgrund nur bedingt zur Lösung des Problems geeignet. 
Nach § 12 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 BBergG ist ein Arbeitsprogramm vorzulegen, „aus dem insbe-
sondere hervorgeht, dass die technische Durchführung der Gewinnung und die danach erfor-
derlichen Einrichtungen unter und über Tage ausreichend sind und die Gewinnung in einer 
angemessenen Zeit erfolgt.“ Das Arbeitsprogramm muss zeigen, dass die technische Durch-
führung der Gewinnung und die erforderlichen Einrichtungen ausreichend sind. 
BOLDT/WELLER ((a), § 12 Rdn. 7) führen aus, dass sich analog zur Prüfung der Gewinn-
barkeit „die Prüfung der Bewilligungsbehörde auch in diesem Zusammenhang auf technische 
Gesichtspunkte zu beschränken“ hat; wirtschaftliche Überlegungen sind Sache des An-
tragstellers. Auch muss das Arbeitsprogramm keine technischen Einzelheiten beinhalten, wel-
che Gewinnungsmethode und Betriebseinrichtung vorgesehen sind, da die eigentliche techni-
sche Ausführungsplanung des Betriebes erst nach Erhalt der Bergbauberechtigung aufge-
nommen wird. Zudem sollte sichergestellt werden, dass technische Neuerungen im Zuge der 
eigentlichen Gewinnungstätigkeit auch nach Erteilung der Bergbauberechtigung noch einge-
setzt werden können. 
 
§ 12 Absatz 2 schützt die Interessen eines Erlaubnisinhabers und würdigt dabei die Tatsache, 
dass ihm im Zuge der Beantragung und Ausübung der Erlaubnis bereits Kosten entstanden 
sind. Diese Investitionen nimmt ein Unternehmer normalerweise nur mit dem Ziel auf sich, zu 
gegebener Zeit diesen Bodenschatz auch tatsächlich zu fördern. Gemäß BOLDT/WELLER 
((a), § 12 Rdn. 9) besteht die Vorrangstellung darin, dass „bei der Entscheidung über einen 
Bewilligungsantrag von dem Vorliegen der Voraussetzungen, die zu der Erlaubnis geführt 
haben, auszugehen ist.“ Es muss also im Zuge der Bewilligung nur geprüft werden, ob nach 
Erteilung der Erlaubnis Gründe offenbar wurden, die eine Versagung der Bewilligung zulas-
sen. Allerdings werden davon die Voraussetzungen nach Abs. 1 Nr. 1 bis 4 nicht berührt, da 
sie zum Zeitpunkt der Erlaubnis noch nicht hätten geprüft werden können. Dem Erlaubnisin-
haber wird in § 14 BBergG ein weiterer Vorrang dahingehend eingeräumt, dass er zu unter-
richten ist, wenn ein Dritter eine Bewilligung für einen von seiner Erlaubnis erfassten Boden-
schatz beantragt. Der Erlaubnisinhaber kann innerhalb von drei Monaten einen Bewilligungs-
antrag stellen, der dann Vorrang vor allen anderen Anträgen auf eben diesen Bodenschatz hat. 
Auch hier werden bisherige Tätigkeiten entsprechend gewürdigt. 
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4.2.4 Versagung der Verleihung von Bergwerkseigentum 
 
Das Bergwerkseigentum nach § 9 BBergG unterscheidet sich von der Bewilligung dadurch, 
dass es wie ein Grundstück behandelt wird und somit grundbuch- und beleihungsfähig ist. Es 
gewährt die gleichen Befugnisse wie die Bewilligung, wird aber praktisch kaum genutzt. Es 
kann nicht anstelle einer Bewilligung beantragt werden sondern setzt das Vorhandensein einer 
entsprechenden Bewilligung voraus. Bergwerkseigentum kann nur für die Bodenschätze ver-
liehen werden, für die bereits eine Bewilligung besteht. Erfüllt der Antragsteller die gesetzli-
chen Voraussetzungen, hat er einen Rechtsanspruch auf Verleihung von Bergwerkseigentum. 
Betrachtet man die Versagensgründe gemäß § 13 BBergG, so gelten zum einen die 
Versagensgründe aus §§ 11 und 12, da sie zuvor geprüft wurden. Wichtig ist sicherlich, dass 
gemäß Nummer § 13 Nr. 1 BBergG nur für eine eigene und nicht für eine fremde Bewilligung 
die Verleihung von Bergwerkseigentum beantragt werden kann. Auch die Beschränkung der 
Fläche auf 25 km² stellt einen Unterschied zur bisherigen Prüfung dar. Wesentlicher Unter-
schied ist aber die in § 13 Nr. 2 BBergG geforderte Glaubhaftmachung der wirtschaftlichen 
Gewinnbarkeit im beantragten Feld. Nach BOLDT/WELLER ((a), § 13 Rdn. 3) ist der Begriff 
„wirtschaftlich“ hier im Sinne von betrieblicher Rentabilität zu verstehen, wobei nicht primär 
kurzfristige Gewinne zu berücksichtigen sind. Die Wirtschaftlichkeit soll langfristig betrach-
tet werden, wobei der Antragsteller überprüfungsfähige Unterlagen vorlegen muss, aus denen 
hervorgeht, dass mit überwiegender Wahrscheinlichkeit damit gerechnet werden kann, dass 
der Abbau der Bodenschätze wirtschaftlich erfolgt. Da die wirtschaftliche Gewinnbarkeit im 
gesamten Feld Voraussetzung für die Verleihung von Bergwerkseigentum ist, erfordert der 
Antrag eine intensive Exploration der Lagerstätte. Es erscheint zielführend, dass „der An-
tragsteller der Verleihungsbehörde die Wirtschaftlichkeitserwägungen bekannt gibt, die sei-
nem Entschluss zur Eröffnung oder Fortführung des Gewinnungsbetriebes zugrunde liegen.“ 
[BOLDT/WELLER (a), § 13 Rdn. 4]. Unter unternehmerischen Gesichtspunkten sollte die 
Behörde davon ausgehen können, dass ein Unternehmer keinen Betrieb aufnimmt oder fort-
führt, den er selber für unwirtschaftlich hält. Gerade hinsichtlich der wirtschaftlichen Ge-
winnbarkeit ist die Einspeisevergütung gemäß EEG ein wichtiges Argument. Wärme muss 
auf dem Markt angeboten und abgesetzt werden, was mit gewissen betriebswirtschaftlichen 
Unwägbarkeiten verbunden ist. Elektrische Energie wird je nach Größe der Anlage zu festen 
Preisen abgenommen und bietet damit unter den aktuellen Rahmenbedingungen eine fest zu 
kalkulierende Größe, die wesentlichen Einfluss auf die Wirtschaftlichkeit eines solchen Pro-
jektes hat. 
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4.2.5 Nichtzulassung des Betriebsplanes 
 
Der Vollständigkeit halber wird nachstehend die Zulassung eines Betriebsplanes betrachtet. 
Aufgrund der zum Teil sehr komplexen Zusammenhänge und Aufgaben existieren sicherlich 
viele Gründe, nach denen ein Antrag auf Zulassung eines Betriebsplanes nach § 55 BBergG 
versagt werden kann. Erfüllt der Unternehmer jedoch alle Anforderungen, so hat er analog zur 
Vorgehensweise bei Erlaubnis, Bewilligung und Bergwerkseigentum einen Rechtsanspruch 
auf Zulassung des Betriebsplanes. Allein § 55 Abs. 1 Nr. 4 könnte zur Beantwortung der ein-
gangs formulierten Frage dienen. Demnach ist bei der Zulassung des Betriebsplanes zu prü-
fen, ob die beabsichtigten Tätigkeiten und Einrichtungen dem Lagerstättenschutz Rechnung 
tragen, wobei sich dieser Schutz nicht auf jegliche Art von Lagerstätten erstreckt. Die Zulas-
sung kann „nur dann nicht erteilt werden, wenn durch das Vorhaben eine Beeinträchtigung 
von Bodenschätzen zu besorgen ist, deren Schutz im öffentlichen Interesse, also wegen der 
besonderen Bedeutung der Bodenschätze, erforderlich ist.“ [BOLT/WELLER § 55 Rdn. 22]. 
Ein weiterer Gedanke ist der Schutz der Lagerstätte im Sinne der optimalen Nutzung. Die op-
timale Nutzung einer Lagerstätte kann vor dem Hintergrund einer langfristig vorsorgenden 
Rohstoffversorgung nur erfolgen, wenn „auch zukünftige Nutzungsinteressen berücksichtig 
werden, mithin jedenfalls keine Verschwendung, d.h. im hiesigen Kontext kein Raubbau be-
trieben wird.“ [FRENZ 2001]. Zum einen ist dafür Sorge zu tragen, dass eine Lagerstätte im 
Sinne des Gesetzes genutzt wird; zum anderen muss sichergestellt werden, dass nicht „durch 
den Abbau einer Lagerstätte die Gewinnung anderer damit in räumlichem Zusammenhang 
stehender Bodenschätze erschwert oder unmöglich gemacht wird.“ [BOLDT/WELLER (a), § 
55 Rdn. 23]. Allerdings müssten die Gründe, die zu einer Nichtzulassung des Betriebsplanes 
führen, dann ja erst nach der erfolgten Prüfung im Zuge der Beantragung von Erlaubnis, Be-
willigung oder Bergwerkseigentum offenbar geworden sein. Dies erscheint gerade im Hin-
blick auf das öffentliche Interesse und den Fördergedanken aus § 1 BBergG zu einer späten 
Phase des Verfahrens kaum denkbar. Wenn der Gesetzgeber die bis zu dem jeweiligen Zeit-
punkt getätigten Investitionen und Arbeiten durch ausdrückliches Gewähren von Vorrangstel-
lungen des bisher Tätigen (§ 12 Abs. 2 BBergG und § 14 BBergG) würdigt, wäre das „plötz-
liche“ Auftreten von überwiegenden öffentlichen Interessen im Sinne des Lagerstättenschut-
zes nicht nachvollziehbar. Dies würde ein nicht zu kalkulierendes unternehmerische Risiko 
darstellen, das keinem Unternehmer zugemutet werden kann und der mit dem Gesetz beab-
sichtigen Förderung der Rohstoffgewinnung zuwiderliefe. 
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4.3 Schlussfolgerungen 
 
Die Frage, ob die beabsichtigte Nutzung der Erdwärme zur Wärme- oder Stromgewinnung 
Entscheidungskriterium zur Versagung von Anträgen auf Erteilung von Erlaubnis, Bewilli-
gung oder Bergwerkseigentum oder der Zulassung eines Betriebsplanes sein darf, kann pau-
schal nicht beantwortet werden. In den beiden vorstehenden Kapiteln wurden die gesetzlichen 
Grundlagen aufgezeigt, mögliche Versagensgründe wurden vorgestellt und diskutiert. Aller-
dings scheint eine Versagung aus dem Grund der fehlenden Wärmenutzung im Sinne der Ab-
gabe von Wärme nicht haltbar zu sein. Hier stellt sich die grundsätzliche Frage nach dem Ort 
der Wärmegewinnung, bzw. -nutzung. Geschieht die Gewinnung der Erdwärme auf dem Ge-
lände selber in „unmittelbaren Zusammenhang mit dessen baulicher oder sonstiger städtebau-
licher Nutzung“ (§ 4 Abs. 2 Satz 1 BBergG) so unterliegt dies nicht mehr den Regelungen des 
Bundesberggesetzes. Wenn die Voraussetzungen technischer Art (Nutzung auf dem Gelände, 
Zusammenhang mit der baulichen Nutzung, keine Überschreitung der Grundstücksgrenzen 
durch Bohrungen und kein Transport von Thermalwasser über Grundstücksgrenzen hinweg) 
gegeben sind, besteht auch kein Grund zur Versagung eines Antrages. Ist dies nicht der Fall, 
unterliegt die Nutzung sehr wohl dem Bundesberggesetz. Allerdings stellt sich dann hier die 
Frage des Arbeitsprogramms und auch der wirtschaftlichen Gewinnbarkeit. Wenn bei der 
Verleihung von Bergwerkseigentum in § 13 Nr. 2 BBergG der Nachweis der wirtschaftlichen 
Gewinnbarkeit gefordert wird, so muss für den Antragsteller auch der Umkehrschluss gelten 
können. Dies würde bedeuten, dass eine nicht wirtschaftliche Gewinnung seitens der Behörde 
nicht gefordert werden dürfte, denn dieses stünde in klarem Widerspruch zum Fördergedan-
ken in § 1 Nr. 1 BBergG. Hinsichtlich des Arbeitsprogramms bei der Gewinnung werden in § 
12 Nr.4 BBergG ausreichende Einrichtung und zeitnaher Maßnahmenbeginn gefordert. Bei-
des sollte bei einem Wirtschaftsunternehmen, das der Geothermienutzung nachgeht, voraus-
gesetzt werden dürfen. Im Sinne der Verhinderung des Absteckens von Claims ohne wirkli-
che Nutzung ist eine stringente Genehmigungspraxis sinnvoll, beantwortet aber die Frage 
nach der Produktion von elektrischer und/oder thermischer Energie nicht. 
 
Die parallele Nutzung von Erdwärme, Stromproduktion und Wärmeversorgung, ist sicherlich 
anzustreben und sinnvoll. Gleichwohl kann die ausschließliche Nutzung von Erdwärme zur 
Stromproduktion mit dem Regelwerk des Bundesberggesetzes nicht als alleiniger Grund zur 
Versagung der verschiedenen möglichen Anträge herangezogen werden. 
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5 Das „SuperC“-Projekt 
5.1 Allgemeines 
 
Die Vorplanung der Technischen Gebäudeausrüstung im Rahmen des baulichen Realisie-
rungswettbewerbs „SSC 2000“ sieht ausdrücklich die Installation von Niedrigenergiesyste-
men zur Heizung und Kühlung des Gebäudes vor [ARUP (a) 2001]. Das Exposé zeigt auch 
sehr deutlich, dass eine Energieversorgung mit erneuerbaren Energien eine gewünschte und 
sinnvolle Ergänzung des Gesamtkonzeptes der Haustechnik ist. Dies nahmen Mitarbeiter des 
Instituts für Markscheidewesen, Bergschadenkunde und Geophysik im Bergbau der RWTH 
Aachen und der Projektpartner aix-o-therm, Aachen zum Anlass, sich dieser Thematik inten-
siver zu widmen. Aufbauend auf den Erkenntnissen aus einem laufenden Forschungsvorhaben 
zur „Untersuchung der Möglichkeiten zur geothermischen Nachnutzung verlassener Explora-
tionsbohrungen des Steinkohlenbergbaus“ wurden erste Planungen aufgenommen. 
 
 
 
Abb. 15: Wärmegewinnung und Wärmeverteilung im „SuperC“ [LUNDERSHAUSEN] 
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Hierbei galt es neben grundsätzlichen technischen Fragen vor allem die Finanzierbarkeit eines 
solchen Vorhabens zu klären. Aufgrund des zunehmenden öffentlichen Interesses an der Nut-
zung der Geothermie und der politischen Rahmenbedingungen standen verschiedene Finan-
zierungsinstrumente zur Verfügung. Am aussichtsreichsten erschien in der frühen Planungs-
phase der Weg einer Finanzierung über mehrere Förderprogramme. So wurde schließlich im 
Rahmen des „lifeIII environment“-Programms ein Antrag im Unterprogramm „Reduktion von 
CO2-Emissionen“ bei der Europäischen Kommission initiiert. Parallel dazu wurde ein weite-
rer Fördermittelantrag im Programmbereich „Demonstrationsförderung“ des REN-Programms 
(Rationelle Energieverwendung und Nutzung unerschöpflicher Energiequellen) im Rahmen 
der Landesinitiative Zukunftsenergien NRW an das Ministerium für Verkehr, Energie und 
Landesplanung gestellt. Eine erhebliche finanzielle Eigenleistung der RWTH Aachen in Höhe 
von mehr als 1,7 Mio. EURO und die Beteiligung der verschiedenen Projektpartner sicherten 
die Gesamtfinanzierung des Projektes; Tabelle 1 gibt eine Übersicht: 
 
Fördermittel der EU 1.972.566,00 € 
Fördermittel des Landes NRW 1.350.000,00 € 
Eigenmittel der RWTH Aachen 1.715.144,00 € 
Eigenmittel der Projektpartner    103.000,00 € 
Summe 5.140.710,00 € 
 
Tab. 1: Übersicht der Projektfinanzierung 
 
Der Genehmigung der Mittel und ihrer Zuweisung geht eine nicht unerhebliche Zeit zur Be-
antragung voraus; dies sollte bei ähnlichen Vorhaben berücksichtigt werden. Ferner ist eine 
sehr detaillierte Planung der Arbeitspakete mit anfallenden Kosten sowie eine ausführliche 
Beschreibung der geplanten Arbeiten wesentlicher Bestandteil solcher Anträge. Dies bedeutet 
einerseits eine sehr lange und damit auch kostenintensive Vorphase für ein derartiges Projekt. 
Auf der anderen Seite garantiert die intensive Auseinandersetzung mit einem solchen Antrag 
im Rahmen der Belastbarkeit von zum Teil mehrjährigen Planungsphasen eine höchstmögli-
che Verlässlichkeit der Kalkulation. Im Zuge der Beantragung der Fördergelder musste sehr 
detailliert dargelegt werden, wo technische Innovationen zur erwarten sind und wie diese er-
reicht werden sollen. Die nachstehende Auflistung stammt aus dem REN-Antrag und verdeut-
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licht die Vielschichtigkeit der technischen Fragestellungen, die im Vorfeld der Projektbean-
tragung als mögliche Aufgabenfelder identifiziert wurden. 
 
„Geothermie in innerstädtischen Bereichen“ 
Das Erstellen geothermischer Bohrungen in besiedelten Gebieten wird bisher wegen der 
räumlichen Enge und Geräuschemissionen gemieden. Hier besteht jedoch im Bereich des Alt-
gebäudebestandes und der Bürogebäude das bei weitem größte Marktpotential, da die Wärme 
unmittelbar am Verbraucher erschlossen werden kann. Durch aktive Maßnahmen zur Lärm-
vermeidung und lokalen Schalldämmung sowie durch eine Optimierung des Bohrplatzes soll 
die Bohrtechnik an die Anforderungen in dicht besiedelten Gebieten angepasst werden. 
 
„Geothermie in schutzwürdigem Umfeld“ 
Thermalwasservorkommen sind am Standort Aachen ein hohes Wirtschaftsgut für die gesam-
te Region. Deshalb dürfen die geothermische Wärmegewinnung und die bisherige Thermal-
wassernutzung einander nicht beeinträchtigen. Entsprechende Nutzungsüberschneidungen be-
stehen häufig (Sole, Thermalwasser, Bergbau etc.) und behindern die verstärkte Nutzung von 
Erdwärme. In diesem Projekt werden demnach in enger Zusammenarbeit mit Genehmigungs-
behörden und Wissenschaft Vorgehensweisen erarbeitet, die sich auch auf andere Standorte 
übertragen lassen. 
 
„Integrative Projektplanung“ 
Im Gegensatz zu einer konventionellen Wärmeversorgung müssen bei der Nutzung von Geo-
thermie Wärmegewinnung und –verteilung aufeinander abgestimmt werden. Dies erfordert 
eine integrative Bauplanung  und –durchführung unter Beteiligung von Geowissenschaften, 
Bergbau, Bauingenieurwesen und Architektur. Das Fehlen dieses Planungsansatzes behindert 
bisher die rasche Verbreitung von Geothermie. Im Rahmen des vorliegenden Antrags wird 
diese Kooperation beispielgebend demonstriert und dokumentiert. 
 
„Sondendimensionierung“ 
Zur Dimensionierung von tiefen Erdwärmesonden, zur Optimierung des Anlagenbetriebs so-
wie zur Festlegung der Größe des bergrechtlichen Gewinnungsfeldes fehlen derzeit jegliche 
Basisdaten. Aussagen über den Wärmetransport zur Bohrung, die maximale Entzugsleistung 
und eine mögliche Nutzungsdauer beruhen bisher auf groben Schätzungen. Durch projektbe-
gleitende Forschung werden Messdaten in einer Langzeit-Studie erfasst und sukzessive in 
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Simulationsmodelle integriert. Die ersten Ergebnisse werden bereits in der Planungsphase für 
eine bestmögliche Anlagendimensionierung verwendet. Durch wissenschaftliche Veröffentli-
chungen können die Daten auch bei zukünftigen kommerziellen Projekten nutzbringend ver-
wendet werden. 
 
„Optimierung der Bohrtechnik“ 
Bei geothermischen Anlagen entfallen zwei Drittel der Investitionskosten auf die Erstellung 
der Bohrung. Im europäischen Vergleich sind die Bohrkosten unverhältnismäßig hoch und 
behindern die Markteinführung der Geothermie ganz erheblich. In enger Zusammenarbeit mit 
Genehmigungsbehörden, Wissenschaft und Industrie werden im Rahmen dieses Projektes die 
Bohrtechnik und der Bohrplatz auf die Anforderungen der Geothermie angepasst. Dadurch 
wird ein preiswerter Standard zur Erstellung von Erdwärmesonden geschaffen, wobei eine 
Senkung der Bohrkosten von 20 % angestrebt wird. Die beteiligten Bohrunternehmen profi-
tieren unmittelbar von den verbesserten Konzepten. 
 
„Kühlen mit Geothermie“ 
Geothermie wird bisher nur zur Wärmeversorgung genutzt, obwohl gerade in Bürogebäuden 
die Kühllast oft höher als die Heizlast ist. Außerdem sind der Primärenergieverbrauch und die 
CO2-Emission beim – meist elektrischen – Kühlen wesentlich höher als sie beim Heizen mit 
fossilen Brennstoffen ohnehin schon sind. Die Geothermie-Anlage des „SuperC“ wird zur 
Versorgung von Adsorptionskältemaschinen ausgelegt. Damit wird bundesweit erstmalig eine 
tiefe Erdwärmesonde zur Gebäudekühlung verwendet. 
 
„Kaskadenförmige Wärmenutzung“ 
Die Energieeffizienz geothermischer Anlagen wächst mit der Temperaturdifferenz zwischen 
Vorlauf- und Rücklauftemperatur. Beim „SuperC“-Gebäude wird diese Temperaturspreizung 
durch eine kaskadenförmige Erdwärmenutzung in unterschiedlichen Wärmeverteilungssyste-
men des Gebäudes auf etwa 45 °C erhöht. Dabei werden auf vier Temperaturniveaus Adsorp-
tionskältemaschinen, Brauchwasserwärmetauscher, Konvektoren, Fußbodenheizungen und 
Heizdecken hintereinander geschaltet. Eine derart effiziente Nutzung von Erwärme ist im 
Rahmen einer Gebäudeversorgung bisher noch nicht verwirklicht worden und ist somit bei-
spielgebend für Folgeprojekte. 
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Die Vielzahl technischer Fragestellungen und Innovationsansätze war sicherlich maßgebend 
für die Genehmigungsfähigkeit des Antrages. Dies betraf nicht nur die grundsätzliche Förder-
fähigkeit des gesamten Vorhabens sondern auch die Höhe der bewilligten Mittel. In Tabelle 2 
sind die Arbeitspakete des EU-Antrages mit ihren Einzelbudgets dargestellt. 
 
AP 1 (Projektmanagement, Berichtswesen) 537.158,20 € 
AP 2 (Öffentlichkeitsarbeit) 275.357,60 € 
AP 3 (Detailplanung technischer Innovationen) 110.012,52 € 
AP 4 (Ausschreibungs- und Genehmigungsverfahren) 131.437,20 € 
AP 5 (Erstellen der Erdwärmesonde) 2.218.066,50 € 
AP 6 (Erstellung des Gebäude-Rohbaus) 3.502,80 € 
AP 7 (Installation der Gebäudeausrüstung) 1.706.858,00 € 
AP 8 (Inbetriebnahme der Anlagentechnik) 55.962,00 € 
AP 9 (Information Management und Berichtswesen) 102.355,30 € 
Summe 5.140.710,00 € 
 
Tab. 2: Finanzstruktur des EU-Antrages [EU-PROPOSAL 2000] 
 
Der Hochbau des „SuperC“ wird außerhalb dieses Antrages durch den Bau- und Liegen-
schaftsbetrieb NRW, Niederlassung Aachen, realisiert. Im Zuge des Hochbaus werden aller-
dings auf die Geothermie abgestimmte Installationen zur Wärme- und Kälteverteilung im Ge-
bäude durchgeführt, die über das Arbeitspaket 7 finanziert werden. Aufbauend auf der vorlie-
genden Finanzierung galt es, innerhalb der Förderrichtlinien und der für Öffentliche Auftrag-
geber geltenden Gesetze und Verordnungen, die Geothermiebohrung „RWTH-1“ zu planen, 
auszuschreiben, zu vergeben und durchzuführen. Das entsprechende Projekt gliederte sich in 
insgesamt vier Teilbereiche „Projektmanagement“ (Kap. 4.4), „Wärmeverteilung“ (Kap. 4.5), 
„Öffentlichkeitsarbeit“ (Kap. 4.6) und „Wärmegewinnung“ (Kap. 4.7). Im folgenden Kapitel 
findet sich eine Darstellung der geplanten technischen Innovationen. 
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5.2 Geplante technische Innovationen 
 
Im Zuge des REN- und EU-Projektes standen insgesamt 15 technische Forschungs- und Inno-
vationsprojekte zur Bearbeitung an, die nachstehend aufgeführt werden. Einige Projekte sind 
bereits vollständig bearbeitet; andere dauern zurzeit noch an. Die komplette Übersicht mit 
Projektpartnern aus Wissenschaft und Industrie sowie die jeweiligen Zeitpläne der Teilprojek-
te finden sich im Antrag im Programm „Rationelle Energieverwendung und Nutzung uner-
schöpflicher Energiequellen“ [REN-Antrag 2003]. Diese Teilprojekte werden in Zusammen-
arbeit mit unterschiedlichen Industrie- und Projektpartnern sowie verschiedenen anderen For-
schungseinrichtungen zu bestimmten Phasen des Gesamtprojektes abgearbeitet. Sie sind an 
dieser Stelle der Vollständigkeit halber aufgeführt, um aufzuzeigen, wie breit die technischen 
Innovationsansätze in diesem Projekt aufgestellt sind. Über ihre Ergebnisse wird im Rahmen 
der regulären Berichterstattung an die Fördermittelgeber und in weiteren wissenschaftlichen 
Arbeiten und Publikationen berichtet werden. 
 
„Duale Nutzung einer Lagerstätte“ 
Die Nutzung von Erdwärme für das „SuperC“ findet in einem Gebiet statt, in dem der Erd-
körper bereits durch Thermalwassergewinnung intensiv genutzt wird. Die gleichzeitige Nut-
zung verschiedener Energieformen oder Rohstoffe ist kein Einzelfall (Stein- und Braunkoh-
lenbergbau sowie Salzbergbau und Erdgasspeicher in Kavernen). Grundsätzlich ist sicherzu-
stellen, dass die geothermische Erdwärmenutzung eine bestehende Nutzung nicht behindert, 
gleichermaßen aber eine bestehende Nutzung auch eine geothermische Nutzung der Lager-
stätte nicht gänzlich ausschließt. Die mit dieser Problematik verbundenen technischen sowie 
umwelt- und bergrechtlichen Fragen sind bisher noch nicht geklärt. Am Beispiel der geother-
mischen Wärmeversorgung des „SuperC“ sollen die Wechselbeziehung zwischen Geothermie 
und Thermalwassernutzung aufgezeigt werden und offene Fragen angegangen werden. Dabei 
ist in diesem Fall sicherzustellen, dass durch technische Maßnahmen kein Thermalwasser in 
die Bohrung eindringt und kein Wasser aus der Bohrung in das Thermalwasseraquifer über-
tritt. Darüber hinaus wird untersucht, welche Vorkehrungen bei der Erstellung der Bohrung zu 
treffen sind, um eine Beeinträchtigung der Thermalwasservorkommen auszuschließen. Es 
werden unterschiedliche Szenarien betrachtet und mit den Betroffenen sowie den zuständigen 
Behörden diskutiert. Die duale Nutzung einer Lagerstätte muss gerade wegen der Bedeutung 
der Aachener Thermalwasservorkommen einvernehmlich gelöst werden. Die daraus entwi-
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ckelte Strategie ist beispielgebend und dient der Vermeidung von Interessenskonflikten bei 
anderen Projekten. 
 
„Räumliche Ausdehnung des Wärmeentzugsraums“ 
Durch den Wärmeentzug über die geothermische Sonde kühlt sich das Gebirge im Umfeld der 
Bohrung ab. Über die Stärke der Abkühlung, die laterale Ausdehnung des Auskühlungsberei-
ches, die vertikale lithologieabhängige Variation sowie die zeitliche Ausdehnung des Ausküh-
lungsbereiches gibt es keine zuverlässigen Abschätzungen, numerischen Modelle oder Mess-
daten. Entsprechende Ergebnisse sind jedoch zur Festlegung der Größe von bergrechtlichen 
Feldern erforderlich, um einerseits zu vermeiden, dass benachbarte Nutzer einander über die 
Feldesgrenzen hinweg beeinträchtigen und dass andererseits der Wettbewerb durch überdi-
mensionierte Felder behindert wird. Anhand von Messdaten und physikalischen Modellen 
wird ein numerisches Berechnungsverfahren entwickelt, mit dessen Hilfe das Temperaturfeld 
um eine Erdwärmesonde dreidimensional beschrieben und über einen Zeitraum von etwa 40 
Jahren prognostiziert werden kann. Das numerische Modell wird durch Daten verifiziert, die 
im Rahmen eines weiteren Teilprojektes gewonnen werden. Mit diesem numerischen Modell 
wird die Ausdehnung des Abkühlungsraums für den voraussichtlichen Zeitpunkt des Endes 
des Betriebes ermittelt. Darauf aufbauend kann eine für die zuständige Bergbehörde akzeptab-
le Mindestfeldgröße festgelegt werden. Dadurch wird die Zahl möglicher Erdwärmenutzer auf 
einer gegebenen Fläche maximiert, ohne dass diese sich durch gegenseitigen Wärmeentzug 
behindern. 
 
„Ressourceneffizienz tiefer Erdwärmesonden“ 
Der weltweit drastisch steigende Ressourcenverbrauch ist eine der kritischsten globalen Ent-
wicklungen. Ressourcenverbrauch beinhaltet nicht allein den Verbrauch fossiler Brennstoffe, 
sondern auch den von Wasser, Boden sowie mineralischen und metallischen Rohstoffen. 
Deshalb muss in zunehmendem Maße neben der Energieeffizienz auch die Ressourceneffi-
zienz bewertet werden. Während bei ersterer die elektrische Leistung des Anlagenbetriebes 
einer Heizleistung gegenübersteht, wird bei der Ressourceneffizienz der Einsatz sämtlicher 
Ressourcen über den gesamten Lebenszyklus der geothermischen Anlage berücksichtigt. Dies 
schließt auch den Ressourcenverbrauch der Maschinen und Geräte ein, die zur Erstellung und 
zum Betrieb der Anlage erforderlich sind. Die staatliche Förderung alternativer Energiequel-
len ist nur dann gerechtfertigt, wenn sowohl die Energieeffizienz als auch gleichermaßen eine 
ausreichende Ressourcenproduktivität gewährleistet sind. Im Rahmen der Erstellung der 
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Wärmeversorgung für das „SuperC“ wird die Ressourcenproduktivität der tiefen Erdwärme-
sonde über den gesamten Lebenszyklus mit einer konventionellen Heizanlage verglichen. 
Daraus ergeben sich während der Planungs- und Bauphase Ansätze zur Verbesserung dieser 
Produktivität. Durch die Integration dieses analytischen Ansatzes in der Planungs- und Bau-
phase der Wärmeversorgung ergeben sich ökologische und ökonomische Vorteile. Darüber 
hinaus wird die Position der Geothermie – auf der Basis wissenschaftlicher Ergebnisse – im 
Vergleich zu anderen Formen der Wärmeversorgung gestärkt. Dies bietet eine Entschei-
dungsgrundlage bei der Vergabe von Fördermitteln und unterstützt die Vermarktung dieser 
Form der regenerativen Wärmeversorgung. 
 
„Bohren in Siedlungsnähe - Minderung der Emissionen“ 
Bei Bohrarbeiten kommt es zu Geräuschentwicklungen, die Anwohner insbesondere nachts in 
ihrer Ruhe beeinträchtigen könnten. Ebenso können störende Abgase freigesetzt werden. Er-
fahrungen des Stein- und Braunkohlenbergbaus zeigen, dass diesbezügliche Klagen der An-
wohner die Bohrarbeiten behindern und erheblich verteuern. Deshalb sind die weitgehende 
Vermeidung von Emissionen sowie die lokale Schalldämmung nicht nur aus betriebswirt-
schaftlichen und ökologischen Gründen in dicht besiedelten Gebieten sinnvoll. Für die Geo-
thermie besteht gerade in älteren Siedlungszonen ein bisher völlig ungenutztes Marktpotential 
im Bereich des Altgebäudebestandes und der Versorgung von Bürogebäuden. Dies zeigen 
verschiedene Studien, die u. a. vom Bundesministerium für Umwelt und vom Bundesumwelt-
amt in Auftrag gegeben wurden. Die Erschließung dieses Marktes setzt jedoch eine grund-
sätzlich umweltverträgliche und weitgehend kostenneutrale Emissionsminderung voraus. Aus 
dem Steinkohlenbergbau ist bekannt, dass neben dieselelektrischen Aggregaten insbesondere 
Abroll- und Windengeräusche als störend empfunden werden. Zusätzlich zur Installation von 
teuren Schallschutzmaßnahmen muss der Bohrbetrieb von drei auf zwei Schichten begrenzt 
werden. Dies führt wegen des erforderlichen Aus- und Einbaus von Gestänge zu Beginn, bzw. 
am Ende der Ruhephase zu einer Halbierung des täglichen Bohrfortschrittes und einer in der 
Summe höheren Lärmbelästigung der Anwohner. Die Lärmemissionen sollen daher soweit 
gesenkt werden, dass eine Erstellung von geothermischen Tiefbohrungen im Dreischichtbe-
trieb auch in besiedelten oder siedlungsnahen Räumen möglich wird. Dabei stehen die Emis-
sionsvermeidung und die lokale Schalldämmung durch technische Verbesserungen im Vor-
dergrund. Die dieselelektrische Stromerzeugung soll durch eine Versorgung aus dem öffentli-
chen Netz weitgehend ersetzt werden. Neben einer erheblichen Emissionsminderung (Lärm, 
Abgase) werden täglich der Verbrauch von etwa 2.500 l Dieselkraftstoff und die entsprechen-
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den Transportfahrten vermieden. Alle Maßnahmen werden eng mit den zuständigen Berg- 
und Umweltbehörden abgestimmt und im Rahmen des bergrechtlichen Betriebsplans disku-
tiert. Die Minderung der Lärm- und Abgasemission ist eine wesentliche Voraussetzung zur 
Erschließung des bisher ungenutzten Marktsegmentes „innerstädtische Siedlungsräume“ für 
Geothermie und verbessert darüber hinaus die Akzeptanz potentieller Anwohner für entspre-
chende Bauarbeiten. Hohe Aufwendungen für Schallschutzwände können vermieden werden 
und verbessern so die Marktfähigkeit geothermischer Wärmesonden. Darüber hinaus werden 
die in der Stein- und Braunkohlenexploration tätigen Bohrunternehmen von dem Know-how-
Gewinn profitieren, so dass auch dort eine Kostenminderung im Bereich des Emissionsschut-
zes möglich ist. 
 
„Kostensenkung durch recyclingfähigen Bohrplatz“ 
Die Baukosten des Bohrplatzes tragen mit etwa 20% wesentlich zu den Gesamtkosten einer 
geothermischen Bohrung bei und beeinflussen damit die Marktfähigkeit solcher Anlagen. Bei 
bisherigen Bohrplatz-Konzepten werden große Volumina an Boden und Schotter sowie Beton 
bewegt. Das führt bei einem typischen Bohrplatz zu etwa 80 Materialtransporten durch LKW 
insgesamt und Kosten in der Größenordnung von 125.000 bis 175.000 EUR. Außerdem sind 
die verbauten Materialien nach dem Rückbau des Bohrplatzes nur sehr bedingt wieder zu ver-
wenden. Nach heutigen Industriestandards wären eine wesentlich bessere Recyclingfähigkeit 
der eingesetzten Baustoffe und eine gleichzeitige Kostenreduzierung möglich. Die Anlage des 
Bohrplatzes wird auf die Notwendigkeiten einer Geothermiebohrung angepasst, wodurch ne-
ben dem rein ökologischen Nutzen eine Kostensenkung von 20 bis 25 % erreicht wird: Durch 
gestapelte Bürocontainer wird die erforderliche Platzgröße reduziert. Auf Schotter als Bauma-
terial könnte zugunsten von ökologisch sinnvolleren Holzbauelementen weitgehend verzichtet 
werden. Die Verwendung von Beton könnte auf statisch unabdingbare Bereiche beschränkt 
bleiben; Auffangwannen unter dem Bohrgerät verhindern Bodenkontaminationen. Alle ver-
wendeten Arbeitsstoffe sind biologisch abbaubar und hydrologisch unbedenklich. Alle Maß-
nahmen werden in enger Zusammenarbeit mit der zuständigen Bergbehörde geplant und wäh-
rend der Bohrtätigkeit auf ihre Eignung geprüft. Durch die Optimierung des Bohrplatzes wer-
den dessen Baukosten aufgrund des geringeren Flächenbedarfs, Materialverbrauchs und der 
kleineren Abfallmengen deutlich gesenkt. Darüber hinaus ist der ökologische Nutzen durch 
Ressourcenschonung und Emissionsminderung (Luft, Lärm) in den Bau- und Rückbauphasen 
gerade in einem dicht besiedelten Umfeld beträchtlich. Insgesamt werden durch diese Maß-
nahmen die Wirtschaftlichkeit geothermischer Anlagen verbessert und Akzeptanzprobleme 
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im Vorfeld bereits vermieden. Der Bohrplatz soll als Vorstück für zukünftige Geothermieboh-
rungen dienen, um Planungs- und Baukosten zu senken sowie diesbezügliche Genehmigungs-
verfahren zu beschleunigen. 
 
„Kostensenkung bei der Erstellung von geothermischen Tiefbohrungen“ 
Die Bohrkosten sind mit mehr als 40 % der größte Einzelposten bei der Erstellung geothermi-
scher Bohrungen. Im europäischen Vergleich sind die Kosten unverhältnismäßig hoch und 
behindern die Markteinführung der Geothermie als regenerative Energiequelle. Durch Anpas-
sung der Bohrtechnik auf die Anforderungen geothermischer Bohrungen sollen die Bohrkos-
ten in einer Größenordnung von mindestens 20 % reduziert werden. Durch Analyse der An-
forderungen an eine Geothermiebohrung werden technische und organisatorische Verbesse-
rungen im Bereich der Bohrtechnik entwickelt. Die Verbesserung des Bohrfortschrittes hat 
zentrale Bedeutung. Dabei wird unter anderem die Verwendung eines sog. „Im-Loch-
Bohrhammers“ bis in eine Tiefe von mehr als 1200 m angestrebt. Neben sehr hohen Bohrfort-
schritten zeichnen sich solche Systeme durch eine verbesserte Bohrlochlinearität aus. Ebenso 
soll die Zahl der Zwischenrohrtouren bei hohem Bohrfortschritt reduziert und eine mehrwan-
dige Verrohrung im oberen Teil der Bohrung vermieden werden. Alle technischen und orga-
nisatorischen Maßnahmen müssen außerdem eine optimale Auslastung der Bohranlage durch 
einen dreischichtigen Betrieb ermöglichen. Durch den großen Anteil an den Gesamtinvestiti-
onskosten wirkt sich eine nachhaltige Senkung der Bohrkosten entscheidend und unmittelbar 
auf die Marktchancen geothermischer Anlagen aus. Eine solche Senkung ist dringend not-
wendig, weil die derzeitigen Fördermittel voraussichtlich nicht auf Dauer, bzw. nicht in ihrem 
derzeitigen Umfang verfügbar sein werden. Eine schnellere Erstellung von geothermischen 
Bohrungen verkürzt die bisher sehr lange Bauphase geothermischer Anlagen. Dies ist ein 
Wettbewerbsvorteil für die Hersteller und mindert zudem – insbesondere in besiedelten Ge-
bieten – mögliche Akzeptanzprobleme aufgrund von Baulärm. Die im Rahmen dieses Vorha-
bens erzielten technischen  Verbesserungen und der Know-how-Gewinn der Bohrunterneh-
men dienen diesen als Differenzierungsmerkmal, bzw. Wettbewerbsvorteil gegenüber derzeit 
preiswerteren ausländischen Mitbewerbern. Dies festigt dauerhaft ihre Marktfähigkeit und si-
chert Arbeitsplätze, die durch den Rückgang der Exploration des Steinkohlenbergbaus ge-
fährdet sind. Bei zunehmender Verbreitung der Geothermie (durch sinkende Investitionskos-
ten) werden die Unternehmen ihre Marktposition aufgrund der erzielten Kostensenkungen 
von mindestens 20 % und dem gleichzeitigen Know-how-Gewinn ausbauen können. 
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„Messungen des Wärmeentzugs während des Bohrens“ 
Die Wärmeentzugsleistung und die Gesteinstemperatur sind die wichtigsten Parameter einer 
geothermischen Bohrung. Obwohl sie die Tiefe des Bohrlochs und damit die Höhe der Inves-
titionskosten maßgeblich bestimmen, werden sie während des Abteufens der Bohrung derzeit 
aus Kostengründen oft nicht ermittelt. Stattdessen können diese Parameter nur nach dem Aus-
bau des Bohrstrangs durch (zeit-)aufwändige Injektionstests bzw. geophysikalische Messun-
gen bestimmt werden. Dies verursacht erhebliche Kosten und führt entweder dazu, dass der 
Bohrstrang wieder eingebaut werden muss oder die Bohrung bereits tiefer als notwendig ist. 
Durch beide Szenarien entstehen zusätzliche Kosten. Durch Online-Messungen des Spü-
lungsvolumens sowie der Spülungstemperatur im Vor- und Rücklauf können die über die 
Spülung entzogene Wärmemenge sowie die Gesteinstemperatur in Abhängigkeit von der Teu-
fe, bzw. der Wärmetauscherfläche ermittelt werden. Durch eine Verbesserung der Messtech-
nik wird die Genauigkeit der Messungen optimiert. Wärmeentzugsleistung und Gesteinstem-
peratur sind die kritischen Faktoren bei geothermischen Bohrungen. Bisher konnten diese nur 
nach dem Ausbau des Bohrstrangs durch aufwändige Tests, bzw. durch geophysikalische 
Bohrlochmessungen bestimmt werden. Das hier beschriebene Konzept liefert vergleichbare 
Informationen bereits während der Bohrarbeiten. Die Bohraktivitäten können somit besser ge-
steuert und Bohrkosten reduziert werden. 
 
„Hydraulische Kapselung geothermischer Wärmesonden“ 
Erdwärmesonden sind vom Prinzip her gekapselt, so dass kein Austausch zwischen Sonden-
wasser und Formationswasser stattfindet. Dies ist aus betriebstechnischer Sicht sinnvoll, um 
Wasserzutritt oder -verlust sowie Korrosion an verschiedenen Anlagenteilen zu vermeiden. 
Außerdem ist eine dichte Kapselung in Einzelfällen eine wichtige Voraussetzung, z. B. zum 
Schutz von Thermalwasservorkommen oder im untertägigen Steinkohlenbergbau. Die Kapse-
lung wird im Wesentlichen durch den Einbau einer Verrohrung gewährleistet, allerdings ist 
die Tauglichkeit des Verschlusses im Bohrlochtiefsten bisher nicht überprüft worden. Es wer-
den verschiedene Konzepte zur Kapselung des Bohrlochtiefsten auf der Basis von Ze-
mentstopfen und/oder Stahlverschlüssen entwickelt. Dabei ist zu prüfen, welche technische 
Variante in Bezug auf den Einbau in die Bohrung, die Dauerhaftigkeit der Abdichtung und 
die entstehenden Kosten zu bevorzugen ist. Die vollständige Einkapselung der Sonde erhöht 
die Betriebssicherheit und die Betriebsdauer; sie minimiert die denkbaren Risiken für die 
Umwelt und andere Nutzer der Lagerstätte. 
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„Verbesserung des langfristigen Wärmeübergangs von Zementen“ 
Laut Herstellerangaben sind die am Markt verfügbaren Thermozemente für den Einsatz in 
Bohrungen bisher nicht für erhöhte Gesteinstemperaturen bis 80 °C und darüber ausgelegt 
bzw. getestet worden. Auch ist unklar, ob an den Übergängen durch materialspezifische Kon-
traktion/Expansion bei thermischen Lastwechseln Trennflächen entstehen können. Der Ze-
ment darf auch langfristig unter keinen Umständen reißen oder sich von der Gesteins- bzw. 
Stahlrohrwandung ablösen, weil dadurch die Wärmeübertragung erheblich beeinträchtigt 
wird. Darüber hinaus sind bisher Zemente mit einer dem Festgestein entsprechenden Leitfä-
higkeit entwickelt worden, obwohl eine höhere Leitfähigkeit technisch möglich ist und die 
Entzugsleistung dadurch gesteigert werden kann. In Laborexperimenten wird zunächst die 
Eignung der bisher entwickelten Zemente für Temperaturen bis über 80 °C untersucht. In ei-
nem zweiten Schritt wird die Wärmeleitfähigkeit der Materialien innerhalb der technischen 
Grenzen variiert, um einen möglichst hohen, wirtschaftlich sinnvollen Wärmeentzug zu er-
möglichen. Die gewonnenen Daten fließen in die Planung der Erdwärmesonde des „SuperC“ 
ein. Durch die Steigerung der Wärmeleitfähigkeit und die Vermeidung von Trennflächen 
kann die thermische Leistungsfähigkeit von Erdwärmesonden auch langfristig gesichert wer-
den. Dies ist ein Beitrag sowohl zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit als auch der langfris-
tigen Funktionssicherheit geothermischer Anlagen. 
 
„Senkung des Verpressdruckes durch gering viskose Zementspülung“ 
Im Rahmen der Senkung der Bohrkosten der geothermischen Bohrung soll der lichte Durch-
messer des Bohrlochs nur wenig größer sein als die anschließend einzubauende Verrohrung. 
Damit verringert sich zwangsläufig der freie Querschnitt zwischen Gestein und Rohr, wäh-
rend der reibungsbedingte Verpressdruck beim Zementieren wächst. Ebenso soll zur Kosten-
reduzierung auf eine Zwischenverrohrung verzichtet werden. Durch die damit verbundene 
Verlängerung der Zementationsstrecke und die Verringerung des Querschnitts steigt der für 
die Zementation erforderliche Druck stark an und kann die Verrohrung beschädigen. In Zu-
sammenarbeit zwischen RWTH, Zementherstellern und ausführenden Unternehmen muss ein 
Zement entwickelt werden, der für die Anwendung in einer Geothermiebohrung geeignet ist. 
Anderenfalls wird die Zementation in zwei Stufen durchgeführt. Durch Senkung der Viskosi-
tät des Zementes können die Reibungskräfte reduziert werden und der Verpressdruck trotz ge-
ringen Querschnitts und langen Zementationsintervalls gering gehalten werden. Dadurch wer-
den Kosteneinsparungen beim Abteufen der Bohrung wirksam, die ansonsten nicht zu reali-
sieren wären. 
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„Qualitätskontrolle bei der Zementation“ 
Bei der Verpressung von Zementspülung kann es insbesondere bei langen Zementationsstre-
cken mit geringem Querschnitt zur Entmischung kommen, die unter anderem die Wärmeüber-
tragung in die Bohrung beeinträchtigt. Zu einem ähnlichen Effekt führt der lokale Einschluss 
von Gas-/Wasserblasen. Zur Erzielung einer guten Ankopplung an das Gestein ist der Zement 
optimal einzubringen, wobei die Güte durch geophysikalische Bohrlochuntersuchungen an-
schließend überprüft werden muss. Bisher gibt es keine zuverlässigen Bewertungskriterien für 
eine entsprechende Beurteilung. Im Rahmen der Vorplanung der Bauausführung werden mit 
den Herstellern Methoden und quantitative Beurteilungskriterien aufgrund von bestehenden 
geophysikalischen Messverfahren entwickelt. Nach der Zementation wird eine geophysikali-
sche Bohrlochmessung durchgeführt, deren Daten in Bezug auf Dichteunterschiede innerhalb 
der Zementsäule ausgewertet werden. Gegebenenfalls werden die Ergebnisse an zuvor durch-
geführten Laboruntersuchungen verifiziert. Durch die geophysikalische Untersuchung der 
Zementationsarbeiten können Qualitätsmängel frühzeitig erkannt und mit möglichen Leis-
tungsverlusten in Zusammenhang gebracht werden. 
 
„Korrosionsschutz der Verrohrung“ 
Durch Korrosion der Verrohrung kann der langfristige Betrieb einer geothermischen Anlage 
gefährdet werden, wobei einerseits aggressive Formationswässer durch den Zement und ande-
rerseits das sauerstoffhaltige, in der Bohrung zirkulierende Frischwasser die Verrohrung 
schädigen könnten. Das Ausmaß einer schleichenden Korrosion und die Notwendigkeit von 
Schutzmaßnahmen sind bisher unklar. Die Möglichkeit von Korrosion durch Formations- und 
Frischwasser sowie aufgrund von elektrischen Potentialen wird untersucht. Gegebenenfalls 
wird z.B. durch die Verwendung von Latexzement von außen und anderen Schutzmaßnahmen 
die Korrosion minimiert. Durch eine Minderung von Korrosionseffekten kann die Betriebs-
dauer von Wärmesonden verlängert werden. Außerdem wird sichergestellt, dass auch lang-
fristig kein hydraulischer Austausch zwischen Bohrungswasser und potentiell schützenswer-
tem, aber aggressivem Formationswasser stattfindet. 
 
„Isolierung von Förderrohren in Erdwärmesonden“ 
In Erdwärmesonden wird Wasser im Ringraum der Bohrung in die Tiefe gepumpt und dabei 
erwärmt, um anschließend vom Bohrlochtiefsten über ein zentrales Förderrohr an die Ober-
fläche zu gelangen. Dabei gibt das aufwärts strömende heiße Wasser Wärme über die Wan-
dung des Förderrohres an das kalte Wasser des Ringraums ab. Die größten Temperaturdiffe-
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renzen und Wärmeverluste treten im oberen Teil der Bohrung auf. Durch diesen Wärmeüber-
gang wird der Wirkungsgrad einer Erdwärmesonde je nach Betriebsbedingungen um etwa 10 
bis 15 % geschmälert. Am Markt verfügbare Produkte, z. B. Epogard® des Projektpartners 
Kusimex sind um den Faktor 5 teurer als konventionelle Rohre und aufgrund der Verringe-
rung des Rohrquerschnittes nicht an geothermische Erdwärmesonden angepasst. Darüber hin-
aus ist bisher unklar, bis zu welcher Teufe eine isolierte Verrohrung technisch und wirtschaft-
lich sinnvoll ist. Zur Verbesserung des Wirkungsgrades wird eine preisgünstige und effektive 
Liner-Isolierung von Förderrohren entwickelt, die in jedes beliebige Förderrohr mit geringem 
Aufwand eingebaut werden kann. Die Wirkung der Isolierschicht entspricht den bisherigen 
Materialien oder wird diese übertreffen. Der Investitionsaufwand einer Rohrisolierung sollte 
lediglich 30 bis 40 % der Kosten eines unisolierten Förderstrangs betragen. Das zu isolierende 
Teufenintervall wird aufgrund einer Parameter-Analyse in einer numerischen Simulation un-
ter Berücksichtigung möglicher Betriebszustände ermittelt. Durch eine Verbesserung der Iso-
lierung wird der Wärmeaustausch zwischen Vor- und Rücklauf in der Wärmesonde reduziert 
und deren Wirkungsgrad um etwa 10 bis 15 % verbessert. Im Gegensatz zu bisherigen Pro-
dukten amortisieren sich die Mehrkosten von etwa 30 bis 40 % innerhalb weniger Jahre. Zu-
sätzlich wird das Kosten-Nutzen-Verhältnis durch die Optimierung der isolierten Rohrlänge 
verbessert. 
 
„Konvektionsbremsen in geothermischen Bohrungen“ 
Zur Verbesserung der Entzugsleistung in Spitzenzeiten können und müssen sich geothermi-
sche Anlagen in Phasen der Nicht-Nutzung regenerieren. Auf diese Weise nähert sich das 
Wärmefeld im Umfeld der Bohrung wieder dem ursprünglichen Zustand an. Dadurch erhöhen 
sich die Betriebsdauer und die Leistung der Anlage erheblich. Bei bisherigen Erdwärmeson-
den-Konzepten wird zur Regenerierung die Umwälzpumpe stillgesetzt und die Bohrung ober-
irdisch eingeschlossen. Alle Planer geben für diesen Betriebszustand eine „Leerlaufleistung“ 
an, die zum einen – mangels Bedarf – nicht an den Abnehmer weitergegeben werden kann 
und zum anderen der Bohrung weiterhin Wärme entzieht. Durch diese thermische Konvektion 
wird die Regenerierung behindert. Durch den Einbau von Konvektionsbremsen wird die kon-
vektive Wasserzirkulation während der Regenerierungsphasen der geothermischen Wärme-
sonde minimiert. Die zu entwickelnden Konvektionsbremsen bestehen aus venenartigen 
Rückschlagklappen, die in den Ringraum der Bohrung auf verschiedenen Teufenniveaus ein-
gebaut werden. Durch den aufwärtsgerichteten Konvektionsstrom öffnen sich die Klappen 
und verschließen den Ringraum selbsttätig. Durch den Einbau der Rückschlagklappen kann 
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die Regenerierung der Sonde verbessert werden, wodurch sich sowohl die kurzfristige als 
auch langfristige Leistungsfähigkeit der Erdwärmesonde verbessern lässt. 
 
„Hydraulische Weichen in geothermischen Bohrungen“ 
Bei der Wärmeeinspeicherung wird die Wasserzirkulation in der Erdwärmesonde umgekehrt, 
um das Gestein mit heißem Wasser aufzuheizen. Die aus dem Wasser an das Gestein über-
tragbare Wärmemenge sinkt mit abnehmender Temperaturdifferenz zwischen den beiden Me-
dien. Eine Wärmeeinspeicherung ist also nur im oberen Teil einer Bohrung sinnvoll. Im unte-
ren Teil der Bohrung würde weitgehend abgekühltes Bohrungswasser Wärme aus dem umlie-
genden, heißeren Gestein entziehen, so dass der positive Effekt der Einspeicherung im oberen 
Teil der Bohrung weiter unten durch Wärmeentzug kompensiert würde. Es wird eine hydrau-
lische Weiche entwickelt und im Förderstrang der Bohrung installiert. Kehrt sich bei der 
Wärmeeinspeicherung die Richtung der Wasserzirkulation um, verschließt die Weiche den 
unteren Teil von Ringraum und Förderstrang. Gleichzeitig öffnen sich unmittelbar oberhalb 
des Verschlusses seitliche Öffnungen am Förderstrang, die den Wasseraustritt aus dem För-
derstrang in den Ringraum ermöglichen. Beim Einspeichern solarthermischer Wärme zirku-
liert das Bohrungswasser folglich ausschließlich im oberen Teil der Bohrung. Im tieferen Teil 
der Bohrung stagniert die Wasserzirkulation und fördert die Regeneration. Durch eine hydrau-
lische Weiche wird der Wirkungsgrad der Wärmeeinspeicherung maßgeblich verbessert und 
der Rückgewinnungsgrad erhöht. Dies erhöht die Leistungsfähigkeit der Erdwärmesonde, so 
dass für einen gegebenen Wärmeleistungsbedarf eine kleinere und somit preiswertere Wärme-
sonde installiert werden kann [aus: REN-Proposal 2003]. 
 
Die vorstehend beschriebenen ingenieurwissenschaftlichen Ansätze werden zurzeit in Dip-
lomarbeiten und Dissertationen an der RWTH Aachen bearbeitet. Darüber hinaus beinhaltet 
das Projekt auch geowissenschaftliche Forschungsschwerpunkte, die im folgenden Kapitel 
kurz dargestellt werden. 
5   Das „SuperC“-Projekt  51 
5.3 Geowissenschaftliche Begleitforschung 
 
Parallel zu den ingenieurwissenschaftlichen Untersuchungen, die im Vorfeld für die techni-
sche Planung der Bohrung notwendig waren, wurde von zahlreichen Wissenschaftlern der 
verschiedenen geowissenschaftlichen Institute der RWTH zusammen mit dem Geologischen 
Dienst NRW ein geowissenschaftliches Begleitforschungsprogramm bei der Deutschen For-
schungsgemeinschaft (DFG) initiiert. Es trägt den Titel „Geowissenschaftliche Begleitfor-
schung zur Aachener Geothermiebohrung „RWTH-1“ - Thermisches Regime, Fluidregime, 
in-situ Spannungszustände und Gesteinseigenschaften, Tektonik und Seismizität in einem 
seismisch und hydrothermal aktiven Gebiet krustaler Dehnung“. Die Leitung und Koordinati-
on des Projektes hat der Direktor der Geologischen Instituts der RWTH Aachen, Prof. Peter 
A. Kukla, Ph.D., inne. Nachstehend sind die Zusammenfassungen der vier Teilprojekte aufge-
führt, wie sie in der Präambel des DFG-Antrages vorgestellt werden: 
 
„Spannungen und Gesteins-Fluidwechselwirkungen“ 
Das geplante Forschungsvorhaben beinhaltet zunächst aufgrund einschlägiger Erfahrungen 
die Koordination des Antragspakets sowie der bohrungsbegleitenden geophysikalischen Bohr-
lochmessungen, geologische und stratigraphische Ansprache des Gesteins, Probennahme von 
Gesteinen und Fluiden, sowie in-situ Spannungsmessungen. Weitere Inhalte dieses Antrages 
sind Studien zur Zusammensetzung, dem physikalischen Zustand und der mechanisch-
kinematischen Verhältnisse des Aachener Untergrundes, der ein episodisch seismisch aktives 
Abschiebungssystem beinhaltet. Weiterhin sollen die Abläufe hydrogeochemischer Reaktio-
nen, z.B. der Mischung hydrothermaler Fluide unterschiedlichen Ursprungs und Zusammen-
setzung, die in geologischen Formationen auftreten, die durch rezente Deformation beein-
flusst sind, untersucht werden. Dies ist vor allem im Hinblick auf die Genese und Nachhaltig-
keit des Aachener Thermal- und Brunnenwassersystems von Bedeutung. Die geplante For-
schung soll neue Ansätze aufzeigen und dementsprechend regional auf die gesamte Nieder-
rheinische Bucht wie auch auf vergleichbare Gebiete wie den Oberrheintalgraben anwendbar 
sein. 
 
„Logging und Geothermie“ 
Ziel der Arbeiten ist eine verbesserte Kenntnis der thermischen Verhältnisse im Aachener Un-
tergrund und eine Berechnung der zu erwartenden thermischen Leistung einer in der  Bohrung 
„RWTH-1“ installierten tiefen Erdwärmesonde. Hierzu werden bohrlochgeophysikalische 
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Messungen interpretiert und aus den geophysikalischen Logantworten sowie dem gewonne-
nen Probenmaterial ein lithologisches Profil der Bohrung erstellt. Ergänzende Labormessun-
gen der physikalischen Gesteinseigenschaften, auch unter Berücksichtigung der Druckabhän-
gigkeit von Porosität und Permeabilität, ermöglichen eine Charakterisierung des Untergrundes 
in Hinsicht auf seine thermischen Eigenschaften sowie eine Kalibrierung der entsprechenden 
Bohrlochmessungen. Auf der Grundlage der erbohrten Lithologie und der thermischen Eigen-
schaften der Schichten wird das thermische Regime im Untergrund Aachens unter Zuhilfe-
nahme numerischer 2-D und 3-D Modellrechnungen analysiert. Die geplante  kontinuierliche 
Aufzeichnung der Ein- und Auslauftemperaturen der in der Bohrung installierten Erdwärme-
sonde bietet weltweit erstmals die Möglichkeit zur Überprüfung der an den Temperaturmes-
sungen der Bohrung kalibrierten numerischen Simulationsrechnungen zur Dimensionierung 
tiefer Erdwärmesonden, insbesondere auch in Hinsicht auf den über lange Zeit realisierbaren 
Wärmeentzug. 
 
„Paläofluide“ 
Ziel dieses Projekts ist die Ermittlung der physikochemischen Parameter, chemischen, bzw. 
isotopengeochemischen Zusammensetzung und zeitlichen Entwicklung des Paläofluidsystems 
in der Aachener Region. Die methodische Vorgehensweise basiert auf einer systematischen 
und detaillierten Bestandsaufnahme der Paläofluide (Fluideinschlüsse) an Kernmaterial der 
Bohrung „RWTH-1“. Hauptgegenstand der Untersuchungen bilden Fluideinschlüsse in Kluft-
mineralen und Intergranularzementen. Neben der genetischen, bzw. relativen zeitlichen Ein-
ordnung der Kluftfüllungen mittels petrographischen und hochortsauflösenden geochemi-
schen Analysen ist für die Analyse der Fluideinschlüsse die Mikrokryothermometrie und LA-
ICPMS-Einzeleinschlussanalytik sowie die summenanalytische Erfassung von organischen 
bzw. anorganischen Komponenten und die Analyse der stabilen Isotope (δ13C, δ18O, δD) vor-
gesehen. Ergebnisse sollen vergleichend mit den Ergebnissen der anderen Projekte des An-
tragspakets und den vorhandenen Daten über Paläofluide und Aachener Thermalwässer im 
weiteren Umfeld der Bohrung „RWTH-1“ interpretiert werden. 
 
„Isotope“ 
Ziel dieses Projekts ist die zeitliche Entwicklung des diskreten und pervasiven Fluidflusses, 
sowie die Herkunft und Laufwege der thermalen Wässer, insbesondere in der jüngsten Erdge-
schichte, mit Hilfe radiogener Isotopensignaturen aufzulösen. Damit wird ein wichtiger Bei-
trag für die Korrelation von Fluidfluss und tektonischer Entwicklung in einem aktiven Erdbe-
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bengebiet geliefert. Die Isotopensignaturen der Rb-Sr-, K-Ar- und U-Pb-Systeme sollen ge-
nutzt werden, um petrologisch und geochemisch klassifizierte Mineralneubildungen zu cha-
rakterisieren und unterschiedliche Bildungsstadien zu datieren. Die isotopengeochemische 
Charakterisierung der Mineralneubildungen erlaubt Aussagen über die Herkunft der fluiden 
Phase und damit über die Entwicklung und Veränderungen des hydrothermalen Systems. Mit 
Hilfe der isotopengeochemischen Datierung sollen Zeitmarken in diese Entwicklung gesetzt 
werden. Ein besonderes Augenmerk soll auf den diskreten Fluidfluss in Klüften gelegt wer-
den [aus KUKLA et al. 2002]. 
 
 
 
Abb. 16: Geophysikalische Bohrlochmessungen 
 
Die zum 05.01.2004 von der DFG bewilligte Finanzierung der geologischen Begleitforschung 
hatte auch auf das kommerzielle Geothermieprojekt einen durchaus positiven Einfluss. So 
konnte das geophysikalische Messprogramm (Abb. 16) aufeinander abgestimmt werden, da 
die wissenschaftlichen Messungen die technisch erforderlichen Daten liefern. Die Messergeb-
nisse konnten so von beiden Projektpartnern, der Begleitforschung und der Projektgruppe, 
gemeinschaftlich genutzt werden. Dies wiederum führte durch Generierung und Nutzung der 
entstandenen Synergien zu Kosteneinsparungen für beide Teile des Projektes. 
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5.4 Projektmanagement 
 
Ein komplexes Projekt wie das „SuperC“-Projekt und hier insbesondere die Geothermieboh-
rung „RWTH-1“ erfordert ein umfangreiches Projektmanagement. Dies bedeutet vor allem 
die Schaffung günstiger Rahmenbedingungen für die Realisierung eines solchen Projektes. 
Aufgabe des Projektmanagements ist die Führung, Begleitung und Abwicklung des Projektes 
in technischer, kaufmännischer, juristischer und genehmigungsrechtlicher Hinsicht. Zur 
Wahrnehmung dieser Aufgaben wurde aus den verschiedenen beteiligten Hochschulinstituten 
die Projektgruppe „SuperC Geotherm“ gegründet. Die nachstehende Grafik gibt einen Über-
blick über die strukturelle Einbindung der Projektgruppe innerhalb der RWTH Aachen und in 
der Außendarstellung (Abb. 17). 
 
 
 
Abb. 17: Struktur des Projektes 
 
Die Projektgruppe bildet die Schnittstelle nach innen zur Hochschule selber und nach außen 
zu den Auftragnehmern. Um die Projektgruppe in möglichst hohem Maße für die inhaltliche 
Arbeit zu entlasten, wurde als weitere Institution ein Projektbeirat gegründet. Dieser setze 
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sich aus verschiedenen RWTH-Wissenschaftlern sowie Behörden- und Verwaltungsvertretern 
unter Vorsitz des Kanzlers der RWTH Aachen zusammen. Seine Aufgabe bestand in der Be-
gleitung der Realisierung des Projektes und der Unterstützung bei der Umsetzung der Projekt-
ziele. Durch ihn sollten die projektbezogenen Interessen der RWTH Aachen gewahrt werden 
und die Arbeiten der Projektgruppe unterstützend begleitet werden. Die Koordination der Be-
gleitforschung und mögliches „Troubleshooting“ rundeten das Aufgabenfeld des Projektbeira-
tes ab. 
 
Der Beirat bildete sicherlich eine zusätzliche, wenngleich aber eine sehr wichtige Schnittstelle 
zwischen der Projektgruppe, der Hochschule und den Partnern außerhalb der Hochschule. 
Hierdurch konnten die mit dem unmittelbaren Tagesgeschäft betrauten Mitarbeiter von vielen 
allgemeinen Aufgaben freigestellt werden, was der Gesamtleistung des Projektes zugute kam. 
Durch die ausgewogene Besetzung des Beirates konnten in der gesamten bisherigen Projekt-
laufzeit alle aufkommenden Schwierigkeiten bewältigt werden. Die Zusammenarbeit der di-
rekt am operativen Projekt beteiligten Institute war von Beginn der Planung an geprägt von 
den Bemühungen, gemeinsam ein sehr ehrgeiziges Projekt zu realisieren. Dennoch stieß die-
ses Projekt, möglicherweise wegen mangelnder Erfahrung, an der Hochschule selbst auf eine 
gewisse Skepsis. Gerade aber die intensive und konstruktive Zusammenarbeit mit der Zentra-
len Hochschulverwaltung in Planung und Umsetzung hat zu einer deutlichen Akzeptanzstei-
gerung innerhalb der RWTH Aachen geführt. So konnte im Zusammenspiel zwischen techni-
schem Projekt und kaufmännischer sowie juristischer Verwaltung gegenseitiges Verständnis 
erzeugt werden. Insbesondere in den Arbeitspaketen „Ausschreibung“ und „Vergabe“ sowie 
bei der kaufmännischen Prüfung des Gesamtprojektes war die gegenseitige fachliche Unter-
stützung wichtiges Instrument zur Wahrung der Interessen der RWTH Aachen und somit be-
deutende Voraussetzung für den Gesamterfolg des Projektes. 
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5.5 Wärmeverteilung 
 
Im Teilprojekt „Wärmeverteilung“ werden über das Arbeitspaket „Installation der Wärmever-
sorgung“ des EU-Proposals die in Tabelle 3 aufgeführten Maßnahmen baulicher Art durchge-
führt und finanziert: 
 
7 Installation der Wärme-
versorgung 
Ingenieurleistungen Raumluft-
technik 38.499 € 
7 Installation der Wärme-
versorgung Personalkosten für PM = 16 46.659 € 
7 Installation der Wärme-
versorgung 
Heiz- & Kühldecken (97 €/m²), 
Heizungsrohre 679.640 € 
7 Installation der Wärme-
versorgung Kältemaschine 295.365 € 
7 Installation der Wärme-
versorgung 
Wärmerückgewinnungsanlage 
RLT 284.307 € 
7 Installation der Wärme-
versorgung 
Fernwärmeanbindung inkl. Kom-
paktstation 94.769 € 
7 Installation der Wärme-
versorgung 
Transport- und Installationsleitun-
gen für die Wärme- und Kältever-
sorgung 
132.677 € 
7 Installation der Wärme-
versorgung EWS-Wärmetauscher 50.544 € 
7 Installation der Wärme-
versorgung 
Materialkosten Montage Haus-
technik 44.226 € 
7 Installation der Wärme-
versorgung 
Erdwärmesonde Steuerstand, 
Messtechnik 15.795 € 
7 Installation der Wärme-
versorgung 
Erdwärmesonde: Steuerungssoft-
ware inkl. Fernüberwachung 7.897 € 
7 Installation der Wärme-
versorgung 
Anschluss Erdwärmesonde und 
Haustechnik 5.497 € 
7 Installation der Wärme-
versorgung 
Materialkosten Montage oberirdi-
sche Sondenkomponenten 3.949 € 
7 Installation der Wärme-
versorgung 
Bauüberwachung, Besprechung 
mit Projektpartnern 2.025 € 
7 Installation der Wärme-
versorgung 
Reisekosten: London: Bauüber-
wachung; Besprechung mit Pro-
jektpartnern 
975 € 
 
Tab. 3: Maßnahmen im Arbeitspaket 7 [EU-PROPOSAL 2000] 
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Hauptanliegen ist die Anpassung der Wärme- und Kältetechnik des Gebäudes an die Energie-
bereitstellung der tiefen Erdwärmesonde. Um die Leistung einer solchen Sonde bei geringen 
Außenlufttemperaturen zu maximieren, muss der Rücklauf möglichst gut ausgekühlt werden 
[ARUP (b) 2003]. An dieser Stelle eignen sich Niedertemperaturheizungen, wie z. B. Beton-
kernaktivierung sehr gut. Grundsätzlich ist angestrebt und Gegenstand der Entwurfsplanung 
für den Hochbau, das durch die Sonde bereitgestellte heiße Wasser kaskadenartig zu nutzen. 
Das bedeutet, dass verschiedene Verbraucher mit unterschiedlichen Vorlauftemperaturen so 
hintereinander geschaltet werden, dass der Rücklauf der vorangehenden Stufe als Vorlauf für 
die nächste dienen kann. So wird eine Temperaturspreizung zwischen einer Vorlauftempera-
tur (aus der Sonde kommend) von ca. 70° C und einer Rücklauftemperatur (aus dem Gebäude 
kommend) von ca. 35° C erreicht. Folgende Wärmeverbraucher werden mit Heizwasser ver-
sorgt; die Zahlen in Klammern geben das Temperaturniveau im Sommer und Winter an 
[ARUP (c) 2004]: 
 
• Heizwasservor- und Heizwasserrücklauf (70° C/55° C – 70° C/35° C) 
• Statische Heizung (außer Betrieb – 70° C/35° C) 
• Heiz- und Kühldecken (außer Betrieb – 30° C/32 ° C) 
• Betonkernaktivierung (außer Betrieb – 28° C/25° C) 
• Heizregister RLT-Anlagen (außer Betrieb – 70° C/35° C) 
• Heizregister Regenrationsluft RLT-Anlagen (70° C/55° C – außer Betrieb) 
• Heizwasser Adsorptionskältemaschine (70° C/55° C – außer Betrieb) 
 
Aufgrund der Trägheit der Heiz- und Kühldecken und der begrenzten Leistung der Beton-
kernaktivierung werden in Teilen des Gebäudes zusätzliche Heizkörper installiert. Die Wär-
meverteilung erfolgt dennoch mehr oder weniger mit Standardkomponenten, wie sie aus der 
Niedrigenergiebauweise bekannt sind. Sicherlich ist die Anordnung der verschiedenen 
Verbraucher und damit die möglichst optimale Ausnutzung der zur Verfügung stehenden 
Wärme in Kombination mit der tiefen Erdwärmesonde eine planerische Herausforderung. 
Auch im Kühlfall soll die Klimaerzeugung weitgehend über die tiefe Erdwärmesonde gesche-
hen. In der Vor- und Entwurfsplanung des Projektpartners ARUP, Berlin [ARUP (a) 2001, (b) 
2003 und (c) 2004] wurde festgestellt, dass eine Adsorptionskältemaschine das am besten ge-
eignete Verfahren darstellt, um die bereitgestellte Wärme in Kälte umzuwandeln. Da weder 
die zur Verfügung stehende Wärmemenge noch ihre dauerhafte Verfügbarkeit bisher mit aus-
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reichender Belastbarkeit geprüft werden konnten und darüber hinaus mit der Adsorptionskäl-
tetechnik nur sehr begrenzte Betriebserfahrungen vorlagen, wurde bauseitig eine Redundanz 
der Kälteerzeugung gefordert. Da funktionale Einschränkungen schon aufgrund des hohen 
Symbolcharakters des Gebäudes nicht toleriert werden können, wird diese Redundanz durch 
eine zusätzliche Kompressionskältemaschine sichergestellt. 
 
Da gerade die Adsorptionskältemaschine und die ihr zugrunde liegende Technologie während 
der bisherigen Projektlaufzeit die meisten Fragen aufgeworfen haben und das somit meiste In-
formationsbedürfnis offenbarten, sei die Adsorptionstechnologie hier detailliert beschrieben.  
Grundsätzlich haben diese Maschinen unterhalb von Heißwassertemperaturen in Höhe von 
85° C deutliche Vorteile im Wirkungsgrad gegenüber den bekannteren Absorptions-
kältemaschinen. Die nachstehende Darstellung zeigt im Vergleich der Wirkungsgrade beider 
Systeme den deutlichen Vorteil der Adsorptionstechnik im Niedertemperaturbereich. 
 
Wirkungsgradvergleich [ζκ (cop)-Wert] zwischen Adsorber und Absorber (einstufig)
(bei Kühlwasser = 29 °C und Kaltwasser = 14  /  9 °C)
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Abb. 18: Grafischer Wirkungsgradvergleich Adsorber - Absorber [ALBRING (b) 2000] 
 
Adsorptionskältemaschinen nutzen einen physikalischen Effekt, der in der Verfahrenstechnik 
sehr häufig verwendet wird. Ein hygroskopischer Stoff, das so genannte Adsorbens (z. B. Si-
licaGel), kann Wasserdampf (oder andere Gase) aus der Umgebung entziehen und in flüssiger 
Form (Adsorbat) in seiner Zellstruktur anlagern, ohne dass eine Veränderung oder Volumen-
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vergrößerung des Adsorbens erfolgt [ALBRING 2000]. Durch Zufuhr von Wärme kann das 
Adsorbens regeneriert (getrocknet) und wieder verwendet werden. 
 
Wenn Wasser in einem unter Vakuum stehenden Behälter versprüht wird, verdampft es und 
entzieht dabei seiner Umgebung Wärme (z. B. einem Rohrbündeltauscher im Behälter). Bei 
normalem Umgebungsdruck verdampft Wasser bei 100° C; mit sinkendem Luftdruck sinkt 
auch der Siedepunkt des Wassers. Bei angenähertem Vakuum (4,58 mm Hg oder 6,11 mbar) 
verdampft Wasser bereits bei einer Temperatur von 0° C. Für den in diesem Projekt ange-
strebten Einsatzzweck genügt bereits ein Vakuum von 7,51 mm Hg (10,01 mbar), entspre-
chend einer Verdampfungstemperatur von 4 bis 7° C. 
 
 
 
Abb. 19: Prinzipschema einer Adsorptionskältemaschine [ALBRING (b) 2000] 
 
In einer Adsorptionskältemaschine wird das Stoffpaar SilicaGel / Wasser verwendet. In einem 
geschlossenen, unter Vakuum stehenden Kreislauf wird Wasser (als Kältemittel) erst aus dem 
Trägermittel SilicaGel durch Wärmezufuhr verdampft, dann kondensiert und - über einem 
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Wärmetauscher im Vakuum versprüht - erneut verdampft. Die dafür notwendige Wärme zieht 
das Kältemittel dabei aus dem warmen Kaltwasser im Wärmetauscher, das dabei abgekühlt 
wird. Der neu entstehende Kältemittel(Wasser)dampf strömt in die Kammer mit dem trocke-
nen SilicaGel. An dem gekühlten SilicaGel kondensiert der Dampf wieder und wird adsor-
biert. Die entstehende exotherme Reaktionswärme wird durch das im SilicaGel-
Wärmetauscher fließende Kühlwasser abgeführt. Die Adsorptionskältemaschine besteht aus 
einem in vier Kammern unterteilten Gehäuse und ist nachstehend schematisch dargestellt. Die 
obere, hintere Kammer dient als Kondensator, die beiden mittleren, nebeneinander liegenden 
Kammern als Austreiber bzw. Sammler und die untere Kammer als Verdampfer. Die Austrei-
ber / Sammler sind jeweils durch (gesteuerte) Ventilklappen mit dem Kondensator (GV 1+2) 
und dem Verdampfer (GV 3+4) verbunden. In diese vier Kammern sind Wärmetauscher ein-
gebaut. Die beiden Wärmetauscher in den Austreiber-/Sammler-Kammern sind um die Rohr-
bündel und zwischen den Rohren mit SilicaGel-Perlen gepackt. In der einen Kammer ist in 
dem SilicaGel eine bestimmte Menge Wasser (Destillat = Kältemittel) angelagert; die andere 
SilicaGel-Füllung ist trocken (regeneriert). In der geschlossenen, unter Vakuum stehenden 
Kammer, wird nun das Wasser durch Wärmezufuhr aus dem SilicaGel ausgetrieben (desor-
biert). Hierzu ist laut Herstellerangaben eine Heizwassertemperatur von 55° C bis maximal 
90° C ausreichend. Der Wasserdampf strömt daraufhin in den Kondensator, kondensiert dort 
und wird von der Kältemittelpumpe kontinuierlich abgesaugt. Über Düsen wird er sodann in 
dem Verdampferraum über den Wärmetauscher versprüht. Infolge des Unterdrucks und der 
zugeführten Energie aus dem Kaltwasser-Kreislauf, der durch das Rohrbündel zirkuliert, ver-
dampft er dort erneut. Die Kältemittelpumpe saugt den nicht verdampften Wasseranteil am 
Boden der Verdampferkammer ab und pumpt ihn zurück in die Leitung zu den Düsen im 
Verdampfer. Der Wasserdampf strömt, dem Druckgefälle zwischen den einzelnen Kammern 
folgend, in die nachgeschaltete gekühlte Sammlerkammer. Er kondensiert dort wieder und 
wird dabei von dem „trockenen“ SilicaGel adsorbiert. Die Maschine arbeitet in einem 10-
minütigen Zyklus. Während der Beheizung des einen Austreibers wird der jeweilige Sammler 
durch den Kühlwasserkreislauf mitgekühlt, um die durch die Adsorption entstehende Wärme 
abzuführen. Nach Ablauf des Zyklus’ werden beide Kreisläufe (Heizwasser – Kühlwasser) 
gegeneinander getauscht. Der bisherige Sammler übernimmt dann die Funktion des beheizten 
Austreibers, während der bisherige Austreiber als gekühlter Sammler arbeitet. 
 
Eine Adsorptionskältemaschine kann - bei richtiger Einbindung in die Versorgungssysteme - 
im Teillastbetrieb von 0 bis 100% Leistung gefahren, was einen bedarfsgerechten Einsatz 
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(„Kälte just in time“) und die Kombination mit der aus Redundanzgründen installierten Kom-
pressionskältemaschine ermöglicht. Betrachtet man die Betriebsbedingungen einer Adsorpti-
onskältemaschine und einige allgemeine Vorgaben, so ergeben sich deutliche Vorteile für die-
se Technologie. Es handelt sich um eine relativ einfache Technik mit nur wenigen bewegli-
chen Teilen. Dies reduziert die Fehleranfälligkeit und den Wartungsaufwand und ermöglicht 
eine Lebensdauer von mehr als 20 Jahren. Die gewählten Betriebsmittel SilicaGel als Adsor-
bens und Wasser als Adsorbat sind umweltverträglich. Damit entsteht keine zusätzliche Ent-
sorgungsproblematik für den Betrieb; eine Klimaschädlichkeit kann ebenfalls ausgeschlossen 
werden. Gegenüber einer konventionellen Anlage verspricht der Hersteller deutlich niedrigere 
Betriebskosten, nicht zuletzt durch eine fast 75%-ige Stromeinsparung gegenüber einer ver-
gleichbaren Kompressoranlage. Auch bei niedrigen Heizwasser-Eintrittstemperaturen zeich-
net sich diese Technologie durch einen – für diesen einstufigen Prozess - hohen Wirkungs-
grad aus. 
 
 
 
Abb. 20: MYCOM Adsorptionskältemaschine – Typ ADR-30 [ALBRING (b) 2000] 
 
Nach dem aktuellen Planungsstand und den bisherigen Erfahrungen mit der Adsorptions-
technik scheint diese Technologie den Anforderungen einer Kälteversorgung mit Geothermie 
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am Besten zu genügen. Die Aufzeichnung, Auswertung und Kommunikation der Betriebsda-
ten und der Funktionstüchtigkeit des Systems wird gemäß EU-Vertrag auch nach dem voraus-
sichtlichen Ende des Projektes im Frühjahr 2006 andauern. Auch sie ist Bestand der sehr um-
fangreichen und umfassenden Öffentlichkeitsarbeit, die im folgenden Kapitel detailliert dar-
gestellt wird. 
5   Das „SuperC“-Projekt  63 
5.6 Öffentlichkeitsarbeit 
 
Durch die finanzielle Ausstattung der beiden Arbeitspakete 2 (Öffentlichkeitsarbeit) mit 
275.357,60 € und 9 (Information Management und Berichtswesen) mit 102.355,30 € werden 
im EU-Proposal die Rahmenbedingungen für eine umfassende Kommunikation des „Su-
perC“-Projektes geschaffen. Insgesamt stehen an Personal- und Sachmitteln 377.712,90 € zur 
Verfügung, um das Projekt mit einer intensiven Öffentlichkeitsarbeit zu begleiten. Ein we-
sentliches Ziel der Kommunikation war die Sensibilisierung einer breiten Öffentlichkeit für 
die Nutzung der Geothermie. Die geothermische Wärme- und Kälteversorgung im Allgemei-
nen und des „SuperC“ im Speziellen sollten sehr deutlich in das öffentliche Bewusstsein ge-
rückt werden. Zu diesem Zweck wurden Anwohner, RWTH-Mitarbeiter, Besucher, aber auch 
Studierende und Schüler umfassend über das Projekt und die besonders öffentlichkeitswirk-
samen Bohrarbeiten informiert. Insbesondere bei den Anwohnern sollten mögliche Ängste 
und Sorgen aufgearbeitet und ausgeräumt werden. Darüber hinaus sollte das Engagement der 
RWTH im Bereich der erneuerbaren Energien dargestellt und das Interesse an dieser Techno-
logie geweckt werden. Zur Steigerung der Identifikation mit der RWTH Aachen galt es fer-
ner, den Studierenden der Hochschule das Projekt näher zu bringen. Im Sinne der Nach-
wuchspflege sollten Schulklassen über Forschung und Lehre an der RWTH Aachen und die 
damit verbundenen Studienmöglichkeiten informiert werden. Ein wesentliches Element der 
Öffentlichkeitsarbeit im Projekt „SuperC“ und dort speziell in der operativen Phase der Boh-
rung „RWTH-1“ war eine transparente und offene Umgehensweise mit allen Fragen und 
Problemen. Ebenso wichtig war ein ständiger Kontakt zur Bevölkerung, der Presse und ande-
ren Medien durch regelmäßige Informationsveranstaltungen, den Betrieb einer 24 h-Hotline 
sowie die tagesaktuelle Darstellung des Projektverlaufs auf den Internetseiten des Projektes. 
Es wurde ein umfassendes Informationsangebot konzeptioniert, das durch thematische Bro-
schüren, Informationsflyer, Ausstellungen, Besucherprogramme und spezielle Events sehr er-
folgreich an der RWTH Aachen umgesetzt wurde. 
 
Erste wesentliche Maßnahme der Öffentlichkeitsarbeit war die Produktion von Informations-
material wie Flyern und Broschüren (Abb. 21). Zu den Themen „Wärme aus der Tiefe“, 
„Geologie in Aachen“, „Anwohnerinformation“, „Technik im Sinne der Umwelt“, „Energie 
und Rohstoffe für die Zukunft“ und „Innovatives Zentrum der RWTH“ wurden Informations-
broschüren erstellt. Thematisch sind diese sicherlich alle als gleichwertig zu betrachten, je-
doch galt das besondere Augenmerk der Projektleitung den Anwohnern und Mitarbeitern der 
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RWTH Aachen. Deren umfassende Information und die Aufarbeitung ihrer Fragen und mög-
licher Sorgen standen während der Planungs- und der Realisierungsphase der Bohrung 
„RWTH-1“ im Fokus der Öffentlichkeitsarbeit. 
 
 
 
Abb. 21: Infoflyer der Projektgruppe [RWTH 2003, 2004] 
 
Im Zuge der umfassenden Information der Mitarbeiter und Anwohner der RWTH Aachen 
wurden weit im Vorfeld der Bohrung (03.11.2003) und unmittelbar vor Bohrbeginn 
(10.07.2004) zwei Anwohnerinformationsveranstaltungen durchgeführt. Insgesamt wurden 
für jede der beiden Veranstaltungen fast 600 Haushalte angeschrieben; Abbildung 22 zeigt 
den Anwohnerbereich. Im November 2003 informierten der Rektor der RWTH Aachen, der 
Oberbürgermeister der Stadt Aachen und die Projektgruppe gemeinsam über das Projekt. Das 
Hauptaugenmerk lag auf der technischen Darstellung des Projektes und hier insbesondere auf 
den zu erwartenden Immissionen. Gleichzeitig wurden durch das geschlossene Auftreten die 
Wertschätzung des Projektes und seine Bedeutung für Stadt und Hochschule dokumentiert. 
Die Fragen der ca. 100 Zuhörer zielten im Wesentlichen auf den Erhalt der Bäume auf dem 
zukünftigen Bohrplatz und die zu erwartenden Schallemissionen ab. Durch Verdeutlichung 
der eher unbekannten Anlagengeräusche und ihrer Vergleichbarkeit mit bekannten Alltagsge-
räuschen mittels Geräuschbeispielen konnten einige Befürchtungen frühzeitig aufgearbeitet 
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werden. Anschließend bestand bei Getränken und einem kleinen Imbiss die Möglichkeit, di-
rekt mit den Projektverantwortlichen zu sprechen. 
 
Unmittelbar vor Beginn der Bohrung fand am 10.07.2004 eine zweite Informationsveranstal-
tung statt. Hier bestand die Möglichkeit, den Bohrplatz zu besichtigen und so gewisse Berüh-
rungsängste angesichts der Größe der Anlage abzubauen. Die Resonanz war deutlich größer 
als im November des Vorjahres; fast 600 Personen fanden den Weg zum Bohrplatz. An-
schließend konnten „letzte“ Fragen bei Grillwürstchen und Bier beantwortet werden. Im 
Nachhinein kann festgehalten werden, dass gerade der offene und transparente Umgang mit 
möglichen Sorgen der Anwohner und Mitarbeiter den Grundstein für die Akzeptanz des Pro-
jektes und seine erfolgreiche Realisierung bildete. 
 
 
 
Abb. 22: Anwohnerbereich der Bohrung 
 
Vor dem Beginn der eigentlichen Bohrarbeiten wurde das wesentliche Element der Kommu-
nikation vor Ort installiert: die Info-Station gegenüber dem Bohrplatz (Abb. 23). Sie war an 
sieben Tagen in der Woche geöffnet (Mo.-Fr. 09:00 – 17:30, Sa.-So. 10:30 – 16:30) und bil-
dete eine Anlaufstelle für Interessierte und Anwohner. In der Infostation lieferten zahlreiche 
Poster, Animationen, weitere Ausstellungsmaterialie
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umfassende Informationen über das Projekt. Dieses Personal, das hauptsächlich aus dem Stu-
diengang „Kommunikationswissenschaften“ rekrutiert wurde, bot zudem täglich um 1100 und 
1500 Uhr eine Führung über den Bohrplatz an. 
 
 
 
Abb. 23: Infostation „SuperC“ 
 
Dieses Angebot wurde sehr intensiv, auch von Schulklassen und anderen Besuchergruppen, 
genutzt. Insgesamt nahmen mehr als 13.000 Personen das Angebot wahr, sich vor Ort umfas-
send über das Projekt zu informieren (Abb. 24). 
 
0
2000
4000
6000
8000
10000
12000
14000
17
.05
.04
31
.05
.04
14
.06
.04
28
.06
.04
12
.07
.04
26
.07
.04
09
.08
.04
23
.08
.04
06
.09
.04
20
.09
.04
04
.10
.04
18
.10
.04
01
.11
.04
15
.11
.04
29
.11
.04
13
.12
.04
Datum
Anzahl
 
 
Abb. 24: Besucherstatistik der Info-Station 
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Speziell für Kinder und Jugendliche (Abb. 25) wurde ein besonderes pädagogisches Begleit-
programm entwickelt. Mit „SuperC“-Schatzsuche und -Malwettbewerb sollte auch den kleins-
ten Besuchern das Projekt auf einem altersgerechten Niveau näher gebracht werden. 
 
 
 
Abb. 25: Die kleinsten Besucher 
 
Das pädagogische Konzept wurde abgerundet durch die Entwicklung und Installation einer 
begleitenden Ausstellung im Foyer des Bergbaugebäudes. Hier wurden sowohl der Geologi-
sche Dienst NRW, die Landesinitiative Zukunftsenergien, die Bergbehörden in NRW als auch 
die beiden Fachgruppen für Rohstoffe und Entsorgungstechnik sowie Geowissenschaften als 
Partner gewonnen. So konnte sehr umfassend über die Studiengänge der Fachgruppen und die 
Arbeiten der Behörden und Institute im Bereich der erneuerbaren Energien informiert werden. 
Projektbegleitend wurde ein Internetauftritt (Abb. 26) mit tagesaktuellen Informationen und 
einer Webcam konzipiert und umgesetzt. Mit durchschnittlich 600.000 Hits pro Monat wurde 
diese Seite überdurchschnittlich stark genutzt. Weltweit griffen Interessierte auf die Webcam 
(Abb. 28) und auf die aktuellen Tagesberichte zu. Neben der reinen Darstellung des Projektes 
bot die Projekthomepage die Möglichkeit, online einen Newsletter (Abb. 27) zu abonnieren. 
In diesem Newsletter wurde in unregelmäßigen Abständen gezielt über den Stand des Projek-
tes und aktuelle Entwicklungen berichtet. Zwischenzeitlich wuchs der Kreis der Abonnenten 
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auf fast 1.000 Personen an, die zum Teil auch sehr gezielte fachliche Fragen an die Projekt-
gruppe richteten. Auch dies dokumentiert das rege Interesse und den hohen Stellenwert des 
Projektes in der öffentlichen Wahrnehmung. 
 
 
 
Abb. 26: Internetauftritt des Projektes [www.superc.rwth-aachen.de] 
 
 
 
Abb. 27 Newsletter zur Bohrung „RWTH-1“ [PROJEKTGRUPPE 2004] 
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Abb. 28: Webcambild aus dem November 2004 [RWTH Aachen] 
 
Im Zuge der weiteren Kommunikation wurde das Projekt auf verschiedenen Fachmessen und 
Kongressen (E-World of Energy, Hannovermesse, BAUMA, WREC Cologne, etc.) vorge-
stellt. Zur Abrundung dieses Messekonzeptes, aber auch zur Unterstützung der Öffentlich-
keitsarbeit vor Ort wurden verschiedene „Give-aways“ erstellt. Gratispostkarten, ein Bastel-
bogen, Bleistifte und insbesondere Bohrkleinproben wurden gut angenommen und garantier-
ten eine weite Verbreitung des Projektes. Zur Stärkung der Identifikation der Studierenden 
mit dem Projekt wurde eigens für diese Zielgruppe ein „SuperC“-Gewinnspiel konzipiert und 
durchgeführt. Für die Bereitstellung der benötigten Preise konnten umliegende Geschäfte und 
Restaurants gewonnen werden, eine weiteres Indiz für die hohe Akzeptanz des Projektes. 
Durch eine Vielzahl von Vorträgen, regelmäßige Information der Medien und eine sehr inten-
sive Pressearbeit, unter anderem mit zwei Pressekonferenzen am 03.07.2003 und 12.07.2004, 
wurde eine hohe Präsenz in den Medien erzeugt. Von Januar 2002 bis Januar 2005 erfolgten 
insgesamt 231 Pressemeldungen in der regionalen und überregionalen Presse (FAZ, Süddeut-
sche, Welt am Sonntag, VDI-Nachrichten, Bildzeitung, Kölner Stadtanzeiger, New Investor 
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etc.). Darüber hinaus wurden ca. 20 Radioberichte (WDR, Deutschlandfunk sowie verschie-
denen Aachener Lokalsender) und mehr als ein Dutzend Berichte u. Reportagen im Fernsehen 
(NTV, 3Sat, WDR, BR etc.) produziert. 
 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die offene und umfassende Öffentlichkeitsarbeit 
den wesentlichen Grundstein für die Akzeptanz des Projektes gebildet hat. Ausgestattet mit 
nicht unerheblichen finanziellen Mitteln ist es gelungen, die Geothermie sowie ihre Erschlie-
ßung und Nutzung einer breiten Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Damit wurde dem 
Kommunikationsauftrag der EU in einem Maße entsprochen, der als richtungsweisend be-
trachtet werden darf. Die Informationsmaterialien der Projektgruppe „SuperC Geotherm“ 
werden inzwischen an andere „life-beneficiaries“ als Handreichungen verteilt. 
 
 
5.7 Wärmegewinnung 
 
Der Projektteil „Wärmegewinnung“ ist vom Budget her mit 2.218.066,50 € im Arbeitspaket 5 
„Erstellen der Erdwärmesonde“ das mit Abstand größte Teilpaket des gesamten Projektes. Es 
beinhaltet die technische Durchführung der Geothermiebohrung „RWTH-1“. Die genehmi-
gungsbehördliche Begleitung sowie Ausschreibung und Vergabe waren Bestandteil des Ar-
beitspaketes 4 (131.437,30 EUR). All diese Maßnahmen dienten gemeinsam der Erschließung 
der Erdwärme unmittelbar am Standort des Verbrauchers. Mit der Komplettierung der Boh-
rung zur Erdwärmesonde wird dieser Projektteil abgeschlossen werden. Im Anschluss daran 
werden Leistungsversuche mit dem System gefahren, um möglichst viele Betriebsdaten schon 
vor der Anbindung der Sonde an das Gebäude erfassen zu können. Das folgende Kapitel gibt 
eine detaillierte Darstellung der Aufgaben und Arbeiten im Zuge der Bohrung „RWTH-1“. 
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6 Die Geothermiebohrung „RWTH-1“ 
6.1 Technische Planung 
6.1.1 Allgemeine Vorgaben 
 
Ein wesentliches technisches Ziel des Geothermieprojektes „SuperC“ ist der Nachweis der 
Realisierbarkeit einer innerstädtischen Tiefenbohrung zur kundennahen Erschließung von tie-
fer Erdwärme. Der Verzicht auf lange Zuleitungen und damit das Vermeiden von Transport-
verlusten der Wärme bedeutet im Umkehrschluss das Erfordernis, unmittelbar an einem Ge-
bäudestandort zu bohren. Dies führt zwangsläufig zu Kompromissen bei der Wahl des Bohr-
ansatzpunktes. Abbildung 29 zeigt eine Luftaufnahme des Geländes neben dem Hauptgebäu-
de der RWTH Aachen; die weiße Fläche deutet den Bohrplatz an. 
 
 
 
Abb. 29: Lage des Bohrplatzes im Aachener Zentrum 
 
Der Bohrplatz liegt mitten im Stadtzentrum und ist aufgrund der angrenzenden Bebauung ver-
hältnismäßig klein, was einige Besonderheiten mit sich bringt. Es ist leicht zu erkennen, dass 
im Wesentlichen zwei grundsätzliche Fragen zu lösen waren: die Bohrplatzlogistik und die 
Immissionsproblematik, hier insbesondere die Schallausbreitung. Planerische Fragestellungen 
und deren Lösung werden im Folgenden diskutiert. 
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6.1.2 Immissionsschutz 
 
Bedingt durch die innerstädtische Lage des Bohrplatzes liegen in direkter Nachbarschaft meh-
rere Wohngebäude und Hochschulbauten, in denen tagsüber regulärer Hochschulbetrieb statt-
findet. Die Anwohner und Mitarbeiter der RWTH Aachen mussten während der Arbeiten 
weitestgehend vor Lärm- und Abgasemissionen geschützt werden. Dies war vor dem Hinter-
grund eines geplanten Dreischicht-Betriebes rund um die Uhr an sieben Tagen in der Woche 
von besonderer Bedeutung für die Außenwirkung und damit die Akzeptanz des Projektes. Für 
die schalltechnische Beurteilung der Situation mussten in erster Linie die dem Bohrplatz 
nächstgelegenen Wohn- und Geschäftshäuser hinsichtlich der zu erwartenden Immissionen 
betrachtet werden. 
 
Zur Beschreibung der zu erwartenden Auswirkungen des Bohrprojektes auf die Umwelt ist 
die Allgemeine Verwaltungsvorschrift „Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA-
Lärm)“ zugrunde zu legen. Dort wird gefordert, an den zu betrachtenden Immissionsorten die 
zu erwartenden Geräuschimmissionen zu ermitteln und zu beschreiben. Die nächste Wohnbe-
bauung ist zwischen 100 und 140 Metern entfernt; nach den Vorgaben des Bebauungsplanes 
der Stadt Aachen ist das von der Bohrung betroffene Gebiet als Mischgebiet einzustufen. Da-
her ist nach Nr. 6.1 der TA-Lärm zum Schutz der Nachbarschaft vor schädlichen Umweltein-
wirkungen durch Geräusche sicher zu stellen, dass an den Immissionsorten außerhalb von 
Gebäuden ein Immissionsrichtwert von tagsüber 60 dB(A) und nachts 45 dB(A) eingehalten 
wird. Für derartige Betrachtungen werden üblicherweise Modelle aufgestellt, mit deren Hilfe 
die zu erwartenden Immissionen ermittelt werden. In Zusammenarbeit mit einem externen 
Gutachter, der Gesellschaft für Technische Akustik in Hannover (GTA), wurde ein so ge-
nanntes Hindernismodell der Bohrplatzumgebung erstellt, um die Auswirkungen des Bohrbe-
triebs auf die Umgebung verlässlich abschätzen zu können (Abb. 30). Zu diesem Zweck wur-
den die im Hause RWTH vorliegenden Daten der umgebenden Hochschulgebäude und der 
angrenzenden Wohnbebauung in das Programmsystem IMMI 5.1 der Firma Wölfel überführt. 
Mithilfe dieser Software wurde eine Immissionsprognose für die Umgebung des zukünftigen 
Bohrplatzes erarbeitet (Abb. 31, s. auch Anhang 1 und 2). 
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Abb. 30: 3D-Modell der Umgebung der Bohrlokation [HEITKÄMPER (a) 2003] 
 
 
 
Abb. 31: Schallausbreitungsmodell für die Bohrung „RWTH-1“ [HEITKÄMPER (a) 
2003] 
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Die Bohranlage selber entsprach in ihrem ursprünglichen Zustand insgesamt nicht dem Stand 
der Lärmminderungstechnik; daher erfolgte die Schallausbreitungsrechnung in zwei Varian-
ten, jeweils getrennt für die Tages- und Nachtsituation und zwar für den Betrieb mit und ohne 
Lärmschutzmaßnahmen. Der Gutachter kam zu dem Ergebnis, dass eine Einhaltung der Im-
missionsrichtwerte durch den Betrieb der Anlage an der nächstgelegenen Wohnbebauung oh-
ne Schallschutzmaßnahmen tags und nachts nicht möglich war [HEITKÄMPER (b) 2004]. 
Erst durch den Einbau der vorgeschlagenen Schallschutzkapseln konnte die Einhaltung der 
Immissionsrichtwerte für die Tagzeit von 60 d(BA) erreicht werden. Nachts war allerdings 
zum Teil noch mit Überschreitungen des Richtwertes zu rechnen; darüber hinaus waren auch 
kurzzeitige Geräuschspitzen in der nächstgelegenen Wohnbebauung zu erwarten. Verantwort-
lich hierfür waren in erster Linie erwartete impulshaltige Geräusche durch Gestängeschlagen 
beim Roundtrip und Arbeiten im Bereich des Gestängelagers und des Drehtisches. Die Ab-
schätzung ergab, dass hier durch organisatorische Maßnahmen eine deutliche Lärmminderung 
erreicht werden konnte. Zur sachgerechten Abwägung des erforderlichen schalltechnischen 
Immissionsschutzes wurden durch das Bergamt Düren im Vorfeld an den einzelnen Immissi-
onsaufpunkten mit einer mobilen Messstation Langzeitmessungen zur Ermittlung der Vorbe-
lastung durchgeführt (Abb. 32). 
 
 
 
Abb. 32: Messwagen des Bergamtes Düren [BOLLE & JUNG 2004] 
6   Die Geothermiebohrung „RWTH-1“  75 
Die Ergebnisse zeigten, dass der gesamte Bereich um die geplante Bohrung eine starke Lärm-
vorbelastung aufwies. Hauptursächlich waren Verkehrsgeräusche, reges studentisches Leben 
tags und besonders nachts sowie eine erhebliche Anzahl von Klimaanlagen auf den umliegen-
den Hochschulgebäuden. 
 
Eine Berücksichtigung der Vorbelastung ist immer dann erforderlich, wenn „aufgrund kon-
kreter Anhaltspunkte absehbar ist, dass die zu beurteilende Anlage bei Inbetriebnahme rele-
vant zur Überschreitung der Immissionsrichtwerte beitragen wird und Abhilfe an anderen zur 
Gesamtbelastung beitragenden Anlagen aus tatsächlichen und rechtlichen Gründen nicht in 
Betracht kommen“ [BOLLE & JUNG 2004]. Tieffrequente Geräusche und Erschütterungen 
treten bei Bohrungen im Allgemeinen nicht oder nur sehr selten auf. Da sich eine Vorhersage 
hierbei außerdem sehr schwierig gestaltet, wurde die Prüfung auf einen späteren Zeitpunkt 
nach dem Beginn der Bohrung verlegt. Die vorliegenden Ergebnisse aus der Immissionsprog-
nose machten besondere Überlegungen hinsichtlich der Gestaltung zusätzlicher Auflagen für 
den Immissionsschutz technischer wie auch organisatorischer Art erforderlich. Hierzu wurde 
der Betriebsablauf eingehend analysiert; folgende Maßnahmen wurden in Erwägung gezogen: 
 
• Organisatorische Maßnahmen im Betriebsablauf, 
• Verlegung lärmintensiver Arbeiten auf die Tagzeit, 
• Abschalten von Anlagenteilen zur Nachtzeit, soweit sie nicht benötigt werden, 
• Schallminderungsmaßnahmen im Bereich der Arbeitsbühne, 
• Verwendung lärmarmer Arbeitsmittel. 
 
Das Ausnutzen natürlicher oder künstlicher Hindernisse und die Wahl der Aufstellungsorte 
von Maschinen oder Anlagenteilen zur Lärmminderung war nicht möglich, da durch die en-
gen räumlichen Verhältnisse die Anordnung vorgegeben war. Trotz der vom Gutachter vorge-
schlagenen Lärmminderungsmaßnahmen konnte für die Nachtstunden eine Richtwertüber-
schreitung von 5 dB(A) an den Immissionsaufpunkten nicht gänzlich ausgeschlossen werden. 
Somit wurden durch das Bergamt Düren in der Zulassung des Betriebsplans unter den Neben-
bestimmungen 22 bis 27 weitere Maßnahmen festgelegt; folgende Arbeitsvorgänge wurden 
auf die Tagzeit beschränkt: 
 
• Auf- und Abbau der gesamten Bohranlage, 
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• Setzen des Standrohres, 
• Sämtliche Anlieferungen zur Ver- und Entsorgung des Bohrplatzes, 
• Transport von Gestänge und Rohren auf dem Gelände, 
• Vorbereitende Arbeiten für den Rohreinbau, 
• Roundtrip, wenn möglich. 
 
Gerade der letzte Punkt erfordert eine intensive Abwägung zwischen technischer Machbarkeit 
und wirtschaftlicher Darstellbarkeit. Sollte eine solche Verlagerung z.B. zehn Stunden Still-
stand bedeuten, käme dies einer Kostensteigerung von ca. 5.000 EUR gleich. Hier muss im 
Einzelfall in enger Abstimmung mit den Aufsichtsbehörden eine tragfähige Lösung erarbeitet 
werden. Über die vorstehend genannten Maßnahmen hinaus wurden die Errichtung von 
Schallschutzwänden um die Arbeitsbühne und die Isolierung schallharter Arbeitsflächen (z.B. 
Gestängerutsche) gefordert. Zur Vermeidung von Anschlaggeräuschen im Gestängeturm wa-
ren entsprechende Hilfsmittel einzusetzen, ebenso schallgekapselte Pumpfahrzeuge für die 
Zementation. Zur Minderung von Lichtimmissionen waren verschiedene Auflagen zu befol-
gen. So sollten Standorte, Neigung und Höhe der Leuchtmittel geprüft werden und, falls er-
forderlich, mehrere räumlich verteilte statt weniger zentraler Leuchten aufgestellt werden. 
Blendungen durch direkte Blickverbindung und Schwankungen der Beleuchtungsstärke waren 
zu verhindern. Scheinwerfer mit asymmetrischer Lichtverteilung sollten unter gleichzeitigem 
Verzicht auf zeitlich veränderliches Licht eingesetzt werden. Zur Vermeidung von Staubim-
missionen waren im Bedarfsfall die Fahrwege feucht zu halten, verschmutzte Fahrzeuge vor 
dem Verlassen des Bohrplatzes zu reinigen und verschmutzte öffentliche Straßen zu säubern.  
 
Die kombinierte Durchführung der technischen Maßnahmen mit einer intensiven und offenen 
Informationspolitik führte schließlich zu einer technischen Gesamtsituation, mit Hilfe derer 
die grundsätzliche Realisierbarkeit des Projektes sichergestellt werden konnte. Sowohl den 
Genehmigungsbehörden als auch den Anwohnern gegenüber wurde so dokumentiert, wie in-
tensiv sich die RWTH Aachen als Projektträgerin bereits weit im Vorfeld des eigentlichen 
Bohrbetriebes mit der Immissionsproblematik auseinandergesetzt hat. Der reibungslose Ab-
lauf der Bohrung, gerade im Hinblick auf die mit vier Fällen für ein solches Projekt äußerst 
geringe Zahl von Anwohnerbeschwerden und das äußerst rege Interesse am Geschehen auf 
dem Platz haben die Richtigkeit dieses Vorgehens in der operativen Phase bestätigt. 
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6.1.3 Wahl des Bohransatzpunktes 
 
Die Wahl eines geeigneten Bohransatzpunktes gestaltete sich deutlich schwieriger als vorher 
angenommen. Da die Erdwärme in diesem speziellen Fall in unmittelbarer Nähe des Abneh-
mers erschlossen werden sollte, musste der Bohransatzpunkt auf dem zukünftigen „SuperC“-
Gelände liegen; Abbildung 33 verdeutlicht die Ausgangssituation. 
 
 
 
Abb. 33: Rahmenbedingungen zur Wahl des Bohransatzpunktes [GASCHNITZ 2003] 
 
Die lila schraffierte Fläche im oberen Bereich der Abbildung zeigt das noch in Nutzung be-
findliche Studentensekretariat der RWTH Aachen. Dieser Bau wird zu gegebener Zeit dem 
Hochbau für das „SuperC“ weichen, konnte aber im Zuge des Bohrprojektes noch nicht ge-
räumt und abgerissen werden. Neben der räumlichen Einschränkung kam in diesem Fall er-
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schwerend der Schutz der in unmittelbarer Nähe der Bohranlage arbeitenden Angestellten 
hinzu. Die große grüne Fläche symbolisiert den Grundriss des „SuperC“-Gebäudes. Da es erst 
weit nach Abschluss der Bohrarbeiten errichtet werden wird, sollte man davon ausgehen kön-
nen, dass es keinen weiteren Einfluss auf die Wahl des Bohransatzpunktes hat. Allerdings e-
xistierte aus Gründen der Sicherstellung einer langfristigen Betriebssicherheit der Erdwärme-
sonde von Anfang an die Forderung nach einer dauerhaften Zugänglichkeit des Systems. Ein 
Bohransatzpunkt unterhalb des zukünftigen Bürotraktes im hinteren Bereich des Gebäudes 
schied somit ebenfalls aus. Dies galt ebenso, wenn auch aus Gründen der Gebäudestatik, für 
die grün dargestellten Säulen in der Ausstellungshalle, die als tragende Elemente des Vorplat-
zes bzw. der Untergeschossdecke dienen. In einem Umkreis von jeweils 5 m um das Zentrum 
der jeweiligen Stütze darf keinerlei Eingriff in den Untergrund stattfinden. Auch außerhalb 
des Gebäudes erschwerten zusätzliche Hemmnisse die technische Planung. Links im Bild rot 
dargestellt, befindet sich eine Feuerwehrzufahrt, in die aus brandschutztechnischen Gründen 
eine Bohranlage für die Dauer von ca. sechs Monaten nicht gestellt werden durfte. Die hinter 
dem Hauptgebäude liegenden Institute und Verwaltungsgebäude wären rettungstechnisch 
nicht mehr zugänglich gewesen. Darüber hinaus befinden sich fünf große Bäume auf dem Ge-
lände: eine Rosskastanie, ein Ahorn, eine Linde und zwei Ginkos. Die drei erstgenannten 
Bäume fallen aufgrund ihrer Größe unter die Baumschutzsatzung der Stadt Aachen; die bei-
den Ginkos stehen unter Naturschutz. Lediglich für die Linde wurde eine Fällgenehmigung 
beantragt, um die Bohrplatzzufahrt zu verbreitern. Diese wurde von der Unteren Landschafts-
behörde der Stadt Aachen versagt; der Baum musste über die gesamte Bohrphase gesichert 
und so für das Allgemeinwohl erhalten werden. Für alle fünf Bäume waren sowohl ein Ein-
dringen in die Tiefe als auch das Aufbringen von Lasten, z.B. durch Lagern von Material, in-
nerhalb ihres Kronenbereiches plus 1 m untersagt. Somit erwies sich letztlich nur noch der 
später gemeinsam mit dem Unternehmer festgelegte Bohransatzpunkt zwischen den Säulen, 
der sich später im Gebäude befinden wird, als realisierbar. Die Schwierigkeiten bei der Fest-
legung des Bohransatzpunktes zeigen, dass eine Vielzahl von Restriktionen die technische 
Detailplanung eines solchen Projektes erheblich erschweren kann. Nochmals sei darauf ver-
wiesen, dass die Lagebeschränkung für den Bohransatzpunkt ausschließlich auf der Kunden-
nähe und nicht auf geologischen, immissionsschutzrechtlichen oder sonstigen Vorgaben be-
ruhte. Die lokalen Gegebenheiten haben die endgültige Festlegung auf dem Gelände zusätz-
lich erheblich erschwert. 
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6.1.4 Bohr- und Verrohrungsschema 
 
Ein weiterer Schwerpunkt der Planungsarbeiten lag in der Entwicklung eines geeigneten 
Bohr- und Verrohrungsschemas. Neben der technischen Notwendigkeit bildete es eine we-
sentliche Basis sowohl für das Betriebsplanverfahren als auch für die anstehende europaweite 
Ausschreibung der Bohrleistungen. In der frühen Planungsphase wurden daher alle für die 
Bohrung zu berücksichtigenden Randbedingungen zusammen getragen. Einflussgrößen waren 
die Sondendimensionierung des Projektpartners, der Kenntnisstand über den geologischen 
Untergrund sowie die örtlichen Besonderheiten einer innerstädtischen Bohrlokation. Folgende 
wesentliche Rahmenbedingungen konnten als besonders wichtig für die Planung identifiziert 
werden und fanden Eingang in die Planung [LUNDERSHAUSEN et al. 2004]: 
 
• Vorkehrungen hinsichtlich des Lärmschutzes, 
• Aufstellung der Bohrausrüstung aufgrund der beengten Platzverhältnisse, 
• Ermittlung von vier Verrohrungsabschnitten aufgrund der geologischen Situation, 
• Option einer außerplanmäßigen Zwischenverrohrung im Falle von Problemen, 
• Auslegung der Kollaps-Beständigkeit der Rohrtouren, 
• Risiko und Bekämpfung von totalen Spülungsverlusten, 
• Verbot der Verwendung organischer Zuschlagstoffe für Spülung und Zemente, 
• Wechselnder Einsatz von Rollenmeißeln, einem Seilkern-Bohrsystem und einem hyd-
raulischen Bohrhammer im untersten Bohrlochabschnitt, 
• große Toleranz gegenüber moderaten Bohrlochabweichungen, 
• Mögliches Erfordernis von Richtbohrarbeiten, 
• Möglichst einstufige Zementationsarbeiten, 
• Verhältnis von 4:1 der Ringraumflächen von Casing und Steigrohr, 
• Einbau eines glasfaseroptischen Messkabels nach Möglichkeit an der Außenseite der 
einzelnen Rohrtouren. 
 
Diese Aufgaben wurden mit Hilfe externer Unterstützung durch die Firma Drilling Enginee-
ring (Habach) bewältigt; praktisches Expertenwissen und insbesondere Erfahrung auf Tief-
bohranlagen waren im Hause RWTH Aachen nicht in dem erforderlichen Maße verfügbar. 
Neben einer sinnvollen Wahl von Meißel- und Casingdurchmessern war insbesondere die 
Frage nach den optimalen Absetzteufen der einzelnen Rohrtouren zu beantworten. Zu berück-
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sichtigen war vor allem die relativ große Unsicherheit über die zu erwartenden Schichten in 
einer Tiefe von 1.500 m, verbunden mit dem Risiko von totalen Spülungsverlusten und der 
Notwendigkeit, Gegenmaßnahmen ergreifen zu können. Die vorstehend auszugsweise skiz-
zierte bohrtechnische Vorplanung führte zur Aufstellung des in Abbildung 34 gezeigten Bohr- 
und Verrohrungsschemas:  
 
 
 
Abb. 34: Geplantes Bohr- und Verrohrungsschema [LUNDERSHAUSEN et al. 2004] 
 
Zur technischen Auslegung der Bohrausrüstung, vor allem hinsichtlich der Zugkapazität der 
Bohranlage, wurde der größte axiale Lastfall betrachtet. Berechnungen ergaben, dass dieser 
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beim Einbau der 13 3/8“-Verrohrung bis auf 1.500 m Teufe eintreten würde. In Spülung der 
Dichte 1,1 kg/l war eine Gewichtskraft von ~120 t zu berücksichtigen; ohne Auftrieb der Spü-
lung würde sich die Gewichtskraft um ca. 17% auf ~140 t erhöhen. Die Anforderungen an die 
übrige Bohrausrüstung wie Gestänge, Pumpen, Spülungsaufbereitung, Sicherheitseinrichtun-
gen etc. bewegten sich auf der Basis der aktuellen Standards. Dies galt auch für Bohrwerk-
zeuge und Verrohrungsmaterial. Im Rahmen der die Bohrung begleitenden Forschung sollten 
auf der 8 1/2“-Bohrstrecke über längere Abschnitte Bohrkerne gewonnen werden. Die Umset-
zung dieser Absicht sollte deshalb durch ein Seilkernbohrsystem erfolgen, um zeitaufwändige 
Roundtrips, die durch eine konventionelle Kernbohrtechnik verursacht werden würden, zu 
minimieren. Daher war hinsichtlich des Drehantriebes des Bohrgerätes eine Drehzahl von bis 
zu 150 U/min zu fordern, um dieses Seilkern-Bohrsystem effektiv betreiben zu können. Auf 
der 8 1/2“-Bohrstrecke war weiterhin der Einsatz eines spülungsbetriebenen Bohrhammers 
des Projektpartners Wassara AB (Schweden) vorgesehen. Dieses relativ junge Bohrsystem hat 
gute Erfolge in sehr harten Gesteinen im untertägigen Bergbau vorzuweisen, allerdings vor-
wiegend bei Bohrungen ins Hangende unter Einsatz von reiner Wasserspülung. Obwohl über 
Einsätze mit Bentonit-Spülungen in Tiefbohrungen bislang nur wenig Betriebserfahrungen 
vorliegen, sollte ein Test mit diesem spülungsbetriebenen Hammer in harten Gesteinspartien, 
vorzugsweise im Kohlenkalk, durchgeführt werden. 
 
Zur besseren Wärmeübertragung aus dem Gebirge in die Bohrung sollte ab ca. 1.000 m Teufe 
zum Hinterfüllen der Verrohrung ein besonders wärmeleitfähiger Zement des Projektpartners 
Anneliese BUT (Ennigerloh) eingesetzt werden. Durch vorlaufende Tests wurde sicherge-
stellt, dass sich diese bislang nicht für den Tiefbohreinsatz konzipierte Spezial-Zement-
Suspension mit herkömmlichen Misch- und Pumpausrüstungen verarbeiten lässt. Zur Über-
wachung der Temperaturen im Ringraum der Bohrung bzw. der späteren Erdwärmesonde war 
vorgesehen, im Bereich der Anker- und der Zwischenrohrtour ein glasfaseroptisches Tempe-
raturmesskabel außerhalb der Futterrohre mit einzubauen. 
 
Alle diese Anforderungen und Notwendigkeiten fanden Eingang in das Bohr- und Verroh-
rungsschema und die technische Beschreibung der geplanten Maßnahmen. Das technische 
Ergebnis war Grundvoraussetzung und wesentlicher Bestandteil der nächsten Projektschritte: 
die europaweite Ausschreibung und Vergabe der Leistungen sowie das bergrechtliche Ge-
nehmigungsverfahren für die Bohrung „RWTH-1“. 
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6.2 Ausschreibung und Vergabe 
6.2.1 Grundsätzliches 
 
Bauleistungen, und zu solchen zählen auch Bohrarbeiten, müssen gemäß § 3 Nr. 2 der „Ver-
gabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB/A)“ öffentlich ausgeschrieben werden, 
„wenn nicht die Eigenart der Leistung oder besondere Umstände eine Abweichung rechtferti-
gen“ [§ 3 Nr. 2 VOB/A]. Eine derartige Abweichung konnte im Falle der Bohrung „RWTH-
1“ nicht festgestellt werden; somit ging dem Vertragsabschluss über Leistungen und Liefe-
rungen ein „Offenes Vergabeverfahren“ voraus. Die Verfahrenslaufzeiten eines Offenen Ver-
fahrens sind unabhängig von der Frage, ob es sich um ein nationales oder internationales Ver-
fahren handelt [VOB/A, §§ 18 und 18 a]. Vor diesem Hintergrund fiel die Entscheidung, die 
Leistungen europaweit auszuschreiben, zumal dies den europäischen Charakter des Projektes 
zusätzlich unterstreicht. Die technischen Vorgaben und Ziele wurden aus der bohrtechnischen 
Planung übernommen. Prinzipiell war jedoch die Frage zu klären, in welcher Form die Boh-
rung ausgeschrieben werden sollte. Es war zu erwarten, dass unterschiedliche Strategien zu 
unterschiedlichen Kosten führen würden, die gegebenenfalls den Projekterfolg bzw. die Rea-
lisierbarkeit grundsätzlich hätten gefährden können. Aus Sicht des Auftraggebers (AG) exis-
tieren zur Realisierung eines Bohrprojektes im Wesentlichen drei Möglichkeiten, ein „Turn-
Key-Projekt“, eine „Generalunternehmerschaft“ oder ein „Projekt auf Regiebasis“. 
 
In einem Turn-Key-Projekt wird die komplette kaufmännische und technische Verantwor-
tung mit allen Risiken dem ausführenden Unternehmer übergeben. Dieser kalkuliert in seinen 
Pauschalpreis für eine schlüsselfertige Bohrung („Pauschalunternehmer“) alle Arbeiten und 
Risiken und vor allem deren finanzielle Konsequenzen mit ein. Von besonderer Bedeutung ist 
dabei die Kenntnis und Einschätzung der Geologie im Hinblick auf bohrtechnische Risiken. 
Im Falle der Bohrung „RWTH-1“ waren die geologischen Verhältnisse in Ermangelung ge-
eigneter tiefer Referenzbohrungen nahezu unbekannt. Es war daher zu erwarten, dass das ver-
gleichsweise hohe geologische Risiko aufgrund eines pauschalen Preises mit hohen Risko-
zuschlägen zu einem nicht finanzierbaren Projektbudget führen würde. Aus diesem Grund 
wurde die Projektvariante „Turn-Key-Projekt“ bereits in einer frühen Planungsphase des Pro-
jektes (Antragstellung EU) verworfen. 
 
Im Falle einer Generalunternehmerschaft bündelt der Auftragnehmer – üblicherweise die 
Bohrfirma – alle mit der Bohrung zusammenhängenden Leistungen (auch z.B. Spülungsservi-
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ce, Zementationsservice, Beschaffung von Meißeln und Casing, etc.) in seiner Zuständigkeit 
und ist für den Auftraggeber der einzige Ansprechpartner. Auf Seiten des Auftraggebers soll-
ten sämtliche Koordinationsaufgaben zwischen Einzelgewerken entfallen, so dass er sich aus-
schließlich auf die Überwachung des technischen Bohrgeschehens auf dem Bohrplatz kon-
zentrieren kann. Der Generalunternehmer berücksichtigt seine besondere Verantwortung 
durch einen Verwaltungskostenzuschlag auf seine Preise und bietet diese offen an. Gegenüber 
dem Turn-Key-Projekt entsteht so eine deutlich höhere Transparenz der Angebotskalkulation. 
Wichtigste Aufgabe des Auftraggebers ist es, die einzelnen Arbeitsschritte der Bohrung und 
den Fortschritt der Arbeiten technisch zu überwachen, zu beurteilen und die Abrechnungsba-
sis durch eine tägliche Bearbeitung der Tagesberichte zu kontrollieren. Der Auftraggeber 
nimmt jedoch keine unmittelbare technische Verantwortung, z.B. hinsichtlich der Wahl der 
eingesetzten Werkzeuge oder der Betriebsparameter der Bohranlage, wahr. Grundvorausset-
zung für einen Generalunternehmervertrag sollte allerdings sein, dass der Generalunternehmer 
ausdrücklich in eine Leistungspflicht genommen wird. Dies kann beispielsweise über eine auf 
Bohrmetern basierende Abrechnung der Bohrleistungen erfolgen. Auf diese Weise erhält das 
Projekt ein kalkulierbares Budget. Mehrkosten können dann fast nur noch durch geologisch-
technisch bedingte Schwierigkeiten entstehen. 
 
Bei einem Projekt auf Regiebasis fällt die Gesamtverantwortung (Koordination, technische 
Ausführung und geologisches Risiko) auf den Auftraggeber. Auf dem Bohrplatz wird diese 
Aufgabe durch einen so genannten „Toolpusher“ wahrgenommen, der die Bohrung nicht nur 
überwacht sondern leitet und alle Entscheidungen trifft. Die Risikoentlastung der ausführen-
den Unternehmen führt mithin zu einer Reduktion der Angebotspreise auf die reine Leis-
tungserbringung zuzüglich eines Gewinnes. Der Toolpusher legt den Einsatz von Material 
und Ausrüstung fest und bestimmt unmittelbar vor Ort den technischen Ablauf der Bohrarbei-
ten; darüber hinaus kommt ihm die Koordinationsaufgabe aller projektbeteiligten Gewerke 
zu. Die Projektkosten hängen somit unmittelbar vom technischen Vermögen und insbesonde-
re von der Erfahrung des Toolpushers ab, wobei das geologische Risiko in vollem Umfang 
bestehen bleibt. Die Wahrnehmung dieser Regieaufgaben auf dem Bohrplatz durch RWTH-
Mitarbeiter war personell, logistisch und von den benötigten Qualifikationen nicht im erfor-
derlichen Umfang zu bewältigen. Die Vergabe dieser Regieleistungen an auf dem Markt ver-
fügbare Toolpusher konnte finanziell nicht dargestellt werden. Daher wurde auch diese Opti-
on verworfen und die Vergabe in Form einer Generalunternehmerschaft des Auftragnehmers 
angestrebt. 
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6.2.2 Europaweites Vergabeverfahren 
 
Um vergleichbare Angebote erhalten zu können und einem potentiellen Auftragnehmer keine 
unkalkulierbaren Risiken aufzuerlegen, ist die Erstellung eines detaillierten Leistungsver-
zeichnisses und einer Leistungsbeschreibung erforderlich. Je präziser und umfassender diese 
Unterlagen sind, desto besser ist das Ergebnis eines Vergabeverfahrens und umso unkompli-
zierter gestalten sich im weiteren Projektverlauf Vertragsgestaltung und Abrechung. Die er-
forderlichen Unterlagen wurden inhaltlich von der Projektgruppe „SuperC Geotherm“ in Zu-
sammenarbeit mit der Firma Drilling Engineering und formal in der Abteilung 10.1 (Be-
triebsmittel und Logistik) der RWTH Aachen erstellt und bearbeitet. In Anlehnung an die 
Standards für Erdöl- und Erdgasbohrungen (WEG/AKKO) erfolgte die Ausschreibung der 
Bohrleistungen und sonstigen Arbeiten – wie nachstehend in Tabelle 4 dargestellt – in einzel-
nen Losen: 
 
Los 1: Bohrplatzerstellung und Bohrleistungen 
Los 2: Bohrmeißel 
Los 3: Spülungsservice 
Los 4: Zementationsservice 
Los 5: Casing 
Los 6: Bohrlochkopf 
Los 7: Verschraubungsservice 
Los 8: Liner Hanger 
Los 9: Bohrlochmessungen 
Los 10: Richtbohrservice 
Los 11: Temperaturmessung 
 
Tab. 4: Übersicht der einzelnen Lose der Ausschreibung [RWTH AACHEN 2003] 
 
Sicherlich bedeutet diese Form der Ausschreibung erheblich mehr Aufwand, sowohl bei der 
Erstellung der Unterlagen als auch bei der Prüfung der Angebote. Darüber hinaus birgt die 
pauschale Anfrage von „Ein Stück verrohrte Geothermiebohrung, Länge 2.500 m“ auch noch 
deutlich weniger Risiko für den Auftraggeber, wie vorstehend dargelegt. Gleichwohl verliert 
der Auftraggeber neben dem Risiko auch einen Großteil seiner Gestaltungsmöglichkeiten in 
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einem solchen Projekt. Der Verlust des Risikos ist durchaus wünschenswert, schlägt sich aber 
üblicherweise in deutlich höheren Kosten nieder und führt somit oft zu einem Finanzierungs-
problem. An dieser Stelle darf nicht unerwähnt bleiben, dass Geothermiebohrungen im Ge-
gensatz zu kommerziellen Bohrungen auf Erdöl und –gas im Allgemeinen nur über ein sehr 
knapp kalkuliertes Budget verfügen. Ein wesentliches Ziel des Projektes war der Nachweis 
der Realisierbarkeit einer derartigen Bohrung zu vertretbaren Kosten; dies galt es bereits in 
der Ausschreibungsphase zu berücksichtigen. Darüber hinaus war es vor dem Hintergrund der 
geplanten Forschungsaktivitäten in den Bereichen Bohrtechnik und Geologie wichtig, die 
Gestaltungsmöglichkeiten des Auftraggebers zu wahren und sich die erforderlichen Eingriffe 
vorzubehalten. Somit schied eine pauschale Vergabe nicht nur aus finanzieller sondern auch 
aus technischer Sicht aus. 
 
Die Veröffentlichung der Vergabebekanntmachung für die Leistungen zur Erstellung der 
Geothermiebohrung „RWTH-1“ erfolgte mit Datum vom 15.07.2003 im Amtsblatt der EU. 
Die Frist zur Angebotsabgabe auf eines oder mehrere Lose der Ausschreibung endete mit dem 
Submissionstermin am 30.09.2003, 900 Uhr mit folgender Bieterübersicht (Tabelle 5): 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Tab. 5: Übersicht der zu prüfenden Angebote nach Submission [RWTH AACHEN 2003] 
Nr. Bietendes Unternehmen Angebotene(s) Los(e) 
1 Bieter A Lose 1 bis 10 (GU) 
2 Bieter B Lose 1 bis 9 (GU) 
3 Bieter C Lose 2, 3, 4 und 10 
4 Bieter D Lose 2 und 10 
5 Bieter E Lose 7 und 8 
6 Bieter F Los 5 
7 Bieter G Los 5 
8 Bieter H Los 9 
9 Bieter I Los 9 
10 Bieter J Los 9 
11 Bieter K Los 10 
12 Bieter L Lose 7 und 8 
13 Bieter M Los 8 
14 Bieter N Los 11 
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Im Anschluss an die Submission wurden die eingegangenen Angebote unter formalen, techni-
schen, wirtschaftlichen und vertragsrechtlichen Gesichtspunkten geprüft. Diese Prüfung of-
fenbarte, dass das ausgeschriebene Vorhaben mit den vorliegenden Angeboten technisch nicht 
umsetzbar sein würde und das Projektziel somit nicht erreicht werden könnte. Dies ergab sich 
insbesondere aus dem Umstand, dass für das Los 1 (Bohrleistungen) nur zwei Angebote vor-
lagen. Von beiden Anbietern wurde technischen Alternativen angeboten, die von der gefor-
derten Leistung abwichen. Für alle Angebote, die nicht auf einem alternativen technischen 
Vorschlag basierten, diente das ausgeschriebene technische Konzept als Bewertungsgrundla-
ge. Im Einzelnen wurde geprüft, ob die Leistungen im geforderten Umfang vom Anbieter er-
bracht werden können. Konzeptskizzen zur Umsetzung technischer Details (z.B. Lärm, Logis-
tikplan, etc.) wurden auf Realisierbarkeit, Risiken und Einvernehmlichkeit mit den Projektzie-
len geprüft. Sofern ein alternativer technischer Vorschlag Gegenstand des Angebotes war, 
wurde dieser ebenfalls auf Realisierbarkeit, Risiken und Einvernehmlichkeit mit den Projekt-
zielen geprüft. Im Zuge der Prüfung wurden einzelne Punkte der Angebote kommentiert, die 
technische Fragen aufwerfen oder bei deren Umsetzung Risiken gesehen wurden, die zu tech-
nischen Problemen und Mehrkosten hätten führen können. Die gemeinsame Betrachtung der 
technischen, kaufmännischen und juristischen Prüfung der eingegangenen Angebote führte 
schließlich zu der Erkenntnis, dass die Realisierung der Projektziele mit den vorliegenden 
Angeboten technisch nicht erreicht werden konnte. Einzige verbleibende Möglichkeit zur er-
folgreichen Umsetzung des Projektes war die Aufhebung des laufenden Verfahrens und der 
Übergang in ein Verhandlungsverfahren ohne Änderung der Verdingungsunterlagen. 
 
Folglich wurde das europaweite offene Vergabeverfahren zu der Ausschreibung für die Boh-
rung „RWTH-1“ mit Schreiben vom 12.11.2003 und Wirkung vom 27.11.2003 gemäß § 26, 
Abs. 1 a) [VOB 2002, Teil A] aufgehoben. Mit gleichem Schreiben wurden alle am bisheri-
gen Verfahren beteiligten Bieter darauf hingewiesen, dass ab dem 28.11.2003 auf der Grund-
lage der ihnen vorliegenden Verdingungsunterlagen gemäß VOB/A § 3a Abs. 4 a) ein euro-
paweites Verhandlungsverfahren ohne öffentliche Vergabebekanntmachung durchgeführt 
werden würde. Die Bieter wurden aufgefordert, bis zum 08.01.2004 verhandelbare Angebote 
einzureichen. Über diesen Bieterkreis hinaus wurden die Verdingungsunterlagen von vier 
weiteren Firmen unter Zahlung der entsprechenden Schutzgebühr abgefordert. Mit Ablauf des 
08.01.2004 wurden im Zuge des Verhandlungsverfahrens insgesamt 22 Angebote fristgerecht 
eingereicht, wohingegen Angebote von drei weiteren Bietern aus formalen Gründen nicht 
mehr angenommen werden konnten. Diese drei Unternehmen wurden schriftlich und unter 
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Nennung der Gründe darauf hingewiesen, dass eine Berücksichtigung ihrer Angebote nicht 
erfolgen dürfte. Im Rahmen der Auswertung der für die Ausschreibung verwertbaren 22 An-
gebote wurden die vergaberechtlichen Aspekte durch die Vergabestelle (Abteilung 10.1 - Be-
triebswirtschaft und Logistik) bewertet; die fachtechnische Stellungnahme erfolgte durch die 
Projektgruppe „SuperC Geotherm“. Eine juristische Bewertung der Angebote, insbesondere 
der beigefügten Musterverträge und Allgemeinen Geschäftsbedingungen, wurde durch die 
Abt. 1.5 (Rechtsangelegenheiten) der RWTH Aachen vorgenommen. Die Berücksichtigung 
der vergaberechtlichen, fachtechnischen und juristischen Auswertung führte schließlich zu ei-
ner gemeinsamen Vergabeempfehlung. Bei dieser Vergabeempfehlung waren insbesondere 
vertragsrechtliche Fragstellungen von wesentlicher Bedeutung. Es wurde empfohlen, die in 
Tabelle 6 nachstehend aufgeführten Unternehmen mit der Ausführung der jeweiligen Lose zu 
beauftragen: 
 
Los 1: Bohrplatzerstellung und Bohrleistungen H. Anger’s Söhne GmbH 
Los 2: Bohrmeißel H. Anger’s Söhne GmbH 
Los 3: Spülungsservice H. Anger’s Söhne GmbH 
Los 4: Zementationsservice H. Anger’s Söhne GmbH 
Los 5: Casing H. Anger’s Söhne GmbH 
Los 6: Bohrlochkopf H. Anger’s Söhne GmbH 
Los 7: Verschraubungsservice H. Anger’s Söhne GmbH 
Los 8: Liner Hanger H. Anger’s Söhne GmbH 
Los 9: Bohrlochmessungen H. Anger’s Söhne GmbH 
Los 10: Richtbohrservice H. Anger’s Söhne GmbH 
Los 11: Temperaturmessung GESO GmbH 
 
Tab. 6: Tabellarische Übersicht zur Vergabeempfehlung [RWTH AACHEN 2004] 
 
Das Unternehmen „H. Anger’s Söhne GmbH“ (Hessisch-Lichtenau) hat die Lose 1 bis 10 im 
Zuge des Verfahrens als Generalunternehmer angeboten. Neben den bekannten Vorteilen ei-
ner Generalunternehmerschaft bestand in diesem Fall lediglich der Bedarf zur Vergabe des 
Loses 11 an einen anderen Losnehmer. Zudem ergaben sich im Zuge der Angebotsprüfung 
aus juristischer und kaufmännischer Sicht erhebliche Probleme mit einer Einzellosvergabe an 
maximal 11 Anbieter. Die in Frage kommenden Firmen wären allesamt in der Lage gewesen, 
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die jeweiligen angebotenen Lose fachtechnisch korrekt auszuführen. Die entscheidenden 
Probleme ergaben sich bei der Prüfung der mit eingereichten Musterbeauftragungen und mit 
den Allgemeinen Geschäftsbedingungen einiger Anbieter. Bei der Auswertung dieser Unter-
lagen wurde bei vielen Bietern festgestellt, dass eine Beauftragung aufgrund der ausschließli-
chen Anwendung von deren eigenen Allgemeinen Geschäftsbedingungen nicht erfolgen kann, 
da sie den Anforderungen an die Beauftragung durch eine öffentliche Einrichtung zuwiderlau-
fen würde. Dies betrifft im Wesentlichen die Punkte „Beweislast“ und „Haftung“; ein Bei-
spiel ist die maximale Beschränkung der Haftung auf die Nettoauftragssumme. Dies könnte 
im „worst-case“ bedeuten, dass der Verlust eines 3 Mio. € teuren Bohrloches aufgrund der 
fehlerhaften Arbeiten eines Losnehmers mit einem Auftragsvolumen von 50.000 € auch nur 
mit eben diesem Betrag abgesichert wäre. 
 
Durch die Fa. H. Anger’s Söhne GmbH, Hessisch-Lichtenau, wurde der RWTH Aachen ein 
Mustervertrag eingereicht, der die Vorschriften der VOB/A, VOB/B, VOB/C und der sonsti-
gen vergaberechtlichen Vorschriften des Landes Nordrhein-Westfalen berücksichtigt. Zudem 
wurden durch die angebotene Generalunternehmerschaft alle mit der Bohrung zusammenhän-
genden Leistungen bei lediglich einem einzigen Vertrags- und Ansprechpartner koordiniert. 
Somit war für den Auftraggeber vertraglich sichergestellt, dass jegliches erforderliches Mate-
rial in der erforderlichen Qualität und zum erforderlichen Zeitpunkt vor Ort verfügbar sein 
würde. Durch die Generalunternehmerschaft konnte ein reibungsloser Ablauf der Bohrung 
erwartet werden, da nur die Leistungen eines Unternehmens bzw. eines Verbundes aufeinan-
der abgestimmt werden mussten. Es war daher davon auszugehen, dass sich der Verwaltungs-
aufwand für den Auftraggeber infolge der Generalunternehmerschaft deutlich reduzieren 
würde, da die erforderlichen Materialien und Gerätschaften direkt durch die Firma Anger’s 
koordiniert und beschafft werden würden. Das Haftungsrisiko seitens der Hochschule konnte 
insoweit minimiert werden, dass die erforderlichen Arbeiten von nur einem Unternehmen ver-
antwortlich durchgeführt oder untervergeben werden und somit der Verursacher direkt in An-
spruch genommen werden kann. Der Koordinationsaufwand der Hochschule und der damit 
verbundene technische Personalaufwand sollten hierdurch auf das erforderliche Minimum re-
duziert werden können. Auch gegen eine Beauftragung der Fa. GESO GmbH, Jena bestanden 
sowohl aus fachtechnischer als auch aus juristischer und kaufmännischer Sicht keine Beden-
ken. Hier konnte ebenfalls ein Vertrag abgeschlossen werden, der alle vergaberechtlichen Be-
stimmungen der VOB/A, VOB/B und VOB/C beinhaltete und somit für die RWTH Aachen 
als öffentliche Auftraggeberin darstellbar war. Im weiteren Verlauf eines solchen Verhand-
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lungsverfahrens ist es nach § 13 der Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge 
(VgV) erforderlich, alle am Verfahren beteiligten Bieter spätestens 14 Kalendertage vor Ab-
lauf der Zuschlags- und Bindefrist zu informieren, ob eine Beauftragung ihres Angebotes er-
folgen wird. Unter Berücksichtigung des Ablaufs der Zuschlags- und Bindefrist am 
11.03.2004 wurden diese Informationsschreiben am 26.02.2004 versandt. Die anschließende, 
zweiwöchige Einspruchsfrist verstrich ohne Maßnahmen der nicht berücksichtigten Bieter. 
Somit konnte die Leistungen für die Bohrung „RWTH-1“ schließlich am 11.03.2004 verge-
ben und die Verträge unterschrieben werden. Dies bedeutete einen wichtigen Schritt für das 
parallel zur Ausschreibung eingeleitete bergrechtliche Betriebsplanverfahren für die Bohrung. 
Nach der Unterzeichnung der Verträge konnten auch die letzten ausstehenden Unterlagen den 
Genehmigungsbehörden übergeben werde, um letzte Voraussetzungen für die Zulassung des 
Hauptbetriebsplanes zu erfüllen. Auch bei der Ausschreibung und Vergabe hat die Projekt-
gruppe an der RWTH Aachen unter Leitung des Verfassers Neuland beschritten und die an-
stehenden Aufgaben erfolgreich gelöst. Die erzielten Ergebnisse aus der Zusammenarbeit 
„Technik-Verwaltung“ und die Vergabe von Bohrleistungen nach VOB fanden bereits wäh-
rend der Realisierung der Bohrung „RWTH-1“ Eingang in die Planung anderer öffentlicher 
Geothermie-Projekte. Gleichwohl ist anzumerken, dass sich erst in der Schlussphase eines 
solchen Großprojektes bei der Endabrechnung der Leistungen zeigt, welche Qualität Aus-
schreibungsunterlagen und Vertragswerk letztlich haben. Bei einer langen Vorlaufphase von 
zwei Jahren und der Kostenkumulation in der operativen Bohrphase ist die Kapitalbereitstel-
lung erst spät erforderlich (Abb. 35). 
 
 
 
Abb. 35: Kostenentwicklung eines Bohrprojektes über die Zeit 
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Obwohl die Gelder erst als Konsequenz der Planungen in dieser späten Phase anfallen, wer-
den die Grundlagen für den technischen und vor allem kaufmännischen Erfolg in der frühes-
ten Planungsphase gelegt. 
 
Ebenso wie die Entwicklung der Kosten ist auch die Auslastung des eingesetzten Personals 
nicht linear über die Projektlaufzeit verteilt. Neben einem gewissen Grundbedarf an dauerhaft 
verfügbarem Fachpersonal erfordern die einzelnen Projektphasen (Vorplanung, Detailpla-
nung, Ausschreibung und Vergabe, operative Phase, Projektnachphase) in unterschiedlichem 
Maße zusätzlichen Personaleinsatz aus den verschiedenen Disziplinen. Abbildung 36 gibt ei-
nen vereinfachten Überblick über den auftraggeberseitigen Personalbedarf in Mannmonaten 
bei einem Tiefbohrprojekt wie dem „SuperC“. 
 
 
 
Abb. 36: Auftraggeberseitiger Personalbedarf in Mannmonaten 
 
Die untere Linie zeigt den „Baseload“, also das permanent erforderlich Personal. Die zweite 
Reihe verdeutlicht, dass die Zeiten der Unterlagenerstellung für Ausschreibung und Vergabe 
sowie für das bergrechtliche Genehmigungsverfahren erheblichen Mehraufwand an Personal 
erfordert haben. Dies wird in der Intensität nur durch die operative Bohrphase übertroffen. 
Den deutlich gestiegenen Personalkosten stehen allerdings Einsparungen in erheblicher Höhe 
gegenüber, da Qualitätsmanagement vor Ort und ein durchgängiges Leistungsmonitoring den 
Projektverlauf nachhaltig verbessern. 
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Abschließend zu diesem Kapitel kann festgehalten werden, dass dieses Vergabeverfahren von 
der Veröffentlichung am 15.07.2003 bis zur Vertragsunterschrift am 11.03.2004 erhebliche 
Zeit in Anspruch genommen hat. Diese lange Laufzeit, verbunden mit dem sehr hohen Auf-
wand in der Vorbereitungsphase, kann durchaus ein Hemmnis für die weitere Entwicklung 
der tiefen Geothermie in öffentlicher Trägerschaft darstellen. Meist sind allein schon die er-
forderlichen Personalkapazitäten in den Gemeinden oder Behörden nicht verfügbar. Da zu-
dem oft auch die sehr spezielle fachliche Qualifikation nicht ausreichend vorhanden ist, müs-
sen die entsprechenden Leistungen am Markt eingekauft werden. Dies ist im Allgemeinen bei 
öffentlichen Projekten im Gegensatz zu den privat finanzierten aus Kostengründen nicht dar-
stellbar. 
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6.3 Bergrechtliches Betriebsplanverfahren 
6.3.1 Rechtliche Grundlagen 
 
Erdwärme, genauer „Erdwärme und die im Zusammenhang mit ihrer Gewinnung auftretenden 
anderen Energien“, gilt in der Bundesrepublik Deutschland nach § 3, Abs. 3, Satz 2 Nr. 2 b 
Bundesberggesetz (BBergG) als bergfreier Bodenschatz (s. Kap. 4). Das bedeutet, dass Erd-
wärme nur auf Grundlage einer entsprechenden Bergbauberechtigung aufgesucht und gewon-
nen werden darf. Für die Aufsuchung von Erdwärme ist eine Erlaubnis nach § 7 BBergG er-
forderlich. Aufsuchung bedeutet nach § 4 Abs. 1 BBergG eine mittelbar oder unmittelbar auf 
die Entdeckung oder Feststellung der Ausdehnung des Bodenschatzes gerichtete Tätigkeit. Zu 
diesem Zweck hat die RWTH Aachen mit Schreiben vom 23.01.2001 bei der zuständigen Ab-
teilung 8 - Bergbau und Energie in NRW - der Bezirksregierung Arnsberg einen Antrag auf 
Erteilung einer Erlaubnis gestellt, zu wissenschaftlichen Zwecken den Bodenschatz „Erd-
wärme und die im Zusammenhang mit ihrer Gewinnung auftretenden anderen Energien“ auf-
zusuchen. Diesem Antrag wurde durch Urkunde vom 21.03.2001 gemäß §§ 7, 10, 11 und 16 
BBergG in dem darin ausgewiesenen Erlaubnisfeld „IFM GeoTherm“ (214.586.300 m2) ent-
sprochen; die Erlaubnis ist auf fünf Jahre befristet worden. Im Zuge der sich anbahnenden 
Bohrung „RWTH-1“ hat die RWTH Aachen mit Schreiben vom 22.03.2001 einen Antrag auf 
Erteilung der Erlaubnis gestellt, zu gewerblichen Zwecken den Bodenschatz „Erdwärme und 
die im Zusammenhang mit ihrer Gewinnung auftretenden anderen Energien“ aufzusuchen. 
Diesem Antrag wurde durch Bescheid vom 31.01.2002 gemäß §§ 7, 10, 11 und 16 BBergG in 
dem darin ausgewiesenen Erlaubnisfeld „GeoTherm RWTH“ (19.634.500 m2) entsprochen; 
auch diese Erlaubnis ist auf fünf Jahre befristet worden. 
 
Für die Gewinnung von Erdwärme bedarf es entweder einer Bewilligung nach § 8 BBergG 
oder der Verleihung von Bergwerkseigentum nach § 9 BBergG. Im Gefolge einer Bergbaube-
rechtigung ist für die Gewinnung der Erdwärme und alle hierfür erforderlichen Einrichtungen 
nach § 51 und § 52, Abs. 1 BBergG beim zuständigen Bergamt ein bergrechtlicher Betriebs-
plan vorzulegen. Der Antragsteller hat einen Anspruch auf Zulassung dieses Betriebsplanes, 
wenn die entsprechenden Anforderungen (im Wesentlichen in § 48 Abs. 2 und § 55 Abs. 1 
BBergG) erfüllt werden. Nach PETRI bildet der § 48 Abs. 2 Satz 1 BBergG nach einer Ent-
scheidung des Bundesverwaltungsgerichtes [BVerwG, 4 C 31.84 vom 04.07.1986, 
http://esb.bezreg-arnsberg.nrw.de/a_7/a_7_025.html] „die Grundlage für eine umfassende 
Prüfungs- und Entscheidungskompetenz der Bergbehörde neben der Prüfung nach § 55 
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BBergG“. Grundsätzlich werden bei einer innerstädtischen Bohrung im Betriebsplanverfahren 
insbesondere folgende Aspekte seitens der Bergbehörde geprüft (PETRI 2004): 
 
• die erforderliche Vorsorge gegen Gefahren für Leben, Gesundheit und zum Schutz 
von Sachgütern, Beschäftigter und Dritter im Betrieb (§ 55 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
BBergG), 
• der Schutz der Oberfläche im Interesse der persönlichen Sicherheit und des öffentli-
chen Verkehrs (§ 55 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 BBergG), 
• der Schutz vor gemeinschädlichen Auswirkungen der Aufsuchung oder Gewinnung (§ 
55 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 BBergG), 
• das Entgegenstehen überwiegender anderer öffentlicher Interessen (§ 48 Abs. 2 Satz 1 
BBergG) 
 
Die ersten drei Punkte lassen sich nur sehr bedingt aus der Rohstoffgewinnung auf die Aufsu-
chung und Gewinnung von Erdwärme übertragen. Unter die Wahrung überwiegender öffent-
licher Interessen fallen unter anderem das Immissionsschutzrecht, das Denkmalrecht, das 
Bauordnungsrecht sowie das Naturschutz- und Landschaftsrecht. Gemäß § 48 Abs. 2 Satz 1 
BBergG kann die für die Zulassung von Betriebsplänen zuständige Behörde eine Aufsuchung 
oder eine Gewinnung beschränken oder untersagen, soweit ihr überwiegende öffentliche Inte-
ressen entgegenstehen. 
 
Bei der Bohrung „RWTH-1“ betraf diese Prüfung im Wesentlichen den Immissionsschutz. 
Das Bergamt muss bereits im Rahmen des Zulassungsverfahrens für eine bergbauliche Boh-
rung nach § 2 BBergG durch „Festlegung von Maßnahmen im Wege der Nebenbestimmung 
ausreichende Fürsorge gegen Immissionen von Bohrungen treffen“ (PETRI 2004). Die ent-
sprechenden gesetzlichen Vorschriften wurden im Zuge des Betriebsplanverfahrens berück-
sichtigt und umgesetzt; für innerstädtische Bohrungen in NRW sind dies nach BOLLE-
JUNG: 
 
• die Allgemeine Verwaltungsvorschrift „Technische Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm (TA-Lärm)“ vom 1. November 1998 (Festlegung der Verfahren zur Prognose, 
Messung, Berechnung und Beurteilung von Lärmimmissionen), 
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• der Gemeinsame Runderlass des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz (MUNLV), des Ministeriums für Wirtschaft und 
Mittelstand, Energie und Verkehr (MWMEV) und des Ministeriums für Städtebau und 
Wohnen, Kultur und Sport (MSWKS) vom 31. Juli 2000 (Ministerialblatt NRW Nr. 
52, S. 945) (Schutz gegen Erschütterungen), 
• die Vorschriften des Gemeinsamen Runderlasses des MUNLV, des MWMEV und des 
MSWKS vom 13. September 2000 (Ministerialblatt NRW Nr. 64, S. 1283) (Schutz 
gegen Lichtimmissionen), 
• die Vorgaben der ersten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum BImSchG (Techni-
sche Anleitung zur Reinhaltung der Luft - TA-Luft -) vom 24. Juli 2002 (Schutz gegen 
Staub), 
• die Geruchsimmissions-Richtlinie NRW vom 13. Mai 1998 (Feststellung und Beurtei-
lung von Geruchsimmissionen) 
 
Der Schutz vor Erschütterungen, Staub und Licht- sowie Geruchsimmissionen kann im All-
gemeinen relativ einfach und damit kostengünstig sichergestellt werden. Der Schutz vor 
Lärmimmissionen stellt bei einer innerstädtischen Bohrung nicht nur eine technische sondern 
auch eine genehmigungsrechtliche Herausforderung dar. Die technischen Maßnahmen zur 
Vorhersage und Minderung der Lärmimmissionen wurden bereits in Kap. 5.1.2 beschrieben. 
Die nachfolgenden Ausführungen beschreiben die genehmigungsrechtlichen Aspekte und be-
leuchten die Arbeiten des zuständigen Bergamtes Düren im Zuge des Betriebsplanverfahrens. 
 
Tiefergehend stellt sich die Frage nach der Anwendung des BundesImmissionsschutzgesetzes 
für eine solche Bohrung. Grundsätzlich kann festgestellt werden, dass „Bohrungen nach § 4 
BImSchG keiner immissionschutzrechtlichen Genehmigung bedürfen“ [BOLLE & JUNG 
2004]. Untertägig betriebene „Anlagen des Bergwesens“ sind von den Bestimmungen des § 4 
BImSchG ausgenommen. [JARRAS, § 4 Rdn. 30]. Darüber hinaus fallen „Bohrmaschinen“ 
unter „nicht genehmigungspflichtige Anlagen beweglicher Art“ [JARRAS, § 22 Rdn. 10]. Der 
eigentliche „Baustellenlärm“ wird in den §§ 22 ff BImSchG geregelt [JARRAS, § 22 Rdn. 
11]. Demnach sind auch nicht genehmigungsbedürftige Anlagen „so zu errichten und zu 
betreiben, dass schädliche Umwelteinwirkungen verhindert werden, die nach dem Stand der 
Technik vermeidbar sind“ [§ 22 Abs. 1 S. 1 BImSchG], und ferner „nach dem Stand der 
Technik unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß beschränkt 
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werden“ [§ 22 Abs. 1 S. 2 BImSchG]. Der Gesetzgeber beschreibt im weiteren in § 23 
BImSchG Anforderungen an die Errichtung, die Beschaffenheit und den Betrieb nicht ge-
nehmigungsbedürftiger Anlagen. Bei einer Anlage, die aufgrund eines zugelassenen Betriebs-
planes nach dem BBergG betrieben wird, ist in NRW ein Antrag auf Ausnahme von dem 
Verbot des § 10 Landesimmissionsschutzgesetz (LImSchG) nicht erforderlich. Bei Bohrungen 
in Mischgebieten (MI-Gebiete) ist zudem auch die Erteilung einer Ausnahme nach § 7 der 32. 
BImSchV (Betrieb in Wohngebieten) nicht notwendig [BOLLE-JUNG 2004]. 
 
Darüber hinaus sind neben dem BBergG die aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Bergver-
ordnungen entsprechend zu berücksichtigen. Dies gilt besonders für die „Bergverordnung für 
Tiefbohrungen, Tiefspeicher und für die Gewinnung von Bodenschätzen durch Bohrungen 
(BVOT) und die Allgemeine Bundesbergverordnung für alle bergbaulichen Betriebe (AB-
BergV) [STEIN 2004]. In § 30 der BVOT NRW werden im Abschnitt „Schutz der Umwelt“ 
Sicherheitsabstände für Betriebsanlagen, von denen in Stör- oder Schadensfällen Gefahren für 
die Umgebung ausgehen können, definiert. Diese Betriebsanlagen müssen von Gebäuden, öf-
fentlichen Verkehrsanlagen und sonstigen schützenswerten Gegenständen so weit entfernt 
sein, dass Gefahren für Leben und Gesundheit von Personen vermieden werden und eine un-
gehinderte Bekämpfung der Gefahren möglich ist. Darüber hinaus werden in der Rubrik 
„Bohrbetrieb“ im § 88 der BVOT Vorgaben zur Findung eines Bohransatzpunktes gemacht. 
Bohrungen sind demnach so anzusetzen, dass „ihr Abstand von Gebäuden, öffentlichen Ver-
kehrsanlagen und ähnlichen zu schützenden Gegenständen das 1,1-fache der Gerüsthöhe be-
trägt.“ Die Beurteilung der Gefahren geschieht unabhängig vom Verursacher; der geforderte 
1,1-fache Abstand ist auch bei zukünftigen Arbeiten an der Bohrung zu gewährleisten. 
 
Neben und unabhängig von den beschriebenen bergrechtlichen Zulassungsverfahren können 
bei Bohrungen wasserrechtliche Erlaubnisverfahren nach dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
notwendig werden, die sich z.B. mit dem Einsatz von Mitteln und Zusätzen bei der Bohrspü-
lung beschäftigen. Sieht ein bergrechtlicher Betriebsplan eine Gewässerbenutzung vor, so  
entscheidet in NRW die Bezirksregierung Arnsberg Abteilung 8 - Bergbau und Energie in 
NRW - im Einvernehmen mit der für das Wasser zuständigen Behörde über die Erteilung der 
Erlaubnis (§ 14 Abs. 2 und 3 Wasserhaushaltsgesetz -WHG- in Verbindung mit. Nr. 20.1.1 
Zuständigkeitsverordnung technischer Umweltschutz - ZustVOtU) [BOLLE & JUNG 2004]. 
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6.3.2 Zeitlicher Ablauf des Betriebsplanverfahrens 
 
Mit Schreiben vom 12.08.2003 legte die Projektgruppe „SuperC Geotherm“ für die RWTH 
Aachen beim zuständigen Bergamt Düren einen Antrag auf Zulassung des Hauptbetriebspla-
nes für die Geothermiebohrung „RWTH-1“ vor. Nach entsprechender Vorprüfung leitete das 
Bergamt Düren das Beteiligungsverfahren am 16.09.2003 ein und beteiligte diejenigen Be-
hörden und Planungsträger, deren Aufgabenbereich durch die Maßnahme berührt war. Ihnen 
wurde bis zum 20.10.2003 Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben; im Anschluss daran folg-
te ein Erörterungstermin im Bergamt Düren zur Klärung offener Punkte und weitergehender 
Fragen. Zu dem Zeitpunkt konnte eine Zulassung des Betriebplanes nicht erfolgen, da jegliche 
technischen Angaben zum Unternehmer und den eingesetzten Geräten, Maschinen und sons-
tigen Arbeitsmitteln fehlten. Dies war in dem Umstand begründet, dass das gleichzeitig initi-
ierte europaweite Vergabeverfahren (s. Kap. 5.2) noch nicht abgeschlossen war. Mit den 
Bohrarbeiten und den erforderlichen Serviceleistungen wurde schließlich, wie in Kap. 5.2.2 
beschrieben, das Unternehmen „H. Anger`s Söhne Bohr- und Brunnenbaugesellschaft mbH“ 
aus Hessisch Lichtenau beauftragt. Im Zuge der Vertragsverhandlungen konnte mit Hinblick 
auf die Anlagenverfügbarkeit und die erforderlichen Vorarbeiten eine verbindliche Zeitpla-
nung aufgestellt werden. Rückwirkend vom geplanten Bohrbeginn Mitte Juli 2004 mussten 
insbesondere der Betriebsplan und die Herrichtung des Bohrplatzes zügig weiterentwickelt 
und zeitnah realisiert werden. Aufgrund nicht vorliegender Unterlagen des Unternehmers und 
seiner Nachunternehmer konnte eine Zulassung des Hauptbetriebsplanes unmittelbar im An-
schluss an die Vertragsunterzeichnung nicht erreicht werden. Andererseits galt es, den Fort-
gang des Projektes entsprechend früh und belastbar sicherzustellen. Darüber hinaus stellte der 
möglicherweise vom Auftraggeber zu vertretende, verspätete Abruf einzelner Teilleistungen 
ein finanzielles Risiko für das Projekt dar. Es war somit erforderlich, möglichst frühzeitig mit 
den Herrichtungsarbeiten für den Bohrplatz zu beginnen. Diese Arbeiten aber waren Bestand-
teil des Hauptbetriebsplanes und mussten nun vor dessen Zulassung realisiert werden. Dazu 
wurde dem Bergamt Düren von der Projektgruppe „SuperC Geotherm“ mit Schreiben vom 
13.05.2004 eine entsprechend detaillierte Anzeige nebst Plänen über die Herrichtung des 
Bohrplatzes für die Bohrung „RWTH-1“ vorgelegt. In dieser Anzeige wurden sämtliche an-
fallenden Arbeiten ausführlich beschrieben und dargestellt. Offenbar ließen das bisherige 
bergrechtliche Verfahren und die damit begründeten Prüfungen erkennen, dass mit einer Zu-
lassung des Hauptbetriebsplans in Kürze zu rechnen war. 
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Daher wurde der Anzeige auf Herrichtung des Bohrplatzes im Rahmen einer Teilzulassung 
des Hauptbetriebsplans am 18.05.2004 entsprochen. Durch die Aufstellung der in der Teilzu-
lassung enthaltenen Nebenbestimmungen und Hinweise war sichergestellt, dass die Arbeiten 
in dem mit Schreiben der Projektgruppe „SuperC Geotherm“ vom 13.05.2004 angezeigten 
Umfang über die Herrichtung des Bohrplatzes für die Bohrung „RWTH-1“ ordnungsgemäß 
durchgeführt werden konnten. Neben Auflagen zum Schutz des Grundwassers und vor Lärm-
belästigungen war insbesondere im Rahmen der Teilzulassung sichergestellt, dass, sofern eine 
Hauptbetriebsplanzulassung für das Gesamtprojekt der Bohrung „RWTH-1“ nicht erfolgen 
konnte, der Ausgangszustand der beanspruchten Fläche wieder hergestellt würde. Eine ent-
sprechende Rückbauverpflichtung war wesentlicher Bestandteil des entsprechenden Gestat-
tungsvertrages zwischen der RWTH Aachen und dem Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW, 
Niederlassung Aachen. 
 
Mit Schreiben vom 15.06.2004 konnte die RWTH Aachen dem Bergamt Düren schließlich 
die für den vollständigen Hauptbetriebsplan notwendigen gerätespezifischen und bohrtechni-
schen Unterlagen vorlegen. In diesen Unterlagen fanden sich insbesondere die konkreten An-
gaben zur technischen Ausgestaltung der Bohranlage und der einzusetzenden Stoffe. Da bei 
der Bohrspülung verschiedene Mittel und Zusätze eingesetzt werden sollten, wurden durch 
die RWTH Aachen parallel zum bergrechtlichen Zulassungsverfahren die erforderlichen was-
serrechtlichen Erlaubnisanträge bei der dafür zuständigen Abteilung 8 - Bergbau und Energie 
in NRW - der Bezirksregierung Arnsberg gestellt. Die Entscheidung über die Zulässigkeit des 
Einsatzes der vom Bohrunternehmer geplanten Stoffe erging im Einvernehmen mit der Unte-
ren Wasserbehörde der Stadt Aachen. Unter Berücksichtigung der lokal vorliegenden inner-
städtischen Gegebenheiten wurde durch das Bergamt Düren im Rahmen der Prüfung des vor-
gelegten Hauptbetriebsplans ein besonderes Augenmerk auf den Gewässer- und Bodenschutz 
sowie den Immissionsschutz gelegt. Letztendlich konnte nach entsprechender Prüfung aller 
vorliegenden Unterlagen bei gleichzeitiger Würdigung der Stellungnahmen der beteiligten 
Behörden und Fachstellen am 25.06.2004 die Zulassung für den Hauptbetriebsplan der Geo-
thermiebohrung „RWTH-1“ durch das Bergamt Düren ausgesprochen werden. Die Zulassung 
wurde in Anlehnung an die bergrechtliche Aufsuchungserlaubnis bis zum 31.01.2007 befris-
tet. 
 
Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten des Bohrplatzes und der notwendigen Nähe des Bohr-
ansatzpunktes zu bestehenden Gebäuden und Verkehrswegen konnte § 88 der BVOT (1,1-
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facher Sicherheitsabstand) nicht eingehalten werden. Daher musste eine Ausnahmebewilli-
gung von den Bestimmungen des § 88 BVOT gem. des § 159 Abs. 1 BVOT bei der dafür zu-
ständigen Abteilung 8 - Bergbau und Energie in NRW - der Bezirksregierung Arnsberg er-
wirkt werden. Diese Bewilligung erging im Anschluss an die Zulassung des Hauptbetriebs-
plans für die Bohrung „RWTH-1“ am 05.07.2004; durch entsprechende Nebenbestimmungen 
wurde die technische Umsetzung präzisiert und sichergestellt. Eine letzte wasserrechtliche 
Genehmigung erging am 13.07.2004; am 15.07.2004 erfolgte die technische Abnahme der 
Anlage durch einen externen Gutachter. Damit waren alle erforderlichen bergrechtlichen und 
aufsichtsbehördlichen Schritte zur erfolgreichen Umsetzung des Bohrprojektes vollzogen. 
 
Für die tatsächliche Wärme- und Kälteversorgung des „SuperC“, die eigentliche Erdwärme-
gewinnung, wird durch die RWTH Aachen zu gegebenem Zeitpunkt ein weiterer Betriebsplan 
vorgelegt. Ein wesentlicher Schritt zur Realisierung des „SuperC“-Projektes war die in die-
sem Kapitel beschriebene bergrechtliche Zulassung des Hauptbetriebsplans für die Bohrung 
„RWTH-1“. Im Bundesland Nordrhein-Westfalen wurde damit erstmals eine großtechnische 
Geothermiebohrung im innerstädtischen Bereich bergrechtlich zugelassen. Die dem Bergamt 
Düren vorgelegten umfassenden Antragsunterlagen, das konstruktiv durchgeführte Beteili-
gungsverfahren, die intensiven Prüfungsarbeiten und die kontinuierlich durchgeführte Vorort-
Überwachung gewährleisteten einen ordnungsgemäßen und sicheren Betrieb der Bohrung. 
Die bisherige Erfahrung der RWTH Aachen zeigt, dass die parallele Entwicklung eines euro-
paweiten Vergabeverfahrens und eines Betriebsplanverfahrens nicht nur Vorteile mit sich 
bringt. Andererseits spricht die enge Verflechtung beider Teilprojekte miteinander für eine 
gleichzeitige Bearbeitung. Trotz aller Schwierigkeiten im Vorfeld konnte mit den Bohrarbei-
ten am 18.07.2004 begonnen werden. Die nachstehenden Kapitel beschreiben die operative 
Bohrphase und die bergbehördliche Überwachung im Betrieb. Wesentliche Elemente dieser 
bergbehördlichen Überwachung waren das Grundwassermonitoring durch den Bergbaubetrei-
benden RWTH Aachen und die Immissionsschutzüberwachung durch das Bergamt Düren im 
direkten Umfeld der Bohrung. 
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6.3.3 Grundwassermonitoring 
 
Die Bohrlokation der Geothermiebohrung „RWTH-1“ liegt geologisch im Bereich des Aa-
chener Sattels, bzw. der Aachener Überschiebung. Im Aachener Stadtgebiet sind aus hydro-
geologischer Sicht insbesondere die Aachener Thermalquellen von Bedeutung, die durch die 
Aachener Überschiebung von der Bohrung getrennt werden (s. Kap. 6.2). Im Hinblick auf die 
besonderen hydrogeologischen Gegebenheiten und das sensible Umfeld wurde durch entspre-
chende Nebenbestimmungen in der bergrechtlichen Zulassung ein umfangreiches bohrbeglei-
tendes Grundwasserüberwachungsprogramm vorgeschrieben. Die Auswahl der Grundwas-
sermessstellen erfolgte in Abstimmung mit dem Staatlichen Umweltamt Aachen und der Un-
teren Wasserbehörde der Stadt Aachen. Gemäß Nebenbestimmung 17 aus der Zulassung des 
Hauptbetriebsplanes für die Bohrung „RWTH-1“ waren folgende bohrbegleitende Überwa-
chungsmaßnahmen frühzeitig vor Beginn der Bohrarbeiten bis sechs Wochen nach ihrer Be-
endigung durchzuführen: 
 
• Wöchentliche Grundwasserstandsmessungen, Messungen von pH-Wert, elektrischer 
Leitfähigkeit und Temperatur an folgenden Quellen in Aachen-Innenstadt: 
o Thermalquelle Kaiserquelle, 
o Thermalquelle Rosenquelle Komphausbadstr. (ehem. Horten). 
 
• Wöchentliche Grundwasserstandsmessungen an folgenden GW-Messstellen in Aa-
chen-Innenstadt: 
o Seilgraben 3 (Sammler West P 12), 
o Kurhausstr., Ecke Komphausbadstr. (Sammler West P 10), 
o Hartmannstr./Elisengarten (am Geldbrunnen), 
o Parkhaus Büchel West, 
o Parkhaus Büchel Ost, 
o Schumacherstr., Ecke Peterstraße (P 14/2), 
o Prinzenhofstraße (B2), 
o Hans-Sterken-Platz (B3), 
o Alexianergraben (B9). 
 
• Wöchentliche Grundwasserstandsmessungen, Messungen von pH-Wert, elektrischer 
Leitfähigkeit und Temperatur an folgenden Quellen in Aachen-Burtscheid: 
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o Thermalquelle Rosenquelle Burtscheid, 
o Thermalquelle Landesbadquelle (LVA Rheinprovinz, Burtscheider Markt AC), 
o Thermalquelle Mephistoquelle (Fa. Kaiserbrunnen, Jülicher Str. AC). 
 
• Wöchentliche Grundwasserstandsmessungen an folgenden GW-Messstellen in Aa-
chen-Burtscheid: 
o Thermalwasserspiegel Salierallee, Ecke Eupener Straße, 
o Amyastraße (P 4, bei Hallenbad), 
o Pegel Kurbrunnenstraße (B 34-H), 
o Thermalwasser-Pegel Warmweiherstr. (W1). 
 
Darüber hinaus wurde in Nebenbestimmung 18 festgelegt, dass der Bergbaubetreibende 
RWTH Aachen, in dem Falle die Projektgruppe um den Verfasse, während der Bohrung mit 
dem laufenden Bohrfortschritt im Hinblick auf potentielle Einwirkungen auf grundwasserfüh-
rende Schichten täglich folgende begleitende Untersuchungen (U) im Bohrloch, bzw. in der 
Bohrspülung durchzuführen und zu dokumentieren (D) sind: 
 
• Entwicklung von Temperatur (U+D), 
• elektrische Leitfähigkeit (U+D), 
• pH-Wert der Bohrspülung (U+D), 
• Wasserstand (U+D), 
• Auftreten wasserführender Schichten (D), 
• durchteufte Grundwasserstockwerke (D), 
• Menge der eingesetzten Bohrspülwässer (D), 
• Kohlenwasserstoffe (U+D) 
 
Ebenso wurde in Nebenbestimmung 21 verfügt, die Grundwasserbeschaffenheit oberhalb des 
Festgesteins im Grundwasserabstrom durch eine neu zu errichtende Grundwassermessstelle 
im Randbereich des Bohrgeländes wöchentlich auf Temperatur, elektrische Leitfähigkeit, 
Kohlenwasserstoffe und Grundwasserstand zu überprüfen. Darüber hinaus konnte eine weite-
re Grundwassermessstelle in das Überwachungsprogramm mit aufgenommen werden. Im Zu-
ge der Arbeiten für das Baugrund- und Gründungsgutachten wurde im Grundwasseranstrom 
eine Messstelle zur Ermittlung der Betonaggressivität eingerichtet (Abb. 37). Während der 
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operativen Phase wurden die Ergebnisse dieser Messungen den beteiligten Behörden zeitnah 
zur Verfügung gestellt. Darüber hinaus gewährleisteten mehrere Termine auf der Bohrlokati-
on die fachmännische Interpretation der gewonnenen Daten. Mit Beendigung der Bohrarbei-
ten wurden sämtliche Messungen zentral zusammengefasst, nochmals ausgewertet und den 
Behörden übergeben. 
 
 
 
Abb. 37: Aufstellplan mit Lage der Grundwassermessstellen [PROJEKTGRUPPE 2004] 
 
Die Analyse der vorliegenden Daten zeigte deutlich, dass eine Auswirkung der Bohrung auf 
die hydrogeologischen Gegebenheiten Aachens, insbesondere auf die Aachener Quellvor-
kommen, nicht zu erkennen ist. Im Zuge der sukzessiven Komplettierung der Bohrung war 
durch das durchgehende Stahlcasing sichergestellt, dass ein stofflicher Austausch zwischen 
der Erdwärmesonde und dem umgebenden Gebirge verhindert werden würde. Darüber hinaus 
wurde durch das Zementieren des Casings der Ringraum zwischen der Stahlverrohrung und 
dem Gebirge dauerhaft geschlossen, wodurch Umläufigkeiten um die Bohrung und hydrauli-
sche Verbindungen zwischen verschiedenen Grundwasserleitern dauerhaft verhindert werden 
konnten. Aus der Sicht des Boden- und Gewässerschutzes darf die Bohrung „RWTH-1“ als 
unkritisch, bzw. unauffällig betrachtet werden. 
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6.3.4 Bergbehördliche Immissionsschutzüberwachung 
 
Gemäß § 52 Abs. 1 BImSchG hat das jeweils zuständige Bergamt, im Falle der Bohrung 
„RWTH-1“ das Bergamt Düren, die Einhaltung der gesetzlichen Normen und Richtwerte im 
Betrieb zu überwachen. Zu diesem Zweck wurden verschiedene Immissionsaufpunkte identi-
fiziert und analog zur Vorgehensweise bei der Vorbelastungsmessung mit der mobilen 
Schallmessstation des Bergamtes überwacht. Dies beinhaltete sowohl Langzeitmessungen ü-
ber mehrere Tage als auch Stichprobenmessungen. Neben der permanenten Erfassung von 
Messwerten wurden die Geräusche auch im Original aufgezeichnet, um sie bei einer späteren 
Analyse sicher zuordnen zu können. Wie bereits beschrieben, wurden im Rahmen des berg-
rechtlichen Betriebsplanverfahrens vom Bergamt Düren für die Prüfung und Beurteilung im-
missionsschutzrechtlicher Belange Aussagen über die zu erwartenden Geräuschimmissionen 
in der Nachbarschaft und Angaben zu geplanten Minderungsmaßnahmen gefordert. Dabei wa-
ren im Wesentlichen die Betriebszustände Bohren, Roundtrip und Bohrplatz näher zu unter-
suchen. Es sollten Aussagen zu Schallleistungspegeln, impulshaltigen Geräuschen, Ton- und 
Informationshaltigkeit, kurzzeitigen Geräuschspitzen, tieffrequenten Geräusche sowie anla-
genbezogenen Verkehrsgeräuschen getroffen werden. Individuell wird eine Erhöhung des 
Schallpegels von 10 dB(A) als doppelt so laut empfunden; objektiv entsprechen je 3 dB(A) 
einer Verdopplung des Schalldrucks. 
 
Die Auswertung der Messungen zeigte, dass es durch die Bohrung zu keiner Erhöhung der bei 
den Vorbelastungsmessungen festgestellten Langzeitmittelungspegel (Leq) und der Maximal-
pegel kommen würde. Der Hintergrundgeräuschpegel L 95 überschreitet den am Messort 
während des Beobachtungszeitraumes vorherrschenden Geräuschpegel zu 95% der Zeit und 
kennzeichnet somit das eigentliche Anlagengeräusch. Dieser Geräuschpegel erhöhte sich 
durch die Bohraktivitäten nachweislich um bis zu 7 dB(A). Technische Ursachen hierfür wa-
ren insbesondere gewisse Nachlässigkeiten bei der Ausführung der Schallminderungsmaß-
nahmen und der Einsatz von Anlagenteilen, für die keine Prognosewerte vorlagen. Schlagge-
räusche beim Gestängeaus- und -einbau, laute Kommandorufe auf dem Bohrplatz und der Be-
trieb von nicht erforderlichen Maschinen und Anlagenteilen zur Nachtzeit waren als Lärm-
quellen eher dem organisatorischen Bereich zuzuordnen. Gerade in diesem letzten Bereich 
konnten Erfolge nur durch eine intensive Sensibilisierung der Bohrmannschaft in Form einer 
Dienstanweisung erzielt werden. Durch die Festlegung weiterer Auflagen, speziell zur Ver-
meidung impulshaltiger Geräusche, war es schließlich möglich, die Geräuschsituation nach-
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haltig zu verbessern. Der Pegel des Hintergrundgeräusches zur Nachtzeit konnte somit an der 
nächstgelegenen Wohnbebauung entsprechend den Richtwerten der TA Lärm gesenkt wer-
den. Für diese Beurteilung ist die lauteste Nachtstunde zu untersuchen; diese wurde durch re-
gen Verkehrslärm und Umgebungsgeräusche dominiert. Unter Berücksichtigung der örtlichen 
Gegebenheiten, der zeitlich begrenzten Dauer der Bohrung und der sozialen Akzeptanz konn-
te auf die Anordnung weiterer Minderungsmaßnahmen verzichtet werden. Durch eine umfas-
sende Öffentlichkeitsarbeit gelang es dem Verfasser und seiner Projektgruppe „SuperC Geo-
therm“, das Interesse der Medien und insbesondere der unmittelbaren Nachbarschaft an dem 
Vorhaben zu wecken. Für ein mögliches „Troubleshooting“ wurde bereits im Vorfeld eine In-
fo-Hotline eingerichtet, über die der Verfasser in seiner Funktion als Projektleiter 24 Stunden 
am Tag erreichbar war. Dies diente im Wesentlichen dazu, mögliche Beschwerden frühzeitig 
und kompetent behandeln zu können. 
 
Während der Bohrarbeiten meldeten sich insgesamt vier Beschwerdeführer/innen, die sich 
durch die Bohrmaßnahme gestört fühlten. Die Projektleitung und das Bergamt Düren haben 
sich dieser Fälle unmittelbar angenommen und den persönlichen Kontakt mit den Personen 
vor Ort gesucht. In einem Fall zeigte sich, dass es aufgrund der Pfahlgründung eines Wohn-
hauses zu Körperschallübertragungen auf das Gebäude kam, die in der Wohnung als tieffre-
quente Geräusche abgestrahlt wurden. Diese Störung wurde durch Änderungen der Anlagen-
drehzahl behoben und trat nach dem Durchteufen der Gründungsschicht auch nicht mehr auf. 
Im zweiten Fall hielten die Störgeräusche auch nach völliger Stilllegung der Bohrarbeiten an. 
Gemeinsam mit dem Schallgutachter konnten Lüftungsanlagen auf den benachbarten Hoch-
schulgebäuden als Ursache identifiziert werden. Im dritten Fall fühlten sich Mitarbeiter eines 
benachbarten Hochschulinstitutes durch die Abgase der Anlage gestört. Durch die Verlänge-
rung der Dieselabgaseinrichtungen des Bohrgerätes und der Spülpumpen und den Einbau von 
Schalldämpfern wurde hier Abhilfe geschaffen. Der letzte Fall betraf die Beeinträchtigung der 
individuellen Lernsituation zweier Studenten zur Abendzeit, wo durch die erneute Sensibili-
sierung der Bohrmannschaft Abhilfe geschaffen wurde. Zusammenfassend kann festgehalten 
werden, dass in der gesamten operativen Phase nur eine verschwindend geringe Anzahl von 
Beschwerden vorgebracht wurde. In drei Fällen wurde unmittelbar Abhilfe geschaffen; im 
vierten Fall konnte ein ursächlicher Zusammenhang zwischen den Störgeräuschen und der 
Bohrung ausgeschlossen werden. 
 
6   Die Geothermiebohrung „RWTH-1“  104 
Selbst moderne Bohranlagen sind bei einem 24-stündigen Betrieb ohne weitergehende techni-
sche und organisatorische Schallschutzmaßnahmen nur selten in der Lage, die maßgeblichen 
Immissionsrichtwerte in dicht besiedelten Gebieten zur Nachtzeit einzuhalten. Auf der ande-
ren Seite ist die kundennahe und damit innerstädtische Erschließung dieser innovativen Ener-
gieform aus verschiedenen Gründen erstrebenswert. Aus wirtschaftlichen Überlegungen spre-
chen hauptsächlich geringere Zuleitungskosten für diese Vorgehensweise. Ebenso wichtig ist 
die Kommunikationswirkung derartiger Projekte, weil dadurch die Nutzung erneuerbarer E-
nergien in das öffentliche Bewusstsein transportiert wird. Um also auch zukünftig innerstädti-
sche Bohrungen durchführen zu können, müssen aus Sicht des Immissionsschutzes an das 
Genehmigungsverfahren und die technische Durchführung bestimmte Anforderungen gestellt 
werden [BOLLE & JUNG 2004]: 
 
• frühzeitige Kontaktaufnahme mit der Genehmigungsbehörde zwecks Festlegung eines 
Ablaufdiagramms mit Abstimmung der einzelnen Planungsschritte, 
• Wahl einer lärmoptimierten Bohranlage mit möglichst elektrischen Antrieben, 
• schalloptimierte Standortplanung für das Bohrgerät und die Bohrstelleneinrichtung, 
• ausschließliche Verwendung lärmarmer Arbeitsmittel, 
• eingehende Unterweisung und Anleitung der Bohrmannschaft zu lärmarmem Verhal-
ten, 
• intensive behördliche Überwachung der Einhaltung der festgelegten Immissionsricht-
werte, 
• möglichst frühzeitige und umfassende Öffentlichkeitsarbeit, 
• Anlaufstelle mit persönlicher Betreuung für besorgte Bürger. 
 
Bei Einhaltung dieser Grundsätze und angesichts der zeitlich begrenzten Einwirkzeit ist die 
Erschließung tiefer Geothermie in innerstädtischen Räumen genehmigungsrechtlich vertret-
bar. Die vorliegenden Erfahrungen des Verfassers zeigen, dass bei innerstädtischen Geother-
miebohrungen insbesondere die im Betriebsplanverfahren umzusetzenden immissionsschutz-
rechtlichen Bestimmungen eine erhebliche Herausforderung für die Genehmigungsbehörde 
und den Bergbaubetreibenden darstellen. Die bei der Geothermiebohrung „RWTH-1“ ge-
sammelten Erkenntnisse werden bei zukünftigen Projekten wertvolle Unterstützung leisten. 
Allerdings können immissionsschutzrechtliche Probleme ein Projekt nachhaltig schädigen; 
dies kann bis zur Beendigung des Projektes aus technischer oder finanzieller Sicht führen. 
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6.4  Operative Phase  
 
Mit den technischen Arbeiten zur Realisierung der Bohrung „RWTH-1“ wurde im Mai 2004 
begonnen. Unter der technischen Leitung und nach Vorgaben des Bohrunternehmers erfolgte 
die Herrichtung des Bohrplatzes durch eine lokale Bauunternehmung. Zur Aufstellung des 
Bohrgerätes wurde ein zweistreifiges, armiertes Betonfundament gebaut, dessen Breite das 
Aufstellen einer freistehenden Schallkapselung des Bohrgerätes ermöglichte. Der anschlie-
ßende, ca. 3 m tiefe Bohrkeller wurde entsprechend den Erfordernissen zur Aufstellung und 
zum Betrieb einer Preventeranlage dimensioniert. Zur Aufstellung der Pumpen, der Tankan-
lage, der Zentrifuge sowie der Lagertanks und Container für Diesel und Betriebsstoffe wurde 
angrenzend an das Anlagenfundament eine Asphaltfläche angelegt. Die eingesetzte Bohranla-
ge wird mit vier externen Abspannseilen betrieben, für die entsprechende Widerlager aus 
Platzgründen als Unterflurfundamente ausgeführt wurden. Alle weiteren Peripheriebereiche 
des Bohrplatzes wurden mit Schotter bzw. RC Material befestigt. Vor der Aufstellung der 
Bohranlage wurde aus dem Bohrkeller heraus ein 30’’ Standrohr bis an die Basis der dem 
Festgestein auflagernden, 20 m mächtigen Lockersedimente eingebracht und der Ringraum 
mit einer Zementsuspension bis zu Tage verpresst. Die für die Bohrarbeiten vom Auftrag-
nehmer eingesetzte Autowinde ZA 417 verfügt über einen Diesel betriebenen Antriebsmotor 
mit einer Leistung von 300 kW, der zusammen mit dem Hydraulikwandler und dem Hebe-
werk auf einem 5achsigen, selbst fahrenden Chassis montiert ist. Die installierte Pumpenka-
pazität bestand aus einer 600 KW Triplexpumpe (IDECO T 800) und einer Duplexpumpe 
(Continental Emsco DB 700) mit 410 kW installierter Antriebsleistung. Die Aufbereitung der 
Spülung erfolgte über 2 Schüttelsiebe und eine Zentrifuge. 
 
Für das Errichten des Mastes wurde von behördlicher Seite wegen der erhöhten Kippgefahr 
der Anlage gemäß § 88 BVOT die Absperrung und Aufrechterhaltung eines Sicherheitsberei-
ches der 1,1-fachen Masthöhe gefordert. Da diese Sperrzone auch Teile des Templergrabens 
sowie Büro- und Hörsaalgebäude der RWTH umfasste, wurde das vollständige Ausfahren des 
Mastes in den frühen Morgenstunden des 07.07.2004 durchgeführt (Abb. 38), um Beeinträch-
tigungen des öffentlichen Verkehrs zu minimieren. Mit dem Anbringen der Abspannseile 
konnte die Sicherheitszone nach ca. zwei Stunden wieder aufgehoben werden. Die Arbeiten 
zur Errichtung der Bohranlage wurden am 20.07.2004 mit dem Wechsel in den Bohrbetrieb 
abgeschlossen. Grundsätzlich wurde die Bohrung „RWTH-1“ als Spülbohrung im Rotary-
Verfahren abgeteuft. 
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Abb. 38: Aufrichten des Mastes in den frühen Morgenstunden des 07.07.2004. 
 
Nach dem Standrohr wurde der zweite Bohrabschnitt von 20 bis 250 m in einem Durchmesser 
von 23“ abgeteuft. Mit den eingesetzten Rollenmeißeln konnte ein mittlerer Netto-
Bohrfortschritt von 1,6 m/h erreicht werden. Zum Ausbau des 23’’ Bohrloches wurden ca. 
14,2 m lange 18 5/8’’ Rohre verwendet, die aufgrund der aus Platzgründen reduzierten Länge 
des Gestängelagers mittels Autokran direkt auf die Arbeitsbühne gehievt wurden. Bedingt 
durch Nachfall mussten die Rohre bereits bei 242 m abgesetzt werden. Nach der Zementation 
wurde die Rohrtour im Bohrkeller mit einem Schweißflansch zur Aufnahme der Preventeran-
lage versehen. Hohe Drehzahlen des Bohranlagenmotors sowie Erschütterungen des Mastes 
durch einen unruhigen Lauf des Bohrstranges führten in den ersten Bohrtagen zu einer erheb-
lichen Schallentwicklung. Um möglichen Konflikten vorzugreifen, wurde der Bohrstrang um 
einen Stoßdämpfer ergänzt. Ferner konnten mit der Installation von Auspuffschalldämpfern 
die vorgesehenen Schallschutzmaßnahmen abgeschlossen und das angestrebte Niveau der 
Schallemissionen erreicht werden. 
 
Für den Bohrabschnitt III wurden insgesamt zehn 17 ½’’ Warzenmeißel eingesetzt. Bei einem 
mittleren Netto-Bohrfortschritt von 1,7 m/h variierten die Standzeit und die Meterleistung der 
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einzelnen Meißel je nach Reihenfolge der angetroffenen Ton-, Schluff- und Sandsteine sehr 
stark. Teilweise konnten bei einem Netto-Bohrfortschritt von über 2 m/h mehr als 200 m ab-
geteuft werden, teilweise waren die Meißel bereits nach wenigen Stunden und einer Bohrleis-
tung von etwa 20 m verschlissen (Abb. 39). 
 
 
 
Abb. 39: 17,5“-Meissel nach dem Einsatz 
 
Insgesamt fiel der Bohrfortschritt bei hohem Meißelverbrauch unerwartet gering aus. Gleich-
zeitig erforderte die Rotation des Bohrstranges Drehmomente, die die Leistungsgrenze der 
Bohranlage erreichten. Vor diesem Hintergrund erschien es ratsam, die 17 ½’’ Bohrsektion 
vorzeitig abzusetzen. Ausschlaggebend für diese Entscheidung war auch die Überlegung, dass 
sich die möglichen Spülungsverluste der als nächstes erwarteten und bohrtechnisch als kri-
tisch eingestuften Kohlenkalkformation bei einem kleineren Bohrdurchmesser besser be-
kämpfen lassen und sich das Risiko für die bereits abgebohrte Strecke durch die Sicherung 
mit einem vorgezogenen Einbau einer Rohrtour reduziert. Der 17 ½’’ Bohrabschnitt wurde 
bei einer Teufe von 1.263 m beendet und mit 13 3/8’’ Rohren ausgebaut.  
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Der Bohrabschnitt IV wurde mit einem Durchmesser von 8 ½’’ gebohrt; die erreichte Teufe 
beträgt 2.544 m. Mit den eingesetzten Warzenmeißeln konnte ein mittlerer Netto-
Bohrfortschritt von 2,2 m/h erreicht werden. Ähnlich Bohrabschnitt III variierten die bisheri-
gen Leistungen der einzelnen Warzenmeißel je nach Reihenfolge und Mächtigkeit der ange-
troffenen Schluff- und Sandsteine zwischen 64 m in 54 Stunden und 250 m in 94 Stunden 
sehr deutlich. Nach Maßgabe der Geowissenschaftler wurde die Bohrung in den Teufeninter-
vallen 1.392,6 bis 1.515,7 m und 2.128,1 bis 2.142,8 m gekernt. Zum Einsatz kam ein speziel-
les Seilkernrohr, das mit einer PDC Bohrkrone einen 2’’ Kern abbohrt, der am Schlämmseil 
durch einen 5’’ Bohrstrang bewegt werden kann (Abb. 40). 
 
 
 
Abb. 40: PDC-Kernbohrkrone 
 
Da die eingesetzte Drehtisch-Bohranlage zum Nachsetzen von Bohrstangen ein Anheben des 
Bohrstranges erfordert, ergibt sich nach jedem Abbohren einer Bohrstange ein planmäßiger 
Abriss des Bohrkernes. Um das mit diesem Vorgang verbundene Risiko von Kernklemmern 
zu umgehen, wurde die Kernrohrlänge auf ca. 9 m Kern begrenzt. Kluft- und Störungsflächen 
im Gestein führten jedoch wiederholt zu einem Verklemmen des Bohrkerns im Innenrohr, so 
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dass volle Kernrohrlängen nur in Ausnahmefällen abgebohrt werden konnten. Bei insgesamt 
sehr guter Kernqualität gelang ein Kerngewinn von über 96 %. Der mit der eingesetzten PDC-
Bohrkrone erzielte mittlere Netto-Bohrfortschritt war mit den bisherigen 8 ½’’ Rollenmeißeln 
annähernd vergleichbar. 
 
Der hydraulische Imlochbohrhammer W150 des Projektpartners Wassara AB (Schweden) 
wurde in einer Teufe von 1.733 m eingesetzt (Abb. 41). 
 
 
 
Abb. 41: „Im-Bohrloch-Hammer“ des Partners WASSARA AB 
 
Obwohl für den Betrieb mit Klarwasser konzipiert, bestand die Erwartung, dass der Ver-
schleiß des Hammers bei den erreichten geringen Sandgehalten der Spülung vertretbar sein 
und das Werkzeug einen hohen Bohrfortschritt erzielen würde. Bei einem Betriebsdruck von 
ca. 150 bar bei einer Spülrate von ca. 800 l/min für den Hammer wurde zusammen mit den 
übrigen hydraulischen Druckverlusten ein Steigleitungsdruck von ca. 210 bar ermittelt. Um 
diesen Druck sicher bereitstellen zu können, wurde temporär eine HT 400 Hochdruckpumpe 
installiert und das Steigleitungssystem der Bohranlage auf das Druckniveau angepasst. Im 
Einsatz erreichte der Hammer kurzzeitig Bohrfortschritte von 2 m/h. Noch vor Erreichen der 
geplanten Werkzeugbelastung setzte das Schlagwerk jedoch aus und der Einsatz musste ab-
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gebrochen werden. Eine Erstinspektion über Tage ergab, dass eingedrungenes Bohrklein das 
Ventilsystem des Hammers verstopft und das Schlagwerk damit blockiert hatte. 
 
 
 
Abb. 42: Darstellung der Teufe über die Zeit [LUNDERSHAUSEN 2004] 
 
Nach Abschluss der weiteren Bohrarbeiten wurde das Bohrloch nach letzten geophysikali-
schen Messungen mit 7 5/8“-Rohren bis zu einer Teufe von 2536 m mit einer Liner-Rohrtour 
verrohrt. Abbildung 42 (s. Anhang 3) veranschaulicht den gesamten zeitlichen Verlauf aller 
Bohrarbeiten für die Geothermiebohrung „RWTH-1“. 
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6.5 Technische Resultate 
 
Grundsätzlich kann festgehalten werden, dass aus Sicht des Verfassers die Geothermieboh-
rung „RWTH-1“ technisch sehr erfolgreich verlaufen ist. Es ist der Nachweis gelungen, dass 
eine derartige Bohrung auch in einem sensiblen Umfeld realisierbar ist. Wie im vorherigen 
Kapitel dargelegt, musste aufgrund operativen Drucks vom ursprünglichen Bohr- und Verroh-
rungsschema abgewichen werden. Im Wesentlichen waren es Schwierigkeiten mit der Bohr-
anlage in der 17,5“-Strecke, die zu dieser Abweichung und damit zur Umsetzung der in Ab-
bildung 43 nachstehend dargestellten Absetzteufen geführt haben: 
 
 
 
Abb. 43: Realisiertes Bohr- und Verrohrungsschema [LUNDERSHAUSEN et al. 2004] 
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Die Änderung der Absetzteufen hat allerdings keinen signifikanten Einfluss auf die Endteufe, 
bzw. das Gesamtergebnis. Es kann zurzeit auch nicht erkannt werden, dass sich die Abwei-
chung von der ursprünglichen technischen Planung nachteilig auf die Leistung der Sonde 
auswirken wird. Dies wird im Rahmen einer weiteren wissenschaftlichen Arbeit an der 
RWTH Aachen detailliert untersucht werden. Was die im Bohrlochtiefsten angetroffenen 
Temperaturen angeht, so liegen diese mit 80,5 °C aus der Messung vom 15. bis 26.04.2005 
(Abb. 44) im Bereich der Prognose des Projektpartners aix-o-therm. Die nachstehende Grafik 
veranschaulicht die Zunahme der Temperatur zur Tiefe. 
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Abb. 44: Temperaturzunahme zur Tiefe [LUNDERSHAUSEN 2004] 
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Was den Materialeinsatz angeht, so ist sicherlich der Meißelverbrauch aus bohrtechnischer 
Sicht ein interessanter Aspekt. Wie bereits im vorangegangen Kapitel angedeutet, variierten 
Laufzeit und Bohrleistung der Meißel sehr stark; Tabelle 7 gibt einen Überblick. Im Zuge ei-
nes geplanten F+E-Vorhabens mit Meißelherstellern sollen die Ursachen hierfür untersucht 
werden; die Ergebnisse werden zu gegebener Zeit kommuniziert. 
 
 
 
Tab. 7: Bohrung „RWTH-1“ / Eingesetzte Bohrwerkzeuge [LUNDERSHAUSEN 2004] 
 
Es sollte allerdings nicht unerwähnt bleiben, dass es durchaus kritische Phasen und sogar 
„Schrecksekunden“ im Projektverlauf gab so z.B. die Beinahe-Havarie eines 8,5“-Meissels in 
der letzten Bohrstrecke (Abb. 45) oder die unfreiwillige Bergung eines Kernstückes mit ei-
nem Geophysiktool im Zuge der letzten „open-hole“-Messungen (Abb. 46). 
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Abb. 45: Havarierter 8,5“-Meißel 
 
 
 
Abb. 46: Endkern im Centralizer des Geophysiktools 
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Das Bohrloch verläuft nicht streng vertikal; entsprechende Abbildungen finden sich in den 
Anhängen 4 bis 10. Auch in der grundrisslichen Darstellung des Bohrlochverlaufs ist zu er-
kennen, dass die Bohrung „RWTH-1“ in nordwestlicher Richtung abweicht. Die nachstehen-
de Darstellung (Abb. 47) zeigt den horizontalen Verlauf der Bohrspur. 
 
 
 
Abb. 47: Horizontaler Bohrlochverlauf [BAKER 2004] 
 
Diese Abweichung hat sich weder negativ auf den Bohrerfolg noch nachteilig auf die techni-
sche Nutzbarkeit des Bohrlochs ausgewirkt. Es konnten in der operativen Phase keine Beein-
trächtigungen wie höhere Schleiflasten oder bohrtechnische Schwierigkeiten beobachtet wer-
den. Auch auf die Verrohrbarkeit des Bohrloches hatte dies keinen nennenswerten Einfluss. 
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7 Geologisches Qualitätsmanagement 
7.1 Grundsätzliches Erfordernis 
 
Die Qualität der geologischen Prognose für ein Bohrvorhaben wird durch eine Vielzahl von 
Faktoren bestimmt, die aufgrund der komplexen Prozesse im Untergrund bei verschiedenen 
Projekten unterschiedlich stark ins Gewicht fallen; zu den Wichtigsten gehören dabei: 
 
• Erkundungsgrad des Untergrundes in unmittelbarer Nachbarschaft der Bohrung, 
• Art des zu erbohrenden Gesteins, Heterogenität der Schichtenfolge, 
• Kenntnis der Stratigrafie, Lithologie und Faziesverhältnisse im Untergrund, 
• tektonische Beanspruchung, 
• Qualität und Quantität der Erkenntnisse von Bohrungen in ähnlicher stratigrafischer, 
lithologischer und geotektonischer Position, 
• Qualität und Erfahrung des geowisssenschaftlichen Personals. 
 
Generell lässt sich feststellen, dass der Fehler einer geologischen Bohrprognose linear mit 
dem Erkundungsgrad in der unmittelbaren Nachbarschaft des Bohransatzpunktes korreliert. 
Jedoch muss dabei immer berücksichtigt werden, dass nicht allein die Quantität des vorhan-
denen Daten- und Kartenmaterials von entscheidender Bedeutung ist sondern vielmehr die 
Qualität und die Aktualität der geologischen Erkenntnisse. So existieren zwar auf der topogra-
fischen Karte „5502 Aachen“ mehr als 5.000 Bohreinträge, jedoch konnten davon bei der Pla-
nung der Bohrung „RWTH-1“ lediglich 12 mit gewissen Einschränkungen zur Erstellung des 
Vorprofils herangezogen werden. Besonders bei tiefen Bohrungen fehlen oft Erkenntnisse ü-
ber den Aufbau des Untergrundes und bohrtechnische Eigenschaften der zu erwartenden 
Schichtenfolge fast vollständig. Verwertbare Tiefenaufschlüsse sind vielfach mehrere Kilo-
meter entfernt und können daher nur sehr eingeschränkt zur Bohrungsplanung herangezogen 
werden. Eine weitere Möglichkeit, die geologische Vorprognose zu präzisieren, ist die Aus-
wertung von Bergbauunterlagen sowie, wenn vorhanden, geophysikalischen Messungen und 
der geologischen Landesaufnahme. Ein weiterer Aspekt bei der Planung  ist die Abschätzung 
der lithologischen und faziellen Ausbildung der Gesteine. Engräumige Fazieswechsel, meist 
verbunden mit petrografischen Wechseln, erschweren die genaue Vorhersage des zu erboh-
renden Gesteins. In Mächtigkeit und lithologischer Ausbildung homogene Gesteine lassen 
sich in der Regel hinsichtlich ihrer Bohrbarkeit gut prognostizieren. Von entscheidender Be-
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deutung für die Güte der geologischen Vorprognose ist der strukturelle Aufbau des Unter-
grundes. So sind in ungefalteten Locker- und Festgesteinsbereichen, beispielsweise des Nord-
deutschen oder Münsterländer Beckens, der Süddeutschen Molasse bzw. des Süddeutschen 
Schichtstufenlandes, erfahrungsgemäß präzisere Vorhersagen möglich als in tektonisch stark 
beanspruchten Bereichen der deutschen Mittel- und Hochgebirge. Erschwerend kommt in der 
Regel hinzu, dass in infrastrukturell geringer erschlossenen Regionen die Anzahl der bereits 
vorhandenen Bohrungen um ein Vielfaches geringer ist als in wirtschaftlich intensiv genutz-
ten Bereichen, wie z. B. der Niederrheinischen Bucht. Die Anzahl der vorhandenen geologi-
schen Informationen ist somit allein kein verlässliches Kriterium, um abschätzen zu können, 
wie exakt die Bohrprognose mit der Realität übereinstimmen wird. Zahlreiche Bohrungen 
sind, obwohl eindeutige Normen für die Ansprache von Gesteinen aus Bohrungen existieren 
[DIN 4022], qualitativ nicht ausreichend dokumentiert, sodass sie nur wenig brauchbare In-
formationen für die weitere Planung liefern können. Eine solide geologische Prognose wird 
immer eine Abschätzung der geowissenschaftlichen Eingangsparameter beinhalten und mög-
liche Gefahrenpotentiale aufzeigen. Sie ist die Grundlage für ein "best-case-scenario" und ein 
„worst-case-scenario“, und sie liefert eine belastbare Einschätzung, ob bestimmte Risiken ein-
treten können. Durch das Aufzeigen geologischer Modellvorstellungen sollte dem Auftragge-
ber schon in einer sehr frühen Phase der Planung die Möglichkeit gegeben werden, auf be-
stimmte Szenarien planerisch reagieren zu können. Dies hilft, den technischen und wirtschaft-
lichen Erfolg einer Bohrung, so weit dies möglich ist, sicherzustellen und technische und fi-
nanzielle Mittel zur Risikoabfederung einzuplanen und vorzuhalten. Im Vorfeld der techni-
schen Planung von Bohrungen stehen in der Regel folgende Themenschwerpunkte im Mittel-
punkt der geowissenschaftlichen Betrachtung. 
 
• Auswahl des geeigneten Bohransatzpunktes, 
• Erstellung eines geologisch-lithologischen Vorprofils, 
• Durchführung einer Risikoabschätzung (Recherche und Analyse von geologischen, 
hydrogeologischen und geotechnischen Daten). 
 
Die Auswahl eines geeigneten Bohransatzpunktes ist bei der wirtschaftlichen Betrachtung von 
Explorationsbohrungen der entscheidende Faktor. Bei der Auswahl von Standorten für geo-
thermische Energiegewinnung ist dies nicht immer der Fall. Oft sind bestimmte Standortfak-
toren (Grundstücksbindung, Lage zum Verbraucher usw.) für die Auswahl des Bohransatz-
punktes von größerer Bedeutung. Eine Wahl unabhängig von der geologischen Eignung des 
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Untergrundes ist nur in Ausnahmefällen zielführend. Die Berücksichtigung der geologischen 
Verhältnisse im Untergrund während einer frühen Phase der Planung kann erheblich zur Kos-
teneffizienz eines Projektes beitragen. Dabei kommt der Betrachtung der gesteinsphysikali-
schen Parameter eine besondere Bedeutung zu. Stratigrafische und fazielle Gesichtspunkte 
des geologischen Vorprofils treten bei der technischen Planung eher in den Hintergrund. Im 
Rahmen der geologischen Vorplanung einer tiefen, bzw. übertiefen Bohrung sollte daher be-
sonderes Augenmerk auf folgende Parameter gelegt werden: 
 
• Petrografie der zu erbohrenden Gesteine und deren Eigenschaften (Härte, Abrasivität, 
Quellfähigkeit einzelner Horizonte, Verkarstungsfähigkeit, Salze etc.), 
• Heterogenität der Schichtenfolge, Wechsellagerungen (insbesondere von sehr harten und 
weichen Gesteinen), 
• Strukturgeologische Positionierung (erwartete Lagerungsverhältnisse, Lage von tektoni-
schen Schwächezonen wie Störungen und Überschiebungen), 
• Hydrogeologische Eigenschaften (Gesteinsdurchlässigkeit, Lage der Grundwasserleiter), 
• Hydrogeologische Besonderheiten (z.B. das Vorhandensein von gespannten Grundwas-
serleitern oder von mineralisierten Tiefen- oder Thermalwässern), 
• Geomechanische Eigenschaften der Gesteine (Tiefe und Ausbildung der Verwitterungs-
zone, Gebirgsfestigkeit, Elastizitätsmodule), 
• Abschätzung der Bohrlochstabilität, 
• Einschätzung einer möglichen Gasführung der Schichten (insbesondere Methan und 
Schwefelwasserstoff), 
• Planerische Besonderheiten (Wasserschutzgebiete, FFH-Flächen, andere Vorrangflächen). 
 
Üblicherweise erfolgt im Vorfeld von tiefen „Greenfield“-Bohrungen ein sehr umfangreiches 
geophysikalisches Messprogramm, vor allem Seismik. Aufgrund der hohen Kosten von meh-
reren Mio. EUR musste bei der Bohrung „RWTH-1“ aus Budgetgründen auf eine derartige 
geophysikalische Voruntersuchung verzichtet werden. 
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7.2 Vorarbeiten, Begleitung der Planung 
 
Die Bohrlokation für die Geothermiebohrung „RWTH-1“ befindet sich 500 m nordwestlich 
der Aachener Überschiebung (s. Abb. 48) auf der aus Spezialfalten aufgebauten Nordflanke 
des vermutlich überkippten Aachener Sattels [OESTERREICH & WREDE 2004]. 
 
 
 
Abb. 48: Bohrungen im Umfeld des „SuperC“ [OESTERREICH & WREDE 2004] 
 
Aufgrund der besonderen Lage des Bohrplatzes und des durchaus sensiblen Umfeldes waren 
geowissenschaftliche Unterlagen und Planungshilfen im Zuge der Bohrungsplanung und der 
Erarbeitung von Hauptbetriebsplan und Ausschreibung von besonderer Bedeutung. Die Pro-
jektgruppe „SuperC Geotherm“ hat daher im Frühsommer 2002 unter anderem Kontakt zu 
den zuständigen Regionalgeologen des Geologischen Dienstes NRW (GD NRW) mit der Bit-
te um fachtechnische Unterstützung aufgenommen. Zum damaligen Zeitpunkt wurden seitens 
des GD NRW umfangreiche geologische Geländeaufnahmen im Rahmen der Revisonskartie-
rung im Ballungsraum Aachen und Nordeifel durchgeführt. Zur Erstbewertung der Unter-
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grundverhältnisse im Bereich der geplanten Bohrung „RWTH-1“ wurde folgendes Kartenma-
terial herangezogen: 
 
• Geologische Übersichtskarte 1:100.000 Blatt 5502 Aachen [RIBBERT 1992], 
• Geologische Karte der nördlichen Eifel [KNAPP 1978], 
• Geologische Karte 1:25.000, Blatt Aachen [HOLZAPFEL 1911], 
• Baugrundkarte Stadt Aachen, Blatt Aachen-Nordwest [BREDDIN 1963], 
• Geologische Karte der Wallonie, Blatt 35/5-6 Gemmenich-Botzelaar, Blatt 43/1-2 
Henri-Chapelle-Raeren, Blatt 43/3-4 Petergensfeld-Lammersdorf [LALOU et al. 
2000], 
• Geologische Karte der Niederlande, Blatt Heerlen [FELDER et al. 1980], 
• Hydrogeologische Karte, Blatt 5502 Aachen [WIMMER et al. 2002]. 
 
Aus der wissenschaftlichen Literatur (ANDERLE et al.1991, BETZ 1988, DURST 1987, 
HOLLMANN 1997, MEIßNER et al. 1981, RIBBERT & WREDE 2000, VON 
WINTERFELD 1994, WREDE 1985 ff., WREDE & ZELLER 1989) sowie einigen Diplom-
arbeiten und Diplomkartierungen der RWTH Aachen konnten weitere wertvolle Informatio-
nen gewonnen werden. Darüber hinaus galt es, die Hydrologie und hier insbesondere die Si-
tuation der Aachener Thermalquellen zu betrachten. Auch hier wurde im wesentlichen die 
einschlägige Literatur (BREDDIN 1963 ff., HERCH 1997, LANGGUTH 1968 ff., 
LÜNENSCHLOSS 1998, MÖHRING & POMMERENING 2000, POMMERENING 1993 
und SCHULZ 1978) bemüht. Des Weiteren wurden zahlreiche Archivstücke der geologischen 
Institute der RWTH Aachen, der Stadt Aachen, der Abteilung 8 - Bergbau und Energie in 
NRW -  der Bezirksregierung Arnsberg (ehemaliges Landesoberbergamt NRW) sowie des 
Geologischen Dienstes NRW gesichtet und gemeinschaftlich mit den Geologen der RWTH 
Aachen und des GD NRW bewertet. Nach Sichtung aller zur Verfügung stehenden Unterla-
gen wurde deutlich, dass zwar zahlreiche Bohrungen in unmittelbarer Nachbarschaft zum ge-
planten Bohransatzpunkt auf dem Gelände Ecke Wüllnerstr./Templergraben existieren, aber 
nur ein Bruchteil davon das Deckgebirge durchteuft hat. Zur Bewertung des Deckgebirges 
und der hydrogeologischen Situation wurden zur Planung der kartierbegleitenden Bohrung im 
September 2002 nachstehende Baugrundaufschlüsse herangezogen [OESTERREICH 2002]: 
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• Baugrundaufschluss 1: Wüllnerstraße, Werkzeugmaschinenlabor (Entfernung zur 
geplanten Bohrung „RWTH-1“: 120 m NNW), 
• Baugrundaufschluss 2: Wüllnerstraße, Physikalische Chemie (Entfernung zur ge-
planten Bohrung „RWTH-1“: 205 m NNW), 
• Baugrundaufschluss 3: Schinkelstrasse, Architektur-Institut (Entfernung zur geplan-
ten Bohrung „RWTH-1“: 160 m SW) 
• Baugrundaufschluss 4: Templergraben, Hochschulbibliothek (Entfernung zur ge-
planten Bohrung „RWTH-1“: 140 m ONO), 
• Baugrundaufschluss 5: Templergraben/Elfschornsteinstrasse, RWTH-Gebäude (Ent-
fernung zur geplanten Bohrung „RWTH-1“: 90 m SSO), 
• Baugrundaufschluss 6: Pontstraße, Institut für Kunststoffverarbeitung (Entfernung 
zur geplanten Bohrung „RWTH-1“: 190 m O), 
• Baugrundaufschluss 7: Eilfschornsteinstrasse, Maschinenbaugebäude (Entfernung 
zur geplanten Bohrung „RWTH-1“: 155 m SO). 
 
Beispielhaft sei hier in Tabelle 8 das Profil des Baugrundaufschlusses 3 (Schinkelstrasse) auf-
geführt, das nach BREDDIN (1963) als typisch für den Bereich des Hauptgebäudes der 
RWTH Aachen angesehen werden kann; alle Aufschlüsse befinden sich im Anhang 11 bis 17. 
 
Teufe 
[m] 
Mächtigkeit 
[m] 
Petrologie  Stratigrafie 
5,55 5,55 Aufschutt qh künstliche Aufschüt-
tungen 
13,50 7,95 Schluff, sandig, tonig qp Lösslehm + 
Schwemmlöss 
15,10 1,60 Sand, schluffig mit Einlagerun-
gen von Feuersteinen 
qp Feuersteinkies 
17,10 2,00 Sand, mit Einlagerungen von 
Braunkohle 
Kreide Hergenrather Schich-
ten 
18,70 1,60 Ton, schluffig Kreide Hergenrather Schich-
ten 
 
Tab. 8: Baugrundaufschluss Schinkelstrasse [BREDDIN et al. 1963] 
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Erste Sondierarbeiten auf dem Gelände wurden durch Mitarbeiter des Geologischen Dienstes 
am 16.08.2002 bis maximal 12 m Tiefe vorgenommen. Ziele dieser Untersuchungen waren 
die Erkundung des Deckgebirges und der Lage des ersten Grundwasserleiters sowie die Er-
möglichung der Freigabe des Bohrplatzes durch den Kampfmittelräumdienst NRW. Auf dem 
Gebiet des zukünftigen Bohrplatzes stand früher ein Hochschulgebäude, das durch Kampf-
handlungen im II. Weltkrieg zerstört wurde. Es war zu befürchten, dass bei den Bohrarbeiten 
Kellergewölbe angetroffen würden, was mit möglicherweise erheblichen Spülungsverlusten 
im Bereich des 1. Grundwasserleiters hätte verbunden sein können. Darüber hinaus sollten die 
Sondierbohrungen Aufschluss über die Homogenität des Untergrundes in Hinblick auf die 
Planung und Dimensionierung der zur Bauüberwachung erforderlichen Grundwassermessstel-
len geben. Nach Sichtung aller Unterlagen und erfolgten Sondierungsarbeiten wurde in Ab-
stimmung mit der Bearbeiterin der geologischen Landesaufnahme im Raum Aachen kurzfris-
tig eine Erkundungsbohrung auf dem Gelände des zukünftigen „SuperC“-Standortes ange-
setzt; Ziel der Bohrung war die Erkundung 
 
• des Aufbaus und der Mächtigkeit der kreide- und quartärzeitlichen Deckschichten, 
• der Mächtigkeit und Ausbildung der Verwitterungszone des Paläozoikums, 
• der lithologischen und strukturellen Verhältnisse in den paläozoischen Schichten, 
• sowie der hydrogeologischen und hydraulischen Verhältnisse im 1. und 2. Grundwas-
serstockwerk. 
 
Diese kartierbegleitende Bohrung des GD NRW wurde am 10.09.2002 durch die Bohrfirma 
Thiele (Wathlingen) begonnen und als Spülbohrung ausgeführt. Lediglich im Abschnitt zwi-
schen 29 und 31 m wurde ein kurzer Bereich gekernt. Nach 18 Stunden Bohrzeit wurde die 
Endteufe von 69 m am 12.09.2002 erreicht. Zur Verdichtung der geowissenschaftlichen Er-
kenntnisse wurde das Bohrloch durch den Geologischen Dienst NRW und das Institut für 
Geowissenschaftliche Gemeinschaftsaufgaben (GGA) geophysikalisch vermessen (Abb. 49). 
Von besonderem Interesse für die weitere Vorplanung waren die stratigrafische Einstufung 
und die Lagerungsverhältnisse der gebohrten paläozoischen Schichten. Die Erkundungsboh-
rung hat die Oberkante des paläozoischen Grundgebirges in einer Teufe von 20,30 m erreicht. 
Nach OESTERREICH & LUNDERSHAUSEN (2002) wird das auflagernde Deckgebirge aus 
Ablagerungen des Quartärs (künstliche Aufschüttungen, eiszeitlicher Löss und der so genann-
te fluviatile Feuersteinkies) und der Oberkreide (Hergenrath-Ton, so genannter Basiston der 
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Oberkreide) gebildet. Der Feuersteinkies, ein unreiner Sand mit umgelagerten Feuerstein- und 
Kreidegeröllen der Aachener Oberkreide, bildet hier den ersten Grundwasserleiter. 
 
 
 
Abb. 49: Geophysikalische Vermessung durch den GD NRW und die GGA 
 
Die ursprünglich gefalteten Gesteine des Paläozoikums waren bis in eine Tiefe von 10 m 
unterhalb der Grundgebirgsoberkante durch Verwitterung nahezu vollständig aufgelo-
ckert. Die paläozoische Schichtenfolge wird von schluffigen Tonsteinen in mittelsteiler, 
südostfallender Lagerung aufgebaut, in die, besonders im unteren Teil der Bohrung, dün-
ne Bänke quarzitischer Sandsteine und dünne Kohleflöze (Bohrteufe zwischen 53 und 59 
m) eingelagert sind. Im Bohrlochtiefsten wurde ein Bereich angetroffen, der durch einen 
intensiven Wechsel von unreinen Ton- und zum Teil quarzitischen Sandsteinen gekenn-
zeichnet ist. Zusammenfassend wurde von den Geowissenschaftlern der RWTH Aachen 
und des Geologischen Dienstes feststellt, dass die Erkundungsbohrung vermutlich in ei-
ner überkippten Südost-Flanke einer Spezialmulde auf der Nordflanke des Aachener Sat-
tels abgeteuft wurde. Aufgrund der Existenz geringmächtiger Flözniveaus sowie aus 
geowissenschaftlichen Untersuchungen (Inkohlungsbestimmungen) und regionalen Ver-
gleichen wurde die Einstufung der erbohrten palaözoischen Schichtenfolge in das 
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Westfal (Oberkarbon) als wahrscheinlich angenommen [OESTERREICH & 
LUNDERSHAUSEN 2002]. Die Erkundungsbohrung und ihre Interpretation schufen die 
planerischen Vorraussetzungen zur Präzisierung der bisherigen Annahmen und zur Be-
trachtung weiterer technischer Aspekte. Wichtigste Ergebnisse und Planungshilfen wa-
ren: 
 
• die Lage des 1. Grundwasserstockwerkes und der Aufbau der Deckschichten (zur 
Dimensionierung des Standrohres und der zu errichtenden Grundwassermessstellen), 
• das Nichtvorhandensein grund- oder thermalwasserführender, artesisch gespannter 
Horizonte in den oberkarbonischen Schichten, 
• das Auftreten von Wechsellagerungen von sehr weichen Partien (Kohleflözen) und 
harten Gesteinen (quarzitischen Sandsteinen), 
• das mögliche Auftreten von Methangas. 
 
Darüber hinaus konnten erste organisatorische Erkenntnisse gewonnen werden, die bei der 
weiteren Planung und Durchführung Berücksichtigung fanden. So treffen auch kleine Bohr-
vorhaben im Innenstadtbereich auf ein enormes Interesse der Anlieger und der Bevölkerung. 
Trotz des Interesses an innovativen, technischen Projekten können auch sehr kurzfristige auf-
tretende Lärmimmissionen bereits zu Beschwerden führen. Der Betrieb wissenschaftlicher 
Messgeräte mit einer Strahlungsquelle bedarf in derartig exponierter Umgebung einer sehr 
sorgfältigen Abwägung. Erschwerend kommt ein möglicher Imageverlust durch die Verwen-
dung radioaktiver Substanzen im Zusammenhang mit der Erschließung regenerativer Ener-
gien hinzu. Diese Erkenntnis aus der Erkundungsbohrung führte im Zuge der wissenschaftli-
chen Begleitforschung zum Verwerfen einiger geophysikalischer Messmethoden. Die geolo-
gischen und sonstigen Ergebnisse der Erkundungsbohrung flossen in die Erarbeitung einer 
geologischen Prognose und Risikoabschätzung zur Planung der Geothermiebohrung „RWTH-
1“ ein. Die Risikoanalyse und -abschätzung erfolgte in Zusammenarbeit zwischen dem Geo-
logischen Institut der RWTH Aachen und dem Geologischen Dienst NRW im Herbst 2002. 
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7.3 Geologische Vorprofile, Risikoabschätzung 
 
Fehlende Tiefenaufschlüsse in unmittelbarer Nachbarschaft der Bohrung und die grundsätz-
lich unterschiedliche wissenschaftliche Interpretation der strukturellen Entwicklung des Aa-
chener Untergrundes und damit der geologischen Strukturen im Bereich der Nordeifel haben 
in der Vergangenheit zwei grundsätzlich unterschiedliche Modellvorstellungen entstehen las-
sen: das „Deckenmodell“ [VON WINTERFELD 1993, VON WINTERFELD & WALTER 
1994] und das „Faltenmodell“ [WREDE 1985, WREDE et al. 1993] (Abb. 50 und Anh. 18). 
 
 
 
Abb. 50: Geologische Vorprofile zur Bohrung „RWTH-1“ 
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Das Deckenmodell geht von der Vorstellung aus, dass die Aachener Überschiebung als das 
Hauptelement eines in einer basalen Abscherung wurzelnden Überschiebungsfächers anzuse-
hen ist. Zahlreiche moderne hydrogeologische Arbeiten zur Entstehung der Aachener Ther-
malquellen [POMMERRENING 1993, LÜNENSCHLOSS 1999] basieren auf diesen grund-
sätzlichen strukturgeologischen Überlegungen. Anderseits besteht die Vorstellung, dass der 
Aachener Sattel eine vorwiegend autochthone Struktur darstellt, die durch intensive Faltung 
geprägt ist. Die Existenz von zwei unterschiedlichen Modellen hatte erhebliche Konsequen-
zen für die bohrtechnische Planung der Geothermiebohrung „RWTH-1“. Beide Modelle ge-
hen jedoch für den Bereich nördlich der Aachener Überschiebung von intensiv tektonisch ü-
berprägten Verhältnissen aus [KUKLA et al. 2002], was in der Bohrplanung zu berücksichti-
gen war. Basierend auf vorhandenen Unterlagen aus geologischen Kartierungen und denen 
des Steinkohle- und Erzbergbaus aus der weiteren Umgebung der Bohrlokation wurden Vor-
profile für die bohrtechnische Planung von Mitarbeitern des Geologischen Institutes der 
RWTH Aachen und des Geologischen Dienstes NRW erarbeitet. Eine besondere Bedeutung 
kam der Bewertung der Wasserwegsamkeit von Gebirgsstörungen zu. Dabei sind besonders 
die N-S-verlaufenden Aufweitungsstörungen, die zum Laurensberger Sprungsystem gehören, 
als potentiell wasserwegsam anzusehen. Derartige Störungen werden in der jüngeren Vergan-
genheit als Aufstiegsbahnen für die Aachener Thermalwässer angesehen [POMMERRENING 
1993, OESTERREICH 2004 unveröff.]. Unabhängig vom jeweiligen Modell wurden in der 
Geothermiebohrung „RWTH-1“ Schichtenfolgen vom Oberkarbon bis Ober- (bzw. Mittel-) 
devon erwartet. Neben der Betrachtung der lithologischen und strukturgeologischen Verhält-
nisse im Untergrund kam der Erkundung und Bewertung der hydrogeologischen Parameter im 
sensiblen Innenstadtbereich von Aachen eine besondere Bedeutung zu. Dies betraf im We-
sentlichen den Schutz der wirtschaftlich und balneologisch genutzten Aachener Thermalwas-
serquellen, die an die oberdevonischen Kalksteine im Bereich der Aachener Überschiebung 
gebunden sind. Die Geowissenschaftler der RWTH Aachen wiesen im Rahmen des Erläute-
rungsberichts auf eine Reihe von Aspekten hin, die bei der Planung der bohrtechnischen Kon-
zeption berücksichtigt werden sollten. Nachstehend sind wesentliche Teile auszugsweise zi-
tiert [aus KUKLA et al. 2002]: 
 
• „In den ersten 20 m wird das kreidezeitlich/quartäre Deckgebirge durchteuft, in dem sich 
ein 9 bis 10 m mächtiger Grundwasserleiter ("Feuersteinkies" = Fein- bis Mittelsand mit 
Feuersteinen & Kreidemergeln) befindet. 
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• Das Oberkarbon wird aus einer Wechselfolge von Tonsteinen, verkieselten Tonsteinen, 
und quarzitischen Feinsandsteinen, bzw. Schluffsteinen aufgebaut. Das Vorhandensein 
von Konglomeratlagen oder dünnen Kohleflözen kann ebenfalls nicht ausgeschlossen 
werden. 
• Die Lagerung der Oberkarbon-Schichten ist in diesem Teufenbereich mittelsteil (45-55°), 
evtl. überkippt, nach Südosten geneigt. Es muss darauf hingewiesen werden, dass der 
Bohrfortschritt u. a. auch durch die Lagerung wesentlich beeinflusst werden kann. In 
quarzitischen Partien mit steiler Lagerung ist mit einer Verringerung des Bohrfortschrittes 
zu rechnen. Die relativ steile Lagerung kann des Weiteren Auswirkung auf die Abwei-
chung des Bohrloches aus der Senkrechten haben. (In der Erkundungsbohrung wurde eine 
Bohrlochabweichung von 15° auf 69 m Teufe festgestellt, welches sicherlich auch auf die 
Auswahl des Bohrwerkzeuges zurückzuführen ist, aber auch ursächlich mit der mittelstei-
len Lagerung der quarzitischen Sandsteine in Zusammenhang zu betrachten ist.) 
• Es muss darauf hingewiesen werden, dass im Oberkarbon Sandsteine und quarzitische 
Sandsteine mit einer höheren Trennflächendurchlässigkeit auftreten können (besonders in 
der Nähe von tektonischen Störungszonen). Generell lässt sich feststellen, dass in der 
Umgebung von großen Störungszonen aufgrund der hohen tektonischen Beanspruchung 
der Gesteine insgesamt mit einer erhöhten Gebirgsdurchlässigkeit gerechnet werden muss 
[SCHETELIG 2000]. 
• Die Erfahrung zeigt, dass dabei große Überschiebungen aufgrund der Kompression eher 
hydraulisch dicht sind [vgl. auch LANGGUTH et al. 2000], während im Aachener Raum 
besonders die jüngeren Abschiebungen, die parallel zur Niederrheinischen Bucht verlau-
fen, (z.B. Laurensberger Sprung mit seinen Parallelstörungen) aufgrund ihres Dehnungs-
charakters in der Regel über eine höhere Wasserwegsamkeit verfügen. 
POMMERRENING (1993) sieht einen Zusammenhang zwischen dem Laurensberger 
Sprung und Thermalwasseraufstiegen im Oberkarbon im niederländischen Steinkohlenre-
vier Südlimburgs. 
• Mit artesischen Druckverhältnissen ist nach jetzigem Stand der hydrogeologischen Unter-
suchungen nicht zu rechnen; gespannte Grundwasserverhältnisse im Zweiten Grundwas-
serstockwerk (unter anderem in wasserwegsamen Gesteinen des Oberkarbons sowie im 
Bereich von Störungszonen) können auftreten. 
• Die oben genannte Auflockerung des Gebirges im Bereich von Störungszonen besitzt e-
benfalls Konsequenzen für die Stabilität des Bohrlochs. Besonders in den jungen oder re-
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mobilisierten Störungen und Brüchen könnten mitunter entfestigte Störungsletten beo-
bachtet werden. 
• Das Unterkarbon wird im Aachener Raum durch den Kohlenkalk (Kalkstein und Dolomit) 
gebildet. Der Kohlenkalk ist bereichsweise verkarstet und am Top sind zum Teil mächtige 
rote Verwitterungstone ausgebildet. Der Kohlenkalk ist ein guter Grundwasserleiter und 
wird westlich und südwestlich zur Trinkwasserversorgung genutzt. Die Gebirgsdurchläs-
sigkeiten sind in der Regel wesentlich höher als in den oberkarbonischen, klastischen Ge-
steinsserien. Je nach Verkarstungsgrad schwanken die Gebirgsdurchlässigkeiten von Kar-
bonatgesteinen zwischen 10-0 und 10-8 m/s, im Durchschnitt: 10-1 bis 10-3 m/s 
[HEITFELD et al. 1980]. 
• Das oberste Oberdevon wird durch eine Wechsellagerung aus Sandsteinen, Schluffsteinen 
sowie Tonsteinen der Condroz-Fazies gebildet. Aus Erfahrungen von anderen Bohrungen 
und Tiefbauaufschlüssen im Stadtgebiet lässt sich feststellen, dass die Gesteine in der Re-
gel feinkörniger ausgebildet sind als in den belgischen Gebieten, aus denen die Gesteins-
serien beschrieben worden sind. In einer im Jahr 2000 abgeteuften Bohrung 500 m südlich 
der Aachener Überschiebung konnte festgestellt werden, das die Esneux-Schichten fast 
ausschließlich aus Feindsandsteinen und Schluffsteinen aufgebaut werden 
[OETERREICH et al. 2002]. Die wasserwegsamen Gesteine stellen ähnlich wie im Ober-
karbon die massiven Sandsteinbänke dar, auch wenn zur Teufe hin die Trennflächen-
durchlässigkeit abnimmt. 
• Markant und in der Regel weiträumig verbreitet ist der Cheiloceras-Kalk, eine bis zu 15 m 
mächtige Karbonateinlagerung im unteren Famenne. Aufgrund der Verkarstungsfähigkeit 
des Karbonates muss auch hier mit erhöhten Wasserwegsamkeiten gerechnet werden. 
• Ähnlich wie bei den Oberen Famenne-Schiefern konnte an der Basis des Famenne, bzw. 
an der Frasne-Famenne-Grenze eine Sedimentationslücke in den Bohrungen im Stadtge-
biet festgestellt werden, so dass man mit einer deutlichen Reduktion der Mächtigkeit der 
Famenne und Frasne-Schiefer rechnen muss. In der Bohrung in der Krantzstrasse 
[OESTERREICH et al. 2002] folgt unmittelbar unter dem Cheiloceras-Kalk eine nur 1m 
mächtige Übergangszone im Bereich der Frasne-Famenne-Grenze und unter Ausfall der 
unteren Famenne-Schiefer und Frasne-Schiefer direkt der Frasne-Knollenkalk. 
• An dieser Stelle muss darauf hingewiesen werden, dass aufgrund der nicht geklärten tek-
tonischen Verhältnisse im Untergrund eine Verbindung zu den wirtschaftlich genutzten 
Aachener Thermalquellen nicht ausgeschlossen werden kann. Die speziellen hydrogeolo-
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gischen Verhältnisse und Modelle für den Raum Aachen sollten deshalb in einem separa-
ten Bericht dargestellt werden. Aus Pumpversuchen in Bohrungen nördlich und südlich 
der Aachener Überschiebung (Gelände der Kaiserbrunnen AG) ist bekannt, "dass über die 
Aachener Überschiebung kein nennenswerter Grundwasseraustausch zwischen Oberkar-
bon und Oberdevon stattfindet." [LANGGUTH et al. 2001]. Inwiefern diese Aussagen 
auch für die tieferen Bereiche der Aachener Überschiebung gelten, ist allerdings unklar. 
• Die Frasne-Kalksteine sind im Bereich der Aachener Überschiebung die Gesteine, an die 
die wirtschaftlich genutzten Thermalwässer gebunden sind. Beim Durchteufen der Frasne-
Kalke müssten aufgrund der ungeklärten geologischen Verhältnisse alle technisch und fi-
nanziell vertretbaren Maßnahmen ergriffen werden, um eine mögliche Kontamination der 
Tiefenwässer zu verhindern. Die gleichen Aussagen treffen prinzipiell auch für die den 
Frasne-Kalk unterlagernden mitteldevonischen Massenkalke zu. 
• Über den zu erwartenden geothermischen Gradienten im Bereich der Bohrung gibt es kei-
ne Daten. Als Daten liegen die Austrittstemperaturen der Thermalwässer der Burtscheider 
und Aachener Quellen vor, die einen thermischen Gradienten von ca. 30-35o C suggerie-
ren. Die zu erwartenden Störungen und Querstörungen sind mit hoher Wahrscheinlichkeit 
mit Anomalien in Wärmefluss und Temperaturfeld verbunden und können somit die 
Wärmeausbeute beeinflussen. 
• Abschließend muss aus ingenieurgeologischer Sicht darauf hingewiesen werden, dass sich 
Aachen in einem Erdbeben-gefährdeten Gebiet befindet und deshalb hier alle Bauvor-
schriften DIN 4149 eingehalten werden müssen. 
• Es muss eventuell mit Gasführung (Methan) in karbonischen Sandsteinen gerechnet wer-
den (Anreicherung von kohlebürtigem Gas). Inwieweit eine solche Gasführung sicher-
heitstechnisch relevant sein könnte, kann nicht beurteilt werden. 
 
Zusammenfassend müssen folgende Risiken bei der Planung der Hauptbohrung in Betracht 
gezogen werden: 
• Bohrlochstabilität: (Zementationszonen), Aquiferzonen in Karbonaten und entlang 
Klüften und Querstörungen, Störungszonen fest und duktil, kritische Spannungszu-
stände, Verkarstung, starke Schwankungen des Temperaturfeldes und der Wärme-
flussdichte, 
• Bohrlochsauberkeit: ("Hole cleaning") durch sehr heterogene Abfolgen und damit he-
terogene Zusammensetzung des Bohrkleins, 
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• Spülungsverluste: durch Verkarstung, in Störungs- & Bruchzonen. 
 
 
 
Abb. 51: Querprofil durch das Thermalwasser-Fließsystem [POMMERRENING 1993] 
 
Im Einzelnen können in den im Folgenden aufgeführten Schichtenfolgen die beschriebenen 
Risiken und Ereignisse auftreten: 
• Deckschichten: Grundwasserleiter; Zustrom möglich, 
• Namur: Heterogene Lithologien und unterschiedliches Einfallen der Schichten; Bohr-
lochstabilität nicht gewährleistet durch kritische Spannungszustände, weiche Stö-
rungsletten und oben aufgeführten Heterogenitäten, 
• Grenze Namur/Dinant: starke Verkarstung des Kohlenkalks mit zu erwartenden star-
ken Spülungsverlusten und Bohrlochstabilitätsproblemen; starke Schwankungen des 
Temperaturfeldes; Trinkwassernutzung beachten, 
• Oberdevon (Famenne): Verkarstung mit zu erwartenden Spülungsverlusten im Chei-
loceras-Kalk; heterogene Lithologien, 
• Oberdevon (Frasne): Kalke als mögliche Thermalwasseraquifere mit Kontaminati-
onsgefahr; Spülungsverluste durch Verkarstung; starke Schwankungen des Tempera-
turfeldes; stark NaCl-haltige Wässer, 
• Nach dem Deckenmodell sind ein bis zwei große Überschiebungen zu erwarten, die 
Oberdevon gegen Namur versetzen. In diesen Überschiebungszonen können unze-
mentierte Brekzien, Sandsteine, Kalksteine oder Dolomite auftreten, die die Bohr-
lochstabilität in diesen Tiefen stark beinträchtigen. Weiterhin kann man hier erhöhte 
Flussraten aufgrund von Konvektionsbewegungen erwarten.“ [KUKLA et al. 2002]. 
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7.4 Geologische Begleitung der Bohrarbeiten 
 
Die intensive geologisch-fachliche Betreuung setzte sich auch in der operativen Phase der 
Bohrung „RWTH-1“ fort. Während der Bohrarbeiten war zu jedem Zeitpunkt geowissen-
schaftliches Personal auf dem Bohrplatz, um der Projektgruppe beratend zur Seite zu stehen. 
Die Bohrung wurde von einer Projektmanagerin des Geologischen Institutes der RWTH Aa-
chen und einer Projektgeologin des Geologischen Dienstes NRW fachlich begleitet. Organisa-
torische Aufgabenschwerpunkte waren die Koordination der zahlreichen geophysikalischen 
Messprogramme und der Bohrkerngewinnung vor Ort sowie die Abstimmung zwischen den 
einzelnen Forschungsgruppen, den Servicefirmen und der Projektleitung. Fachliche Arbeits-
schwerpunkte lagen in der Planung und Durchführung der Probennahme und der intensiven 
Unterstützung der Projektleitung bei der Qualitätskontrolle und -sicherung. Ein wesentlicher 
und sehr zeitintensiver Bestandteil der geowissenschaftlichen Arbeiten während der Bohrpha-
se war die über das Begleitforschungsprojekt finanzierte Cuttingprobenahme jedes Bohrme-
ters; diese wurde im Wesentlichen von Geologiestudent(inn)en der RWTH Aachen durchge-
führt (Abb. 52). 
 
 
 
Abb. 52: Probennahme am Schüttelsieb (links) und Ansprache der Cuttings (rechts) 
 
Die zeitnahe Analyse des Bohrkleins durch das geologische Fachpersonal auf der Bohrlokati-
on sicherte der Projektleitung ständig aktuelle geologische Informationen zur weiteren techni-
schen Planung des Bohrablaufs. Diese Ergebnisse wurden besonders bei der Auswahl der ge-
eigneten Bohrwerkzeuge und bei der Beurteilung der Bohrlochstabilität vor dem und während 
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des Einbaus der Rohrtouren, bzw. zur Planung der Zementation benötigt. Darüber hinaus wur-
den die geophysikalischen Messdaten vor Ort mit der Cuttingansprache korreliert, um Stö-
rungszonen zu lokalisieren. 
 
Schon zu einem relativ frühen Zeitpunkt der Bohrung war erkennbar, dass sich beide prognos-
tizierten geologischen Vorprofile nur teilweise mit den erbohrten Gesteinen vereinbaren lie-
ßen. Umso wichtiger wurde die permanente Anwesenheit geowissenschaftlichen Fachperso-
nals auf der Bohrlokation. So konnten tagesaktuell petrografische Merkmale im Bohrklein 
und Besonderheiten, die im Bohrprozess zu verzeichnen waren, wie Methan- und Schwefel-
wasserstoffgasführung fachkundig erfasst und analysiert werden. Diese Informationsbereit-
stellung und die daraus folgende Beratung waren wesentlicher Bestandteil bei der Bewertung 
der Bohrarbeiten. Durch die ständige Anwesendheit von geologischem Fachpersonal auf dem 
Bohrplatz, bzw. die ständige Beobachtung des Cuttingaustrages, konnten Störungen im Bohr-
ablauf rechtzeitig bemerkt werden. Als Beispiel sei hier erwähnt, dass sich die fortschreitende 
Zerstörung eines Meißels auf der 8,5"-Bohrstrecke zunächst durch erhöhten Austrag an Me-
tallspänen im Cuttingstrom bemerkbar gemacht hat. Die drohende Bohrlochhavarie konnte 
durch einen rechtzeitigen Ausbau des Meißels vermieden werden. Die geologische Begleitung 
hat in diesem sehr speziellen Fall nicht nur den technischen Erfolg sichergestellt, sondern 
auch geholfen, finanzielle Nachteile für die Bohrung abzuwenden. Darüber hinaus unterstütz-
te das geowissenschaftliche Fachpersonal die Projektgruppe bei der Realisierung zahlreicher 
PR-Maßnahmen, beispielsweise durch die tägliche Beschreibung der tagesaktuellen Cut-
tingproben für die Infostation sowie bei zahlreichen Bohrplatzführungen. Hier wurden von 
den Geowissenschaftlern die aktuell gewonnenen wissenschaftlichen Erkenntnisse für unter-
schiedlich fachlich orientierte Besuchergruppen aufgearbeitet und verständlich erläutert. Ab-
schließend kann festgehalten werden, dass die sehr intensive Zusammenarbeit zwischen Geo-
logen und Projektleitung wesentlich zum Erfolg der Geothermiebohrung „RWTH-1“ beige-
tragen hat. 
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7.5 Post mortem – Betrachtung, Erste Erkenntnisse 
 
Mit der Beendigung der aktiven Bohrphase endete die Zusammenarbeit zwischen der Projekt-
gruppe und den Geowissenschaftlern keineswegs. Im Nachgang zur operativen Phase eines 
solchen Projektes stellt sich durchaus die Frage, inwieweit Differenzen zwischen der prognos-
tizierten Schichtenabfolge und der tatsächlich erbohrten Geologie einen signifikanten Einfluss 
auf die Bohrperformance hatten. Insbesondere gilt es hier zu klären, inwieweit diese Differen-
zen weitere technische Operationen zur Folge hatten, die zu finanziellen Nachforderungen 
seitens des Auftragnehmers berechtigen könnten. Entsprechende fachtechnische Stellung-
nahmen sollten geologische und bohrtechnische Aspekte berücksichtigen. Von Seiten der 
Geologen wurde der Projektgruppe bereits kurz nach Ende der Bohrarbeiten eine lithologi-
sche Beschreibung der erbohrten Schichtenfolge („Litholog“) übergeben. Die Auflage, ein 
solches Schichtenverzeichnis nach Markscheiderbergverordnung zu erstellen, ist Bestandteil 
des bergrechtlichen Hauptbetriebsplanes und muss der zuständigen Genehmigungsbehörde 
vorgelegt werden. Darüber hinaus sind bei abschließenden Besprechungen mit den Vertretern 
der zuständigen Umwelt- und Wasserbehörden Aspekte des Boden- und Grundwasserschutzes 
zu erörtern. Auch hier bewährt sich ein gemeinsames Vorgehen von Fachleuten der Bohr-
technik und der Geologie. 
 
Die tatsächlich im Untergrund angetroffenen geologischen Verhältnisse entsprachen nur zum 
Teil dem prognostizierten Schichtprofil. Das Standrohr der Bohrung wurde im Hergenrather 
Ton abgesetzt und schloss so den 1. Grundwasserleiter gegen die Bohrung ab. Zunächst wur-
den, wie Abbildung 53 (Anh. 19) zeigt, graue Tonsteine und Schluffsteine mit Einlagerungen 
von quarzitischen Feinsandsteinen und gering mächtigen Kohlenflözen des Oberkarbons er-
bohrt. Die letzten Kohlenflöze sind in einer Teufe von 900 m angetroffen worden. Bis in eine 
Teufe von 1430 m wurde eine Wechsellagerung aus Schluff-, Ton- und Feinsandsteinen er-
bohrt, wobei bei 1020 m ein markanter Wechsel in der Petrografie der Sandsteine erfolgte. Ab 
diesem Teufenbereich dominierten mehr oder weniger karbonatische, glimmerreiche Fein-
sandsteine in Wechsellagerungen mit grauen und grünlichgrauen Schluff- und Tonsteinen. 
Die in diesem Teufenabschnitt spätestens erwarteten Karbonatgesteine des unterkarbonzeitli-
chen Kohlenkalks wurden nicht erbohrt. Im Bereich der ersten Kernsektion, zwischen 1430 
und 1440 m war ein markanter Gesteinswechsel zu beobachten. Unter einem gering mächti-
gen Horizont (1430 – 1438 m) aus dunkelgrauen, karbonatischen Tonsteinen mit eingelager-
7   Geologisches Qualitätsmanagement  134 
ten Karbonatknollen wurden zunächst schwarze, übergehend in grünlichgraue Ton- und 
Schluffsteine erbohrt. 
 
 
 
Abb. 53: Schichtenfolge der Geothermie-Bohrung "RWTH-1" [OESTERREICH 2005] 
 
Diese gingen allmählich in eine Wechselfolge von gefleckten und marmorierten rot-braunen, 
grünlich grauen und grauen Ton- und Schluffsteinen über. Den karbonathaltigen Horizont 
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konnten die Geologen des Geologischen Dienstes 
mit Hilfe von Mikrofossilien (Conodonten) auf 
tiefstes Famenne (Oberdevon) bestimmen. Bei 
1894 m wurde eine gering mächtige tektonische 
Störungszone durchteuft. Bis in eine Teufe von 
2215 m dominierten grünlich graue Ton- und 
Schluffsteine, in die hellgraue bis weiße Feinsand-
steine eingelagert waren. Eine erneute Wechsella-
gerung von graugrünen, rotbraunen und grauen 
Schluffsteinen mit gelegentlichen Einlagerungen 
von Fein- bis Mittelsandsteinen und schluffigen 
Tonsteinen prägte danach das lithologische Er-
scheinungsbild der Bohrung. In den untersten 30 
m trat erneut ein markanter Fazieswechsel auf. Im 
Bohrlochtiefsten dominiert eine Wechsellagerung 
von dunkelgrauen bis schwarzen, Pflanzenrest füh-
renden Tonsteinen, in die zum Teil meterdicke 
schluffstreifige, oft gut geschichtete Fein- bis Mit-
telsandsteine mit Konglomeratlagern und 
Tonsteinklasten eingelagert sind. 
 
Die in diesem Kapitel beschriebenen ersten geolo-
gischen Erkenntnisse stellen lediglich einen vor-
läufigen Stand zum Zeitpunkt der Erstellung dieser 
Arbeit (Sommer 2005) dar. Aufgrund der andau-
ernden und auf mehrere Jahre ausgelegten geowis-
senschaftlichen Forschung ist hier jedoch noch mit 
deutlichem Erkenntniszugewinn zu rechnen. 
 
 
 
Abb. 54: Schichtenfolge der Bohrung „RWTH-1“ und Kerne [OESTERREICH 2005] 
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8 Zusammenstellung wichtiger Ergebnisse 
8.1 Bergrechtliche Ergebnisse 
 
Die Frage, ob die beabsichtigte Nutzung der Erdwärme zur Wärme- oder Stromgewinnung 
Entscheidungskriterium zur Versagung von Anträgen auf Erteilung von Erlaubnis, Bewilli-
gung oder Bergwerkseigentum oder der Zulassung eines Betriebsplanes sein darf, kann pau-
schal nicht beantwortet werden. Die gesetzlichen Grundlagen wurden aufgezeigt, mögliche 
Versagensgründe wurden vorgestellt und diskutiert. Allerdings scheint eine Versagung aus 
dem Grund der fehlenden Wärmenutzung im Sinne der Abgabe von Wärme nicht haltbar zu 
sein. Hier stellt sich die grundsätzliche Frage nach dem Ort der Wärmegewinnung, bzw. -
nutzung. Geschieht die Gewinnung der Erdwärme auf dem Gelände selber in „unmittelbaren 
Zusammenhang mit dessen baulicher oder sonstiger städtebaulicher Nutzung“ (§ 4 Abs. 2 
Satz 1 BBergG) so unterliegt dies nicht mehr den Regelungen des Bundesberggesetzes. Wenn 
die Voraussetzungen technischer Art (Nutzung auf dem Gelände, Zusammenhang mit der 
baulichen Nutzung, keine Überschreitung der Grundstücksgrenzen durch Bohrungen und kein 
Transport von Thermalwasser über Grundstücksgrenzen hinweg) gegeben sind, besteht auch 
kein Grund zur Versagung eines Antrages. Ist dies nicht der Fall, unterliegt die Nutzung sehr 
wohl dem Bundesberggesetz. Allerdings stellt sich dann hier die Frage des Arbeitsprogramms 
und auch der wirtschaftlichen Gewinnbarkeit. Wenn bei der Verleihung von Bergwerkseigen-
tum in § 13 Nr. 2 BBergG der Nachweis der wirtschaftlichen Gewinnbarkeit gefordert wird, 
so muss für den Antragsteller auch der Umkehrschluss gelten können. Dies würde bedeuten, 
dass eine nicht wirtschaftliche Gewinnung seitens der Behörde nicht gefordert werden dürfte, 
denn dieses stünde in klarem Widerspruch zum Fördergedanken in § 1 Nr. 1 BBergG. Hin-
sichtlich des Arbeitsprogramms bei der Gewinnung werden in § 12 Nr.4 BBergG ausreichen-
de Einrichtung und zeitnaher Maßnahmenbeginn gefordert. Beides sollte bei einem Wirt-
schaftsunternehmen, das der Geothermienutzung nachgeht, vorausgesetzt werden dürfen. Im 
Sinne der Verhinderung des Absteckens von Claims ohne wirkliche Nutzung ist dieses Vor-
gehen sinnvoll, beantwortet aber die Frage nach der Produktion von elektrischer und/oder 
thermischer Energie nicht. Die parallele Nutzung von Erdwärme, Stromproduktion und Wär-
meversorgung, ist sicherlich anzustreben und sinnvoll. Gleichwohl kann die ausschließliche 
Nutzung von Erdwärme zur Stromproduktion mit dem Regelwerk des Bundesberggesetzes 
nicht als alleiniger Grund zur Versagung der verschiedenen möglichen Anträge herangezogen 
werden. 
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8.2 Genehmigungsrechtliche Ergebnisse 
 
Die vorliegenden Erfahrungen zeigen, dass bei innerstädtischen Geothermiebohrungen insbe-
sondere die im Betriebsplanverfahren umzusetzenden immissionsschutzrechtlichen Bestim-
mungen eine erhebliche Herausforderung für die Genehmigungsbehörde und den Bergbau-
betreibenden darstellen. Selbst moderne Bohranlagen sind bei einem 24-stündigen Betrieb 
ohne weitergehende technische und organisatorische Schallschutzmaßnahmen nur selten in 
der Lage, die maßgeblichen Immissionsrichtwerte in dicht besiedelten Gebieten zur Nachtzeit 
einzuhalten. Auf der anderen Seite ist die kundennahe und damit innerstädtische Erschließung 
dieser innovativen Energieform aus verschiedenen Gründen erstrebenswert. Aus wirtschaftli-
chen Überlegungen sprechen hauptsächlich geringere Zuleitungskosten für diese Vorgehens-
weise. Ebenso wichtig ist die Kommunikationswirkung derartiger Projekte, weil dadurch die 
Nutzung erneuerbarer Energien in das öffentliche Bewusstsein transportiert wird. Um also 
auch zukünftig innerstädtische Bohrungen durchführen zu können, müssen aus Sicht des Im-
missionsschutzes an das Genehmigungsverfahren und die technische Durchführung bestimm-
te Anforderungen gestellt werden: 
 
• frühzeitige Kontaktaufnahme mit der Genehmigungsbehörde zwecks Festlegung eines 
Ablaufdiagramms mit Abstimmung der einzelnen Planungsschritte, 
• Wahl einer lärmoptimierten Bohranlage mit möglichst elektrischen Antrieben, 
• schalloptimierte Standortplanung für das Bohrgerät und die Bohrstelleneinrichtung, 
• ausschließliche Verwendung lärmarmer Arbeitsmittel, 
• eingehende Unterweisung und Anleitung der Bohrmannschaft zu lärmarmem Verhal-
ten, 
• intensive behördliche Überwachung der Einhaltung der festgelegten Immissionsricht-
werte, 
• möglichst frühzeitige und umfassende Öffentlichkeitsarbeit, 
• Anlaufstelle mit persönlicher Betreuung für besorgte Bürger. 
 
Bei Einhaltung dieser Grundsätze und angesichts der zeitlich begrenzten Einwirkzeit ist die 
Erschließung tiefer Geothermie in innerstädtischen Räumen genehmigungsrechtlich vertret-
bar. 
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8.3 Geologische Ergebnisse 
 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass neben einer soliden technischen Planung und ei-
ner verlässlichen Kalkulation auch frühzeitig und umfassend in ein Bohrprojekt integriertes 
geologisches Fachwissen erheblich zum Gelingen eines derartigen Projektes beiträgt. Eine 
bestmögliche Prognose in einer frühen Phase eines Bohrprojektes hilft, Risiken verlässlich 
einzuschätzen und reduziert das finanzielle Risiko für einen Auftraggeber erheblich. In Berei-
chen mit hohem Erkundungsgrad in der unmittelbaren Nachbarschaft des Bohransatzpunktes 
ist eine geologische Prognose mit weniger Risiko behaftet als in völlig unbekanntem Terrain 
(„Greenfield“). Dabei muss immer berücksichtigt werden, dass nicht nur die Quantität des 
vorhandenen Daten- und Kartenmaterials von entscheidender Bedeutung ist, sondern vielmehr 
die Qualität und die Aktualität der geologischen Erkenntnisse. Besonders bei tiefen Bohrun-
gen fehlen oft Erkenntnisse über den Aufbau des Untergrundes und bohrtechnische Eigen-
schaften der zu erwartenden Schichtenfolge. Verwertbare Tiefenaufschlüsse sind vielfach 
mehrere Kilometer entfernt und können daher nur sehr eingeschränkt zur Bohrungsplanung 
herangezogen werden. Auch in der operativen Phase eines Bohrprojektes kann nach den Er-
fahrungen aus der Bohrung „RWTH-1“ auf eine geowissenschaftliche Begleitung nicht ver-
zichtet werden. Tages- oder bei Bedarf auch stundenaktuelle Informationen über die Beschaf-
fenheit des erbohrten Untergrundes erhöhen die Betriebssicherheit einer Bohrung. Sie erleich-
tern die Lösung technischer Probleme wie Meißelwahl, Wahl der Bohrparameter und eine 
sinnfällige Bewertung der Performance. Auch nach Beendigung der operativen Phase ist die 
Involvierung geologischen Personals vorteilhaft für ein Bohrprojekt. Neben der Erstellung ei-
nes Schichtenverzeichnisses ist sowohl eine technische als auch eine geologische Evaluierung 
der Bohrarbeiten anzustreben. Gerade die Frage nach der Ursächlichkeit der Geologie für ei-
nen hinter den Erwartungen zurückgebliebenen Bohrfortschritt wird in dieser Branche gerne 
gestellt. Besondere Brisanz gewinnt diese Thematik, wenn Auftraggeber und Auftragnehmer 
über finanzielle Folgen einer „geänderten Geologie“ diskutieren. Sicherlich kann die aufgrund 
der intensiven Forschung optimale Ausstattung des Bohrprojektes „RWTH-1“ mit geowissen-
schaftlichem Fachpersonal nicht als Standard für zukünftige Projekte der Tiefengeothermie 
angesehen werden. Gleichwohl muss festgehalten werden, dass die Einbindung von geologi-
schem Know-how in die komplette Prozesskette „Vorplanung, Risikoabschätzung, Begleitung 
und Projektnachphase“ ein deutliches Potential zur Erhöhung der Planungssicherheit und da-
mit auch zur Kosteneinsparung birgt. 
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8.4 Vergaberechtliche Ergebnisse 
 
Auch bei der Ausschreibung und Vergabe hat die RWTH Aachen Neuland beschritten und die 
anstehenden Aufgaben erfolgreich gelöst. Die erzielten Ergebnisse aus der Zusammenarbeit 
„Technik-Verwaltung“ und die Vergabe von Bohrleistungen nach VOB fanden bereits wäh-
rend der Realisierung der Bohrung „RWTH-1“ Eingang in die Planung anderer öffentlicher 
Geothermie-Projekte. Gleichwohl ist anzumerken, dass sich erst in der Schlussphase eines 
solchen Großprojektes bei der Endabrechnung der Leistungen zeigt, welche Qualität Aus-
schreibungsunterlagen und Vertragswerk letztlich wirklich haben. Abschließend zu diesem 
Kapitel kann festgehalten werden, dass dieses Vergabeverfahren von der Veröffentlichung am 
15.07.2003 bis zur Vertragsunterschrift am 11.03.2004 erhebliche Zeit in Anspruch genom-
men hat. Diese lange Laufzeit, verbunden mit dem sehr hohen Aufwand in der Vorberei-
tungsphase, kann durchaus ein Hemmnis für die weitere Entwicklung der tiefen Geothermie 
in öffentlicher Trägerschaft darstellen. Meist sind allein schon die erforderlichen Personalka-
pazitäten in den Gemeinden oder Behörden nicht verfügbar. Da zudem oft auch die sehr spe-
zielle fachliche Qualifikation nicht ausreichend vorhanden ist, müssen die entsprechenden 
Leistungen am Markt eingekauft werden. Dies ist im Allgemeinen bei öffentlichen Projekten 
im Gegensatz zu den privat finanzierten aus Kostengründen nicht darstellbar. 
 
Die Komplexität eines solchen Projektes, insbesondere die relativ lange Projektlaufzeit „Pla-
nung, Realisierung, Betrieb“ und die Vielschichtigkeit der beteiligten Fachdisziplinen werden 
bisweilen unterschätzt. Es hat sich im Verlaufe der Geothermiebohrung „RWTH-1“ gezeigt, 
dass zum einen zu unterschiedlichen Phasen die einzelnen Professionen unterschiedlich stark 
in das Projekt eingebunden sind (vgl. Abb. 36, S. 90). Vor allem wurde aber deutlich, dass ge-
rade zu Projektbeginn, in der Risikoabschätzung und der technischen Vorplanung sowie der 
Finanzierung die entscheidenden Weichen für die spätere Mittelbereitstellung bzw. die Aus-
gabensituation des Projektes gestellt werden (vgl. Abb. 35, S. 89). Dies ist bei zukünftigen 
Projekten verstärkt zu beachten, um der Geothermie zu größeren Anteilen an der Energiever-
sorgung zu verhelfen. Darüber hinaus sind die Verfahren zur Produktion von elektrischer E-
nergie im Niedertemperaturbereich weiter zu entwickeln. 
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8.5 Methodische Ergebnisse 
 
In diesem Kapitel werden abschließend die Methodik dieser Arbeit und die Einbindung der 
verschiedenen Fachdisziplinen über die gesamte Projektlaufzeit grafisch aufgearbeitet. Abbil-
dung 55 zeigt die methodische Vorgehensweise in dieser Arbeit. 
 
 
 
Abb. 55: Workflow-Diagramm der Arbeit 
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Abbildung 56 zeigt die Einbindung der verschiedenen beteiligten Fachdisziplinen in den je-
weiligen Phasen des Projektes. Es ist zu erkennen, dass Ingenieure, Geologen, Kaufleute und 
Juristen je nach Projektstatus mehr oder weniger intensiv am Tagesgeschäft beteiligt sind. 
 
 
 
Abb. 56: Einbindung der beteiligten Fachdisziplinen 
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9 Zusammenfassung 
 
In dieser Arbeit wurde durch eine detaillierte Darstellung des Projektes „SuperC“, insbeson-
dere der Bohrung „RWTH-1“, erstmalig am praktischen Beispiel die Vielschichtigkeit und die 
komplette Prozesskette eines tiefen Erdwärmeprojektes in öffentlicher Trägerschaft aufge-
zeigt. Dies beinhaltete im Wesentlichen die technischen, geologischen, kaufmännischen und 
juristischen Fragestellungen in der Planungs- und Realisierungsphase. Die Frage der vollstän-
digen Nutzung einer geothermischen Lagerstätte vor dem Hintergrund des Bundesberggeset-
zes wurde ausführlich diskutiert. Die Notwendigkeit eines umfassenden geologischen Quali-
tätsmanagements vor, während und nach einer derartigen Bohrung wurde aufgezeigt; erste 
technische und geologische Ergebnisse des Projektes wurden aufgezeigt. 
 
Erdwärme ist ein bergfreier Bodenschatz im Sinne des Bundesberggesetzes; dieses Gesetz re-
gelt die Aufsuchung, Gewinnung und Aufbereitung von Bodenschätzen und damit auch von 
Erdwärme. Das BBergG erfasst allerdings unter gewissen Umständen nicht die Weiterverar-
beitung der Erdwärme, bzw. der hydrothermalen Tiefenwässer. Gerade bei unterschiedlichen 
Nutzungsplänen für die Wärme über Tage könnte hieraus ein genehmigungsrechtliches Prob-
lem entstehen. Betrachtet man den „Goldrausch“ auf besonders höffige Erdwärmegebiete, so 
kommt der Beurteilung von Anträgen bei konkurrierender Nutzung insbesondere bei den hyd-
rothermalen Ressourcen in der Zukunft eine immer bedeutendere Rolle zu. Es stellt sich die 
Frage, ob die geplante Nutzung der gewonnenen Wärme ein Kriterium zur Beurteilung des 
Arbeitsprogramms im Sinne des BBergG darstellen kann und darf. Eine detaillierte Darstel-
lung der gesetzlichen Grundlagen und eine kritische Betrachtung des Regelwerkes und insbe-
sondere der Versagensgründe führen zu der Feststellung, dass die parallele Nutzung von Erd-
wärme, Stromproduktion und Wärmeversorgung anzustreben und sinnvoll ist. Gleichwohl 
kann die reine Stromproduktion mit dem Regelwerk des Bundesberggesetzes nicht als alleini-
ger Grund zur Versagung von Anträgen herangezogen werden. 
 
Bedingt durch den innerstädtischen Bohrplatz des hier vorgestellten Projektes lagen in direk-
ter Nachbarschaft Hochschulgebäude, in denen tagsüber Hochschulbetrieb stattfindet. Die 
Anwohner und Mitarbeiter der RWTH Aachen mussten während der Arbeiten weitestgehend 
vor Lärm- und Abgasemissionen geschützt werden. Dies war vor dem Hintergrund eines ge-
planten Dreischicht-Betriebes rund um die Uhr an sieben Tagen in der Woche von besonderer 
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Bedeutung für die Außenwirkung und damit die Akzeptanz des Projektes. Für die schalltech-
nische Beurteilung der Situation mussten die dem Bohrplatz nächstgelegenen Wohn- und Ge-
schäftshäuser hinsichtlich der zu erwartenden Immissionen betrachtet werden. Bei Einhaltung 
der technischen Grundsätze und in Anbetracht der zeitlich begrenzten Einwirkzeit bei der Er-
stellung der Bohrung ist die Erschließung innerstädtischer Geothermie auch genehmigungs-
rechtlich vertretbar. 
 
Neben einer soliden technischen Planung und einer verlässlichen Kalkulation trägt auch früh-
zeitig und umfassend in ein Bohrprojekt integriertes geologisches Fachwissen erheblich zum 
Gelingen eines derartigen Projektes bei. Eine bestmögliche Prognose in einer frühen Phase 
eines Bohrprojektes hilft, Risiken verlässlich einzuschätzen und reduziert das finanzielle Ri-
siko für einen Auftraggeber erheblich. Auch in der operativen Phase eines Bohrprojektes kann 
nach den Erfahrungen aus der Bohrung „RWTH-1“ auf eine geowissenschaftliche Begleitung 
nicht verzichtet werden. Tages- oder bei Bedarf auch stundenaktuelle Informationen über die 
Beschaffenheit des erbohrten Untergrundes erhöhen die Betriebssicherheit einer Bohrung. Sie 
erleichtern die Lösung technischer Probleme wie Meißelwahl, Wahl der Bohrparameter und 
eine sinnfällige Bewertung der Performance. Auch nach Beendigung der operativen Phase ist 
die Involvierung geologischen Personals vorteilhaft für ein Bohrprojekt. Über die Erstellung 
eines Schichtenverzeichnisses nach Markscheiderbergverordnung hinaus ist neben der techni-
schen auch eine geologische Evaluierung der Bohrarbeiten anzustreben. Es kann festgehalten 
werden, dass die Einbindung von geologischem Know-how in die komplette Prozesskette 
„Vorplanung, Risikoabschätzung, Begleitung und Projektnachphase“ ein deutliches Potential 
zur Erhöhung der Planungssicherheit und damit auch zur Kosteneinsparung birgt. 
 
Das „SuperC“-Projekt der RWTH Aachen bietet die Chance, für die nahe Zukunft ein Zei-
chen zur Nutzung heimischer erneuerbarer Energiequellen zu setzen und der Bevölkerung die 
praktische Realisierung Schritt für Schritt zu demonstrieren. In seiner Funktion als zentrales 
Service-Center und als Portal der Hochschule wird das „SuperC“ ein Ort der Kommunikation 
sein, durch den auch langfristig einem breiten Publikum die Nutzbarkeit von Erdwärme un-
mittelbar vor Augen geführt wird. Darüber hinaus besteht die einmalige Chance ingenieur- 
und geowissenschaftliche Forschung an einem Leuchtturmprojekt dauerhaft öffentlichkeits-
wirksam darzustellen und so die Entwicklung der Geothermie in Deutschland und Europa po-
sitiv zu beeinflussen. 
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Summary 
 
In this doctoral thesis a detailed report about and a critical evaluation of the geothermal pro-
ject “SuperC” and especially the well “RWTH-1” showed the wide range of a deep geother-
mal project run by a public administration. This mainly contained the technical, geological, 
economical and juristic tasks during the planning and realization stage. The use of a geother-
mal resource concerning the demand of resource protection in the German mining law was 
discussed. The necessity of a geological quality management before, during and after the 
drilling job was pointed out. First technical and geological project results were presented. 
 
Geothermal energy is a mineral resource according to the German Mining Law. This law 
regulates the exploration, production and refining of mineral resources and by this also of 
geothermal energy. Under certain circumstances the use of deep hydrothermal water is not 
covered by the mining law. This can be a regulative problem in authorization procedures if 
different utilizations are planned by more than one company. Regarding the “gold-rush” on 
geothermal fields the evaluation of concurring proposals is gaining importance. The main 
question is whether the production and use of geothermal heat can be a criterion for evaluat-
ing the work program in the meaning of the mining law. A detailed description of the legal 
frame and a critical discussion of especially the reasons for rejecting proposals lead to the 
conclusion that the dual use of a geothermal resource (heat and electricity) should be 
achieved. Nevertheless the intention of only producing electrical power can be no single rea-
son for not granting permissions on geothermal fields. 
 
Due to the inner city location of the drill site there were several buildings in direct neighbor-
hood. Inhabitants and university employees hat to be protected from noise emissions. Con-
cerning drilling activities being carried out at seven days a week and 24 hours a day the emis-
sion problem was crucial for the project’s acceptance. The sensitive environment had to be 
evaluated concerning possible noise emissions and their reduction. By regarding technical 
measures and due to the quite short time of disturbance inner city drilling activities for geo-
thermal purposes can be permitted by the authorities. 
 
Good technical planning and a reliable budget calculation as well as an early integration of 
geological expertise do mainly guarantee project success. A good geological prognosis in an 
early stage does help to evaluate possible risks and minimize financial insecurity for a project. 
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The experiences made during drilling the geothermal well “RWTH-1” show that geological 
know-how is also helpful during the operating stage of a drilling project. Daily or even hourly 
information about the drilled strata increase the operational security of such a project. They 
help solving technical problems as choice of drill bits, choice of drilling parameters and the 
evaluation of the drilling performance. Even after the operating stage geological expertise can 
be quite helpful. Generally, a strata profile has to be set up and a geological evaluation of the 
strata and the drilling process should be carried out. The involvement of geological know-how 
in the full process “Planning, risk assessment, on-site activities and post-project-phase” helps 
a lot to increase the reliability of technical planning and can contribute by this to a significant 
cost reduction in geothermal drilling projects. 
 
The “SuperC”-project of RWTH Aachen University offers the unique possibility of demon-
strating the use of renewable energies to a wide audience. The practical realization can be 
shown step by step. Due to its purposes as central service-center and as a kind of portal for the 
university the “SuperC” will be a location of communication where the use of geothermal en-
ergy will be transferred to a wide public for quite a long time. Furthermore there is a great 
chance to show the research activities of engineers and geoscientists in such an outstanding 
project and by this to support the development of geothermal energy in Germany and Europe. 
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Anhang 1: Schallausbreitung in 2 m Höhe [HEITKÄMPER (a) 2003] 
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Anhang 2: Schallausbreitung in 8,40 m Höhe [HEITKÄMPER (a) 2003] 
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Anhang 3: Darstellung der Teufe über die Zeit [LUNDERSHAUSEN 2004] 
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Anhang 4: Grundrissliche Darstellung des Bohrlochverlaufs [BAKER 2004] 
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Anhang 5: Bohrlochverlauf zwischen 0 und 1250 m, Azimut 0 [BAKER 2004] 
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Anhang 6: Bohrlochverlauf zwischen 0 und 1250 m, Azimut 90 [BAKER 2004] 
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Anhang 7: Bohrlochverlauf zwischen 1250 und 2544 m, Azimut 0 [BAKER 2004] 
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Anhang 8: Bohrlochverlauf zwischen 1250 und 2544 m, Azimut 90 [BAKER 2004] 
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Anhang 9: Abweichung des Bohrlochs zwischen 0 und 1250 m [BAKER 2004] 
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Anhang 10: Abweichung des Bohrlochs zwischen 1250 und 2544 m [BAKER 2004] 
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 Anhang 11: Baugrundaufschluss 1, Wüllnerstraße, Werkzeugmaschinenlabor [BREDDIN et 
al. 1963] 
(Entfernung zur geplanten Bohrung „RWTH-1“: 120 m NNW) 
 
Teufe 
[m] 
Mächtigkeit 
[m] 
Petrologie  Stratigrafie 
2,90 2,90 Aufschutt Qh künstliche Aufschüt-
tungen 
6,40 3,50 Schluff, feinsandig, schwach to-
nig 
Qp Lösslehm 
8,30 1,90 Schluff, mit dünnen Lagen von 
Feuersteinen 
Qp Feuersteinlehm 
8,95 0,65 Schluff, tonig, mit Bruchstücken 
von Mergelkalk 
Qp Lösslehm 
12,10 3,15 Schluff, tonig, festgelagert, mit 
Einlagerungen von Feinsand, 
Kreidekalk und Feuersteinen 
Qp Lösslehm 
13,00 0,90 Ton, sandig, fest Qp Lösslehm 
13,65 0,65 Sand, mit Lagen von Feuerstei-
nen 
Qp Feuersteinkies 
28,85 14,20 Ton, feinsandig, schluffig, wech-
sellagernd mit Grobschluff 
Kreide Hergenrather Schich-
ten und Verwitte-
rungston 
29,55 0,70 Tonstein, geschiefert O.-Karbon Grundgebirge 
 
12   Anhang  171 
Anhang 12: Baugrundaufschluss 2, Wüllnerstraße, Physikalische Chemie) [BREDDIN et al. 
1963, KNAPP 1957] 
(Entfernung zur geplanten Bohrung „RWTH-1“: 205 m NNW) 
 
Teufe 
[m] 
Mächtigkeit 
[m] 
Petrologie  Stratigrafie 
0,50 0,50 Aufschutt qh künstliche Aufschüt-
tungen 
1,00 0,50 Mutterboden qh Mutterboden 
2,30 1,30 Schluff, feinsandig, schwach 
schluffig, entkalkt, gelb 
qp Lösslehm 
4,30 2,00 Schluff, feinsandig, schwachto-
nig, kalkhaltig, graugelb 
qp Schwemmlöss 
5,50 1,20 Grobschluff, mit Einlagerungen 
von Mergelkalk und Feuerstei-
nen 
qp Schwemmlöss 
5,90 0,40 Schluff, humos, entkalkt qp Lösslehm 
9,00 3,10 Sand, mit Lagen von Feuerstei-
nen 
qp Feuersteinkies 
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Anhang 13: Baugrundaufschluss 3, Schinkelstrasse, Architektur-Institut [BREDDIN et al. 
1963] 
(Entfernung zur geplanten Bohrung „RWTH-1“: 160 m SW)  
 
Teufe 
[m] 
Mächtigkeit 
[m] 
Petrologie  Stratigrafie 
5,55 5,55 Aufschutt qh künstliche Aufschüt-
tungen 
13,50 7,95 Schluff, sandig, tonig qp Lösslehm und 
Schwemmlöss 
15,10 1,60 Sand, schluffig mit Einlagerun-
gen von Feuersteinen 
qp Feuersteinkies 
17,10 2,00 Sand, mit Einlagerungen von 
Braunkohle 
Kreide Hergenrather Schich-
ten 
18,70 1,60 Ton, schluffig Kreide Hergenrather Schich-
ten 
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Anhang 14: Baugrundaufschluss 4, Templergraben, Hochschulbibliothek [BREDDIN et al. 
1963, LANGGUTH 1960] 
(Entfernung zur geplanten Bohrung „RWTH-1“: 140 m ONO)  
 
Teufe 
[m] 
Mächtigkeit 
[m] 
Petrologie  Stratigrafie 
1,00 1,00 Aufschutt Qh künstliche Aufschüt-
tungen 
2,70 1,70 Schluff, feinsandig,  braun, z.T. 
graubraun, fleckig 
Qp Lösslehm  
3,20 0,50 Schluff, rotbraun, mit Linsen von 
Feinsand, Feuerstein- u. Kreide-
geröllen 
Qp Schwemmlöss 
3,40 0,20 Sand, grau, mit Linsen von 
Schluff 
Qp Schwemmlöss 
4,00 0,60 Schluff, sandig, mit Einlagerun-
gen von Feuersteinen und Krei-
degeröllen 
Qp Feuersteinkies 
4,50 0,50 Grobschluff, tonig, dunkelgrau 
bis schwarz  
Qp Schwemmlöss 
5,00 0,50 Sand, schluffig grünlichgrau Qp Schwemmlöss 
6,30 1,30 Sand, schluffig mit zahlreichen 
Einlagerungen von Feuersteinen 
Qp Feuersteinkies 
 
12   Anhang  174 
Anhang 15: Baugrundaufschluss 5, Templergraben/Elfschornsteinstrasse, RWTH-Gebäude 
[BREDDIN et al. 1963] 
(Entfernung zur geplanten Bohrung „RWTH-1“: 90 m SSO) 
 
Teufe 
[m] 
Mächtigkeit 
[m] 
Petrologie  Stratigrafie 
2,50 2,50 Aufschutt Qh künstliche Auf-
schüttungen 
2,90 0,40 Schluff, feinsandig   Qp Lösslehm  
4,80 1,90 Schluff, sandig, mit Einlagerun-
gen von Feuersteinen und Krei-
degeröllen 
Qp Feuersteinkies 
5,20 0,40 Schluff, grau Qp Schwemmlöss 
7,20 2,00 Schluff, sandig, mit Einlagerun-
gen von Feuersteinen und Krei-
degeröllen 
Qp Feuersteinkies 
9,70 2,50 Ton und Feinsand, dunkelgrau 
bis schwarz  
Kreide Hergenrather 
Schichten  
15,70 6,00 Feinsand, schluffig und Schluff  Verwitterungston 
16,50 0,80 Tonstein, geschiefert O.-Karbon verwitterte Ton-
steine des Ober-
karbons 
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Anhang 16: Baugrundaufschluss 6, Pontstraße, Institut für Kunststoffverarbeitung 
[BREDDIN et al. 1963] 
(Entfernung zur geplanten Bohrung „RWTH-1“: 190 m O) 
 
Teufe 
[m] 
Mächtigkeit 
[m] 
Petrologie  Stratigrafie 
1,20 1,20 Aufschutt qh künstliche Auf-
schüttungen 
1,90 0,70 Mutterboden qh Mutterboden 
4,90 3,00 Feinsand, tonig, schluffig, grau-
grün, gelbbraun 
qp Lösslehm und 
Schwemmlöss 
5,80 0,90 Feuersteinkies, stark sandig, 
braungelb  
qp Feuersteinkies 
6,20 0,40 Ton, schw. sandig, dunkelgrau  Kreide Hergenrather 
Schichten  
9,20 3,00 Feinsand, schwach tonig, dun-
kelgrau  
Kreide Hergenrather 
Schichten  
11,10 1,90 Ton, schwarzgrau, mit verwitter-
ten Tonsteinen, geschiefert 
 Verwitterungston 
11,20 0,10 Tonstein, geschiefert, schwarz-
grau 
O.-
Karbon 
verwitterte Tonstei-
ne des Oberkarbons 
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Anhang 17: Baugrundaufschluss 7, Eilfschornsteinstrasse, RWTH-Gebäude Maschinenbau 
[BREDDIN et al. 1963] 
(Entfernung zum geplanten Super C: 155 m SO) 
 
Teufe 
[m] 
Mächtigkeit 
[m] 
Petrologie  Stratigrafie 
3,20 3,20 Aufschutt Qh 
künstliche Aufschüt-
tungen 
4,50 1,30 Schluff, feinsandig, braun   Qp Lösslehm  
8,30 3,80 Schluff, feinsandig, grau Qp Schwemmlöss 
9,00 0,70 Schluff, grau Qp Feuersteinkies 
13,20 4,20 
Ton und Feinsand, dunkelgrau 
bis schwarz  
Kreide 
Hergenrather 
Schichten  
14,00 0,80 
Schluff- und Tonstein, dunkel-
grau 
 Verwitterungston 
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Anhang 18: Geologische Vorprofile zur Bohrung „RWTH-1“ 
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Anhang 19: Schichtenfolge in der Geothermie-Bohrung "RWTH-1" [OESTERREICH 2005] 
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Anhang 20: Schichtenfolge der Bohrung „RWTH-1“ und Kerne [OESTERREICH 2005] 
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